
This is a digital copy of a book that was preserved for generations on library shelves before it was carefully scanned by Google as part of a project 
to make the world's books discoverable online. 

It has survived long enough for the Copyright to expire and the book to enter the public domain. A public domain book is one that was never subject 
to Copyright or whose legal Copyright term has expired. Whether a book is in the public domain may vary country to country. Public domain books 
are our gateways to the past, representing a wealth of history, culture and knowledge that 's often difficult to discover. 

Marks, notations and other marginalia present in the original volume will appear in this file - a reminder of this book's long journey from the 
publisher to a library and finally to you. 

Usage guidelines 

Google is proud to partner with libraries to digitize public domain materials and make them widely accessible. Public domain books belong to the 
public and we are merely their custodians. Nevertheless, this work is expensive, so in order to keep providing this resource, we have taken Steps to 
prevent abuse by commercial parties, including placing technical restrictions on automated querying. 

We also ask that you: 

+ Make non-commercial use of the file s We designed Google Book Search for use by individuals, and we request that you use these files for 
personal, non-commercial purposes. 

+ Refrain from automated querying Do not send automated queries of any sort to Google's System: If you are conducting research on machine 
translation, optical character recognition or other areas where access to a large amount of text is helpful, please contact us. We encourage the 
use of public domain materials for these purposes and may be able to help. 

+ Maintain attribution The Google "watermark" you see on each file is essential for informing people about this project and helping them find 
additional materials through Google Book Search. Please do not remove it. 

+ Keep it legal Whatever your use, remember that you are responsible for ensuring that what you are doing is legal. Do not assume that just 
because we believe a book is in the public domain for users in the United States, that the work is also in the public domain for users in other 
countries. Whether a book is still in Copyright varies from country to country, and we can't off er guidance on whether any specific use of 
any specific book is allowed. Please do not assume that a book's appearance in Google Book Search means it can be used in any manner 
any where in the world. Copyright infringement liability can be quite severe. 

About Google Book Search 

Google's mission is to organize the world's Information and to make it universally accessible and useful. Google Book Search helps readers 
discover the world's books white helping authors and publishers reach new audiences. You can search through the füll text of this book on the web 



at |http : //books . google . com/ 




über dieses Buch 

Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Regalen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfügbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 

Das Buch hat das Urheberrecht überdauert und kann nun öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 

Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei - eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 

Nutzungsrichtlinien 

Google ist stolz, mit Bibliotheken in partnerschaftlicher Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nichtsdestotrotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu verhindern. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 

Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 

+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche für Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 

+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials für diese Zwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 

+ Beibehaltung von Google -Markenelementen Das "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 

+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 

Über Google Buchsuche 

Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser Welt zu entdecken, und unterstützt Autoren und Verleger dabei, neue Zielgruppen zu erreichen. 



Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter http : //books . google . com durchsuchen. 



CR 

H AH V ARD LAW 



liliiiiiii 



3 2044 056 945 553 



't 'sr. 



DIE 



A ^ ^-- 



POLIZEIAUFSICHT 



NACH 



ÖSTERREICHISCHEM RECHTE 



MIT 



BESONDERER RÜCKSICHT AUF DIE BESTIMMUNGES 
DER NEUESTEN STRAFGESETZENTWÜRFE 



vos 



D«: ALOIS ZUCKER, 

OHD, PROPE?550R AN OEU K. K, CAHL-FERümANDS^lTfUTEHSITAT 
MIT BÖHMISCHER VORTRAa^SPlUCtU: IN PRAG. 



PRAG. 

VCHLAÜ VON f\i. ItlYNAÖ. 
ieö4. 



ß^fj^^mt, f9^f 




HARVARD LAW LIBRARY 



FROM THE LIBKARY 



HETNRTOTI LAMMASOH 



Received May 25, 192z. 



m 



■^ -"• 'v "^ .'^ 



Xe\y^(y,; 



*' 



J^ 



DIE \^ 



POLIZEIAUFSICHT 

NACH 6 01 

ÖSTERREICHISCHEM RECHTE 

MIT 

BESONDERER RÜCKSICHT AUF DIE BESTIMMUNGEN 
DER NEUESTEN STRAFGESETZENTWÜRFE 

VON 



D« ALOIS ZUCKER, 

ORD. PROFESSOR AN DER K. K. CARL-FERDINANDS-ÜNIVERSITÄT 
MIT BÖHMISCHER VORTRAGSSPRACHE IN PRAG. 



PRAG. 

VERLAG VO'N FR. UIVNÄÖ. 

1894. 



-^ ^. 






MAY 2 51922 



Druck von J. Otto in Prag. 



Vorwort. 



Aus einer beabsichtigten Besprechung des im Jahre 1892 
erschienenen Fuhr'schen Buches über die Polizeiaufsicht ist 
die vorstehende Abhandlang herausgewachsen, was zur Ent- 
schuldigung einzelner, dem Verfasser wohlbekannter Unvoll- 
kommenheiten derselben dienen mag. 

Fuhr sowohl als Berner, die die „Polizeiaufsicht" zum 
Gegenstande einer selbstständigenBehandlunggeraachthaben — 
Letzterer im 33. Bande des Gerichtssaals 1881 — widmeten, 
was ihnen nicht zum Vorwurfe gemacht werden will, der 
Polizeiaufsicht nach österreichisdfeöM Rechte keine be- 
sondere Aufmerksamkeit. 

Der Verfasser vermeint aber, dass gerade in Österreich 
die Gesetzgebung über Polizeiaufsicht eine sehr beachtens- 
werthe Rolle spielt und dass insbesondere den älteren Be- 
stimmungen über dieselbe eine Bedeutung zukömmt, der man 
bei Gelegenheit der Besprechung der Arbeiten Anderer nicht 
genügend Rechnung zu tragen vermag. 

Diese Bestimmungen, deren Kenntnisnahme vielfach er- 
schwert erscheint, glaubte der Verfasser Jenen nicht vorent- 
halten zu dürfen, die das Institut der „Polizeiaufsicht" einer 
eingehenden Erörterung und Beurtheilung für werth erachten 
sollten. 

Es lag aber noch ein weiterer Grund vor, der den Ver- 
fasser dieser Abhandlung davon abhielt, seine Anschauungen 
über die Polizeiaufsicht in den beschränkten Rahmen einer 
blossen Buchanzeige zu zwängen. 
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Nach äusserst langwierigen, sehr umständlichen Vor- 
bereitungen steht die österreichische Legislation im Begriffe 
mit der Schaffung eines neuen Strafgesetzes vorzugehen. 

Die Entwürfe des Letztern halten die Polizeiaufsicht in 
einer so strengen, rücksichtslosen Fassung aufrecht, wie selbe — 
etwa mit Ausnahme Italiens — in keinem andern Staate 
der Welt zu finden ist, und doch hat eine ernste und einge- 
hende Discussion über das Ob und Wie der Polizeiaufsicht 
in Österreich noch nirgends stattgefunden. 

Unter diesen Umständen hielt es der Verfasser für seine 
Pflicht, auf die erwähnte Frage in einer selbstständigen Ab- 
handlung hinzuweisen — ein Unternehmen, zu dem er sich 
durch Umfrage bei zahlreichen bewährten Praktikern er- 
muntert und angeeifert sah. 

Welche Aufnahme und welche Beurtheilung sein Votum 
betreffs der Polizeiaufsicht auch immer finden wird, der leb- 
haften Überzeugung glaubt er Ausdruck geben zu dürfen — 
die Wichtigkeit und die Bedeutung der Frage für die österrei- 
chische Gesetzgebung und Praxis lasse eine eingehendere Er- 
örterung derselben nicht geradezu als überflüssig erkennen. 

Regen diese Zeilen eine solche in irgend welcher Form 
an, so wird der Zweck derselben vollkommen erfüllt sein. 

Prag, im September 1893. 

Der Verfasser. 



I. Zur geschichtlichen Entwicklung der Polizeiaufsicht 
in Österreich. 

Bei dem innigen Zusammenhange zwischen dem älteren 
deutschen und österreichischen Rechte darf die geschichtliche 
Entwicklung der Polizeiaufsicht in Deutschland der Darstel- 
lung desselben Institutes im österreichischen Recht zu Grunde 
gelegt werden. 

Wir können daher, um nicht Gesagtes einfach wieder- 
holen zu müssen, Fuhr's dankenswerthe Abhandlung*) zum 
Ausgangspunkte des historischen Theiles unserer Darstellung 
nehmen, soweit nicht Ergänzungen und Berichtigungen der- 
selben sich als nothwendig ergeben werden. 

Eine solche Berichtigung erscheint uns Fuhr gegenüber 
vor Allem in jenem Punkte nothwendig zu sein, in welchem 
derselbe zwar richtig erkennt, dass die Polizeiaufsicht des 
älteren Rechtes zum Theile mit der sog. poena extraordi- 
naria des gemeinen deutschen Rechtes zusammenhänge, 
aber das Aufkommen dieser poena extraordinaria 
unter Berufung auf Ludovici als die „älteste Autorität* erst 
in die zweite Hälfte des 18. Jahrhunderts verlegt 
wissen will.**) 

Diese Ansicht, die Fuhr mit zwei Urtheilen aus Meister's 
rechtlichen Erkenntnissen (1786) belegt, können wir nicht 
gelten lassen. 

*) Dr. Karl Fuhr, Strafrechtapflege und Socialpolitik. Ein Beitrag 
zur Reform der Strafgesetzgebnng auf Grund rechtsvergleichender und 
statistischer Erhebungen über die Polizeiaufsicht. Berlin 1892. 

**) Führ S. 1 hiezu die Anm. 1, in welcher Fuhr freimilthig be- 
kennt: »Wie weit die Praxis zurückreicht, konnte ich nicht ver- 
folgen, in den Urtheilsgründen wird sich auf Ludovici als die älteste 
Autorität berufen." 

Dr. Zucker: Über Polizeiaufsicht. ^ 



Zahlreiche Quellenstellen, von denen hier nur einzelne 
citirt werden sollen, lassen deutlich erkennen, dass schon 
lange vor Ludovici es Gerichtsgebrauch war, Jenen, der die 
Tortur überstand, ohne ein Geständniss seiner Schuld abzu- 
legen, zu einer ausserordentlichen Strafe zu verurtheilen, aus 
welcher (poena extraordinaria) dann allerdings die Polizei- 
aufsicht hervorgegangen ist. 

So erklärt Benedictus Carpzow P. III Qu. 125. 25: 
„Reum convictum, et in tortura negantem a poena quidem 
ordinaria eximunt, nihilominus tarnen extraordi- 
naria quadam poena eum plectendum esse statuunt." 
Carpzow billigt diese Anschauung mit den Worten: ,Quae 
(haec) opinio propterea consentanea videtur, quod aequum sit, 
asperitate poenae ordinariae quid remitti ac juris rigorem 
temperari, ob tormenta, quae reus de crimine convictus in- 
juria perpessus est: Ab omni tarnen poena immunis hoc 
casu esse nequit Reus semel convictus, plenis probationibus, 
quae vix per tormenta totaliter purgari possunt. 
In quantum vero poena hoc casu sit mitiganda, quodque 
supplicium Reo irrogandum, discretioni judicis coramit- 
tendum est, qui ex probationibus factis, caeterisque 
argumentis et circumstantiis poenam definire debef 

In diesem Sinne und unter Berufung auf Julius Clarus 
rescribirt Carpzow schon im Jahre 1626, also mehr als Ein 
Jahrhundert vor jenem Zeitpunkte, in welchem nach Fuhr's 
Anschauung die Wendung eingetreten sein soll ^ad requisi- 
tionem Praefecti in Newenwalda*: 

.Ob nun wohl Inquisit der an Peter Apeln begnngenen 
Entleibung durch der Zeugen gethane eydliche Aussage zur 
gnüge überwiesen worden, unnd dannhero mit der ordent- 
lichen Straffe der Todtschläger gar wohl belegt werden mögen. 
Dieweil er aber dennoch in ziemlicher scharpffer Frage, darzu 
mans ihme doch nicht hätte kommen lassen sollen, erhalten, 
dass er an der begangenen Entleibung unschuldig sey, und 
darumb keine Wissenschaft habe etc. So mag er auch dero- 
wegen am Leib oder Leben nicht gestrafft werden. Er wird 
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aber gleichwohl zu drey oder vier Jahr lang dess 
Landes billich verwiesen.* 

Weiters bemerkt Carpzow: 

„In cajsu simili Relegationis perpetuae poena füit in- 
dicta M. T. Martisburgum an Küchenmeister Mense April 
1601* und rFustigationis quoque poenam hoc casu dicta- 
vimus cuidam reo facineroso gegen Eissleben Mense Decemb. 
Anno 1613\ 

Ebenso lesen wir in Julius Clarus Sent. lib. V 
§ ult. qu. 24 n. 38 in fine, „dass zwar Einzelne für den 
Torquirten, der Nichts zugestanden, volle Freiheit in Anspruch 
nehmen". „Apud nos autem, quandoque etiam post gravem 
torturam et perseverantiam rei in negatione, ubi iudicia sunt 
valde urgentia, solet Senatus reum condemnare non 
quidem ad poenam ordinariam sed extraordinariam 
puta triremem ad tempus et aliquando etiam in perpetuum, 
praesentius quando reus est valde famosus^ 

dessgleichen „Prosper Farinacius praxis crim. qu. 40. 
n. 11 — latro famosus contra quem populi publica vox, et 
fama, quod talis sit maxime urget, si junctis aliis particula- 
ribus iudiciis et verisimilitudinibus quae isto casu pene con- 
victum reddant, fuerit durissime tortus, et nihilominus in 
tortura perstiterit, licet propter talem persistentiam 
non possit de jure in poenam sanguinis condemnari, 
quia tamen Iudex habet bene animum informatum, quod sit 
malus et quod si eum liberaret, deteriora committeret, po- 
terit propterea illum vel relegare tamquam hominem 
malae famae vel ad opus publicum condemnare, ut 
civitatem malis hominibus purget. 

Aegidii Bossii tractatus tit. de inquisit. n. 30 . . . 
quando in specie gravissimorum delictorum arguebatur, quae 
in tortura, propter magna iudicia sibi illata, nega- 
verat, eum tarnen iudicia ita urgerent ut omnino dicendum 
esset, cum deliquisse. In hoc tamen casu non recordor, 
quod aliquis fuerit morte damnatus sed vel damnatus 
in exilium vel ad triremes missus... 



Lud. Carer, Practica nova causarum criminal. tractatus 
de iudiciis et tortura n, 202. Quid fiendum, si tortus durat 
et persistit in tormentis et in negatione? . . . communis 
practica et observantia est, iudex faciat scribi in actis, 
qualiter tortura fuit moderate adhibita et quae iudicia sunt 
purgata, ideo fuit relaxatus fidejussoribus et sie non in 
totum liberatur aut absolvitur. 

Z enger tractatus de quaestionibus seu torturis reorum 
cap. V n. 2. Et quod attinet ad eum, qui in tortura negarit 
se deliquisse, eflfectus hie est ut ratione iudiciorum absolvi 
debeat ab observatione iudicii et carcere sub juramento 
securitatis; unter Berufung auf die Autorität des Hyppo- 
litus de Marsiliis bestreitet Zenger: iudicem posse reum 
quovis modo condemnare, quam vis ante torturam poteret 
ex probationibus delicti. Etenim probationes, quibus nite- 
batur contra reum jam debilitatae sunt propter perse- 
verantiam ipsius rei in tortura . . . 

Die ausserordentliche Strafe gegen den hartnäckig läug- 
nenden, seiner Übelthat durch die Tortur nicht überwiesenen 
Verbrecher wurde endlich, was Fuhr gleichfalls übersehen 
zu haben scheint, auch von der Theresiana selbst ausdrück- 
lich statuirt. So bestimmt Art. 38, § 28 derselben, dass der- 
jenige, der die Anwendung der Tortur überstanden, ohne ein 
Geständniss abgelegt zu haben, insgemein los- und ledig 
gesprochen werden solle, wogegen in dem unmittelbar fol- 
genden § 29 normirt wird: 

„Es kann aber gleichwohl nicht nur ein stäts läug- 
nender, der die Tortur in Ansehung der Hauptmissethat mit 
beharrlichem Verneinen überstanden hat, jenen Falls, wenn 
er andere Verbrechen, oder in Ansehen des Hauptverbrechens 
einige sträfliche Umstände und Vergehungen eingestanden, 
oder deren rechtsbehörig überwiesen worden, sondern auch 
ein bekennend- und nach vollendeter Tortur wieder läug- 
nender Inquisit jenen Falls, wenn seine Widerrufung ganz 
unwahrscheinlich und boshaft zu seyn befunden wird, zii einer 
ausserordentlichen Bestraffung verurtheilet, oder be- 
wandten Umständen nach, da selber ein gar verdächtig- und 



gefährliche Person wäre, aus dem betreffenden Bezirk abge- 
schaflfet, oder wohl gar, da er ein Ausländer wäre, auch un- 
geachtet, dass er in nichts geständig oder überwiesen 
gewesen, jedoch als ein landsgefährlicher Mensch aus 
Unseren gesammten Erblanden verwiesen werden/ 

An die Stelle dieser „ausserordentlichen Bestrafung", die, 
wie wir sehen, auch die Theresiana bereits genau kennt, 
daher sie unmöglich im Sinne Fuhr's für ein Verlegenheits- 
product der Praxis aus der zweiten Hälfte des 18. Jahr- 
hunderts ausgegeben zu werden vermag, traten später Polizei- 
massregeln zur Verhinderung der Verübung weiterer Ver- 
brechen, u. zw Haft oder strengere Beaufsichtigung des- 
jenigen, der zwar die Folterung überstanden, aber auch 
weiterhin als „gefährliches" Mitglied der Gesellschaft ange- 
sehen werden musste. 

Aus der Anwendung dieser strengen Sicherheits- 
massregeln ist zunächst die Polizeiaufsicht des 
älteren Rechtes hervorgegangen. 

In ähnlicher Weise, wie die Urtheile aus der Meister'- 
schen Sammlung werden auch die Straf urtheile der „Halle'schen 
Juristenfacultät" seitens des Verfassers der „Strafrechtspflege 
und Socialpolitik" überschätzt, wenn er unter Citirung zweier 
Erkenntnisse aus den Jahren 1796 und 1799 die Anwendung 
von Sicherheitsmassregeln nach verbüsster Strafe auf eine 
durch jene Halle'schen Erkenntnisse inaugurirte Ge- 
richtspraxis zurückzuführen sucht.*) Fuhr glaubt dies daraus 
folgern zu können, „weil weder in den Urtheilsgründen noch 
in der Rechtfertigung, die Klein gegenüber den mannigfachen 
Angriffen, welche die Facultät wegen dieser Rechtssprechung 
abzuwehren hatte, in seinem Archive veröffentlichte, sich 
eine Bezugnahme auf ältere Rechtslehrer oder frühere Ent- 
scheidungen finde**. 

Die Schwäche einer solchen Argumentation leuchtet von 
selbst ein. Der Mangel einer ausdrücklichen Berufung auf 
andere Autoritäten kann doch wohl nicht den Nachweis dafür 
liefern, dass die Mitglieder der Halle'schen Juristenfacultät das 

*) Fuhr, R. R. 0. S. 6 u. ff. 
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obcrwähntc Institut der Anwendung von Sicherheitsmassregeln 
gegen den Verurtheilten nach verbüsster Strafe geradezu selbst 
erdacht und erfunden haben sollten. Wenn es überhaupt 
eines Nachweises bedarf, dass die Verhängung von Sicher- 
heitsmassregeln nach verbüsster Strafe bereits früher be- 
kannt war, so citiren wir den Urtheilen aus den Jahren 1796 
und 1798 gegenüber das Strafgesetzbuch Josef IL aus dem 
Jahre 1787, welches in seinem IL Theile § 32 ausdrücklich 
bestimmt; 

„Die Strafe des politischen Verbrechens des Diebstahls 
ist nach dem Grade des unterlaufenen Betruges und des dem 
Beschädigten zugefügten Schadens: Arrest, Züchtigung mit 
Streichen uud sonstige Verschärfung. 

Bei Wiederholung des Verbrechens ist die Vorsehung zu 
treffen, dass der Schuldige auch nach ausgestandener 
Strafe durch angemessene Zeit unter der Aufmerk- 
samkeyt der Polizey in Ansehung seiner Aufführung 
und ehrbaren Nahrungserwerbung gehalten werde.* 

Die Polizeiaufsicht nach überstandener Strafe erscheint 
hiedurch für Österreich schon betreffs eines weit früheren 
Zeitpunktes als desjenigen, den Fuhr vor Augen hat, ausser 
aller Frage gestellt. 

Indess von den erwähnten Irrthümern abgesehen, lässt 
sich der Darstellung Fuhr's, so weit sie die geschichtliche 
Entwicklung des Institutes der Polizeiaufsicht in Deut^ch- 
land betrifft, im Allgemeinen beipflichten und insbesondere 
erscheint jener Theil derselben beachtenswerth, in welchem 
die Anschauungen der Halle'schen Juristenfacultät und deren 
Einflus^ auf die Theorie des gemeinen Rechtes zu Anfang 
des vorigen und zu Beginn dieses Jahrhunderts unter Klein's 
führender Autorität dargelegt werden. Es ist von Interesse 
anzusehen, wie sehr sich dieser Rechtslehrer durch die Praxis 
bezüglich der poena extraordinaria beunruhigt fühlte 
und wie er in einer Reihe kleinerer Abhandlungen immer 
und immer wieder auf dieses Thema zurückkömmt, um die 
Haltlosigkeit der damaligen Rechtsanschauungen betreffs des 
Wesens und des Zweckes der poena extraordinaria darzuthun 



und deren Ersatz durch Verhängung von „Sicherheitsmass- 
regeln% die ihrem Wesen nach der heutigen Polizeiaufsicht 
gleichkommen, zu befürworten. So stellt er sich zunächst 
(Arch. des Kriminalrechtes — I, IL 2. S. 27 — ) die Frage, ob 
der Richter die Grenzen seiner Gewalt überschreite, wenn er 
gegen den, welchen er einstweilen freispricht oder auch mit 
einer Strafe belegt, auf Sicherheifsmassregeln erkennt? Zwar 
scheine es, als ob der Richter bei einem solchen Verfahren 
den Polizeibeamten in ihr Amt greife und es könnte viel- 
leicht zweckwidrig erscheinen, wenn entfernte Spruchcol- 
legien auf solche Sicherheitsmassregeln erkennen, weil nur 
die Obrigkeit des Ortes zu einer zweckmässigen Bestim- 
mung derselben „geschickt* ist; „allein aus alledem," so er- 
klärt Klein, „folge Nichts, als dass der Richter hiebei mit 
Vorsicht verfahren und der Obrigkeit Vieles überlassen müsse.* 

In einem zweiten sich unmittelbar anschliessenden Auf- 
satze — Arch. des Crimr. I, H. 2, S. 29 — wirft Klein die 
Frage auf, „ob ein Verbrecher nach ausgestandener Strafe 
„annoch* zur Sicherheit des gemeinen Wesens gefangen 
gehalten werden dürfe"? und in einem dritten Aufsatze (S. 32) 
fragt der unermüdliche Kritiker, „ob der Unterschied zwischen 
Freiheitsverlust zur Strafe und zur künftigen Sicherheit des 
Staates sich mit der Meinung „vertrage", dass der Zweck der 
Strafe die Verhütung künftiger Verbrechen sei*? 

Die Herausgeber des Archives des Criminalrechtes, denen 
ein gewisses Verdienst um die rechtliche Begründung des 
Institutes der Polizeiaufsicht, so weit sie in Deutschland und 
Österreich schon vor der Reception des analogen französi- 
schen Rechtsinstitutes zur Geltung gelangte, nicht abge- 
sprochen zu werden vermag, schritten endlich (1798) „um 
die Auflösung dieser ebenso schwierigen als wichtigen Auf- 
gabe zu bewirken", zur Ausschreibung eines für die dama- 
ligen Verhältnisse ziemlich hohen Preises von 50 Rthlr. in 
Gold und verlangten die Beantwortung der Frage: 

»Inwiefern lässt sich eine ausserordentliche Strafe, welche 
nicht als blosses Sicherheitsmittel, sondern als eigentliche 
Strafe erkannt wird, rechtfertigen? und wenn dieses nicht 
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möglich ist, welches Mittel kann man an deren Stelle setzen, 
um, auf der einen Seite das gemeine Wesen gegen listige 
und hartnäckige Verbrecher und auf der andern die ohne 
ihre Schuld Verdächtigen gegen den Eigendünkel und die 
Willkühr des Richters zu schützen?* 

Von den eingelaufenen Arbeiten gelangten vier zur Ver- 
öffentlichung (Arch. des Criminalrechtes Bd. III), an der 
Spitze derselben die mit dem Preise gekrönte Abhandlung 
E i s e u h a r t's, deren Inhalt Fuhr ziemlich ausführlich skizzirt,*) 
wogegen wir mit einigen Worten auf die von Fuhr unbe- 
achtet gebliebenen Abhandlungen der übrigen Preiswerber 
zurückkommen zu sollen glauben, weil sich in ihnen die 
gemeinrechtliche Doctrin jener Epoche, die auch auf das 
österreichische Rechtsleben nicht ohne Einfluss blieb, aufs 
Deutlichste abspiegelt. 

Ebenso wie Eisenhart verwirft Vezin (Arch. des Crimi- 
nalrechts B. 3, St. 3, S. 43 u. ff.) die Verhängung einer ausser- 
ordentlichen Strafe bei unvollständigem Beweise; dieselbe sei, 
insoferne sie gegen den nicht vollkommen überwiesenen Be- 
schuldigten verhängt werde, in der That eine sehr ausser- 
ordentliche Strafe. Guilty ar not guilty — darunter gebe es 
kein Mittel! 

Der Angeschuldigte sei des ihm angeschuldigten Ver- 
brechens überwiesen oder nicht überwiesen, mithin in den 
Augen des Richters schuldig oder unschuldig. Ist er jenes, 
so müsse die ordentliche, das heisst die in dem Gesetze auf 
das Verbrechen bestimmte Strafe wider ihn erkannt; ist er 
dieses, so könne er gar nicht gestraft werden. Dieser Satz 
sei unwiderleglich, die entgegengesetzte Meinung sei geradezu 
abenteuerlich. 

Aber es sei Recht und Pflicht des Staates Sicherheit zu 
verschaflen und daher von dem eines Verbrechens nicht voll- 
kommen überführten, aber doch durch eigene Schuld sehr 
verdächtigen, mithin sehr gefährlichen Menschen Bürg- 
schaft zu verlangen, an deren Stelle, wenn sie nicht geleistet 

*) Fuhr, a. a. 0. § 3. 



zu werden vermag, Verwahrung oder strenge Polizei- 
aufsicht zu treten hat. 

Vezin leitet das Recht zu diesen Massregeln aus Art. 176 
der Carolina ab, welcher unter der Überschrift: „Von Straf 
oder Versorgung der Personen, von denen man aus erzeigten 
Ursachen Übel und Missethat warten muss^ — ausdrücklich 
Folgendes bestimmt: 

„Wenn von einem Menschen, weil er die Urphede ge- 
brochen, oder nach verbüsster Missethat mit einer ähn- 
lichen gedroht, und doch das Leben nicht verwirkt hätte, 
oder andern genügsamen Ursachen nicht zu erwarten 
stehe, dass er seine Mitbürger mit gewaltsamen thätlichen 
Beschädigungen verschonen, oder sie bei ihren Rechten un- 
gekränkt Hesse, und dann dieser Verdacht rechtlich erwiesen 
sey: so solle derselbe, falls er nicht nothdürftige Caution, 
Gewissheit oder Sicherheit zu leisten vermöge, bis dahin, 
dass solches geschehen, im Gefängnisse aufbewahrt werden.* 

Auf diesen Wortlaut der citirten Bestimmung sich be- 
rufend, vermeint Vezin, dass dort, wo die Carolina gilt, 
nach Art. 176 und da, wo sie nicht gilt, nach der allgemeinen 
Analogie des Strafrechtes der Richter allerdings befugt sei, 
in den Fällen, da man sonst zu der ausserordentlichen Strafe 
seine Zuflucht nahm, mithin gegen zwar unüberführte, aber 
doch durch ihre Schuld verdächtige und gefährliche Personen, 
Sicherungs- und Präventionsübel zu erkennen. 

Ein weiteres Gutachten (Bergk, Arch. des Crimr. III. H. 3 
S. 65) verwirft gleichfalls die ausserordentliche Strafe bei 
unvollständigem Beweise und die weitere Anhaltung eines 
Verbrechers, der seine Strafzeit überstanden hat. Der Staat 
solle im letztern Falle dem Entlassenen Arbeit ver- 
schaffen, er müsse für Arbeitshäuser sorgen, wo es 
für den Unbeschäftigten zu thun gibt. 

Die Polizei mag über einen offenbar Schuldigen, der 
seine Freiheit wieder erhält, wachen und ihn durch ihre 
Aufmerksamkeit vom Verbrechen abhalten, aber diese Ver- 
fügung dürfe nur solche treffen, zu deren Verurtheilung bloss 
noch das Eingeständniss mangelt; darüber, ob Jemand einer 
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derartigen Aufsicht der Polizei übergeben werden soll, hätten 
Geschworene zu entscheiden. 

Im Gegensatze zu den hier citirten Abhandlungen stellt 
sich die Darlegung Zachariae's — Arch. des Crimr. III. St. 1, 
S. 1 u. flf.) — auf den Standpunkt, dass der Staat berechtigt 
sei, nicht bloss auf Grund eines vollkommenen Beweises, 
sondern auch auf den Verdacht hin, dass der Angeschuldigte 
das Verbrechen begangen habe, eine — ausserordentliche — 
Strafe zu verhängen, diese Strafe sei aber als eine Art von 
Sicherheitsleistung zu betrachten und diese kann erfolgen: 

1. durch ein blosses Versprechen keine weiteren Ver- 
brechen zu begehen, 

2. durch Pfandbestellung und durch Bürgschaftsleistung, 

3. durch die Beschränkung des Aufenthaltes einer ge- 
wissen Person auf einen gewissen Ort (Confination) und durch 
Verhaftung. 



Uns interessirt in der reichhaltigen Doctrin, die sich 
über diese ganze Frage entwickelte, mit Rücksicht auf die 
österreichischen Verhältnisse vornehmlich jener Streitpunkt, 
der darin gipfelte, ob der Richter eine Ingerenz auf die Ver- 
hängung der Polizeiaufsicht auszuüben habe, oder ob Ver- 
hängung und Vollzug derselben ausschliesslich Sache der 
Verwaltungsbehörden sei. Die oben citirten Schriftsteller, 
insbesondere Eisenhart, nehmen die Ausübung des Polizei- 
rechtes für den „peinlichen** Richter in Anspruch. „Wer 
anders als der peinliche Richter könne und dürfe bestimmen^ 
ob der Inquisit nur einen unvollständigen Beweis gegen sich 
habe, in welchem Grade er verdächtig ist und ob der ihn 
beschwerende Verdacht von der Beschaffenheit sei, um die 
Ergreifung von Sicherheitsmassregeln zu rechtfertigen.* 

Andere Schriftsteller, wie insbesondere Leyser (medit. 
Sp. 641. 10, 11, 12), Struben (Rechtl. Bed. Th. 2, B. 117) 
und Feuerbach (Revision Th. 1, S. 334) behaupten dagegen, 
dass der peinliche Richter zu nichts Anderem befugt sei, als 
nach dem Gesetze zu urtheilen, und dass derselbe seine Ge- 
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walt widerrechtlich überschreite, wenn er selbst polizeiliche 
Verfügungen erlasse. Er habe daher nur über die Lage der 
Dinge und über die zu treffenden Sicherheitsmassregeln an 
die „höchste" Regierung zu berichten und dieser anheim zu 
geben, was dieselbe darauf zu verfügen für nöthig erachte. 

Der letztere Standpunkt, den insbesondere Feuerbach 
vertrat, hat die österreichische Gesetzgebung vollkommen zu 
dem ihrigen gemacht, indem das Strafgesetz vom 3. Sep- 
tember 1803, Th. II, § 455 Folgendes verfügt: 

„Überzeugt sich das Criminalgericht aus der Untersuchung, 
dass die nur aus Abgang rechtlicher Beweise erfolgende un- 
bedingte Entlassung des Beschuldigten aus dem Gefängnisse 
oder des Verurtheilten aus dem Straforte für die öffentliche 
Sicherheit sehr bedenklich sein würde, so soll es im ersten 
Falle vor der Kundmachung des Urtheils, im zweiten vor 
Ende der Strafzeit die Umstände sammt allen Acten dem 
Obergerichte vorlegen.* 

„Das Obergericht hat die Anzeige an die oberste Justiz- 
stelle, diese aber die weitere Anzeige mit ihrem Gutachten 
an die politische Hofstelle zu machen, damit von derselben 
die zweckmässigen politischen Vorkehrungen getroffen werden.* 

Die im österr. Rechte mit einer gewissen Vorliebe 
festgehaltene Selbstständigkeit der Criminal- und Verwal- 
tungsbehörden, die wir schon bei einem andern Anlasse 
hervorgehoben haben — Meine Untersuchungshaft IL S. 23 
u. flf. — erscheint hier ins volle Licht gestellt. Der Richter 
muss sich an das Obergericht, dieses an die oberste Justiz- 
stelle und letztere an die politische Hofstelle wenden, damit 
erst im Wege des erneuerten Instanzenzuges das Nothwendige 
rücksichtlich der Verhängung der Polizeiaufsicht vorge- 
kehrt werde. 

Die Nicht-Einmengung des Richters in die „Geschäfte* 
der mit der Obsorge für die allgemeine Sicherheit betrauten 
Behörden erscheint hier zum obersten Princip erhoben und 
in nahezu schroffer Unabhängigkeit von einander walten 
Justiz- und Polizeibehörden ihres Amtes; die Justiz hat nur 
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mit der bereits verübten, die Polizei mit der erst zu ge- 
wärtigendeu Übelthat zu thun. 

Von dieser Unabhängigkeit der Verwaltung gegenüber 
der Justiz geben jene fast zahllosen politischen Verordnungen 
und Erlässe Zeugniss, durch welche ohne jede Rücksicht auf 
den Inhalt des ergangenen richterlichen Erkenntnisses das 
Verfahren gegen die aus den Strafanstalten tretenden Sträf- 
linge und die wegen Mangel an Beweis (ab instantia) ent- 
lassenen üntersuchungsgefangenen geregelt erscheint. 

So wird nach einer noch in die Regierungszeit der 
Kaiserin Maria Theresia fallenden Hof-Entschliessung 
vom 30. Mai 1778 den aus dem Straforte tretenden Deli- 
quenten »untersagt sich ohne Erlaubniss von ihrem ange- 
wiesenen Aufenthaltsorte wegzubegeben; insofeme sie aber, 
ohne erwirkte Erlaubniss sich dennoch hinweg und zur 
Landstreichung begäben, so ist sogleich von dem betreffenden 
Wirtschaftsamte an das Kreisamt und von da ebenfalls 
unverweilt, nebst Beischliessung der Beschreibung zur nöthi- 
gen zu treffenden Vorkehrung die Anzeige an die Landes- 
stelle zu machen. Eine weitere Bestimmung dieser Hofent- 
schliessung lautet: „Abgestraften Deliquenten soll ins- 
besondere durch Anhaltung zur Arbeit der so viel 
thunliche Lebensunterhalt verschafft werden.* 

Im unmittelbaren Zusammenhange mit der erwähnten 
Hofentschliessung steht das Hofkanzleidecret vom 17. Octo- 
ber 1811, Inhalt dessen „Bei Veränderung des Wohnbezirkes 
diejenige Behörde, in deren Bezirk der entlassene Sträfling 
übertritt, zur gleichmässigen Aufsicht anzuweisen sei 
und die Polizeibehörden, beziehungsweise die Ortsobrigkeiten 
die erforderliche Aufmerksamkeit auf diejenigen Individuen 
zu verwenden haben, welche nach ausgestandener Strafe aus 
den Straforten entlassen worden sind". 

Speciell für Wien wurden nachfolgende, das Wesen der 
damaligen Polizeiaufsicht klar kennzeichnende Verordnungen 
erlassen : 

„Die Polizeybehörde hat darüber zu wachen, dass die 
aus dem Criminal- oder politischen Verhafte entlassenen 



Sträflinge... ihren ordentlichen Nahrungserwerb fin- 
den und hiedurch vom Rückfalle in die abgebüssten oder 
in andere Vergehen abgehalten werden" (Hofkanzleidecret 
vom 3. October 1811). 

„Jeder aus einem Strafarreste entlassene Verbrecher 
oder schwerer Polizeyübertreter ist einer immerwährenden 
Aufsicht zu unterziehen und es ist zu verhüthen, dass sie 
nicht so leicht die wieder erhaltene Freiheit missbrauchen" 
(Hofkanzleidecret vom 28. Juli 1811). 

„Die Polizey-Ober-Direction hat nach den vorhandenen 
Daten selbst die nöthige Aufmerksamkeit auf die betreffenden 
Individuen zu wenden, und zugleich auch die Ortsobrigkeit 
jener Gegend — wohin der Sträfling zu gehen sich 
erklärt — von seiner Ankunft zu benachrichtigen, damit 
der entlassene und wieder in Freiheit gesetzte Sträfling sich 
nicht allein von dem angegebenen Aufenthalte nicht unbe- 
merkt entfernen, sondern auch zugleich unter den Augen 
der wachenden Behörde bleiben kann." 

In einem Circulare der Polizey-Ober-Direction vom 
31. October 1825 wird verordnet, „dass es nothwendig sei 
alle jene Individuen, welche aus dem Strafhause entlassen 
werden, bei ihren Austritte sogleich einer fortwährenden 
genauen polizeilichen Überwachung zu unterziehen" etc. 

Ein ganzes System von Bestimmungen, wie mit den 
entlassenen Sträflingen zu verfahren sei und von welchen 
Intentionen der Gesetzgeber sich hiebei leiten lasse, gibt 
uns die wiederholt publicirte Verordnung des böhmischen 
Guberniums vom 6. März 1834 Z. 7174 Prov. Ges. S., welche 
lautet: 

„Schon nach der am 16. Februar 1809 Z. 2332 in Folge 
Hofkanzlei-Decretes vom 28. Dezember 1808 Z. 24.652 er- 
lassenen Gubernialverordnung haben Se. Majestät bei dem 
Umstände, dass mehrere Fälle vorgekommen sind, wo die 
Sicherheit und das Eigenthum durch Sträflinge verletzt worden 
ist, zu verordnen geruht, dass Verbrecher zwar nach 
ausgestandener Strafe nicht weiter ihrer Freiheit 
beraubt werden können, wohl aber während ihres Arrestes 
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«alles Mögliche zur Bewirkung ihrer Besserung vorgelcehrt 
und fest darauf gehalten werden müsse, dass die po^ 
litischen undPolizeybehörden dergleichen entlassene 
Sträflinge in strenge Aufsicht nehmen und möglichst 
sorgen, damit sie durch Müssiggang der bürgerlichen 
Gesellschaft nicht wieder schädlich werden.* Nun 
folgt die Aufzählung der einzelnen Verordnungen und Erlässe 
über diesen Gegenstand, worauf es weiter heisst: 

„Ungeachtet dieser allerhöchsten und hohen Verordnungen 
haben doch mehrfältig vorgekommene Fälle die Überzeugung 
geliefert, dass die öffentliche Sicherheit, zumal auf dem 
flachen Lande, besonders dadurch gefährdet werde, weil die 
politischen Obrigkeiten die vorgeschriebene Aufsicht über die 
entlassenen Sträflinge nicht gehörig und sorgfältig genug 
führen und dadurch den Hang dieser Menschen zum Müssig- 
gange und zur Landstreicherei mit allen daraus hervor- 
gehenden Verbrechen nähren und begünstigen. 

Das Gubemium findet sich demnach bemüssigt die in 
dieser Beziehung bestehenden gesetzlichen Vorschriften wie- 
derholt zur strengsten Beobachtung zu republiciren." 

In diesem Sinne wird verordnet: 

1. Dass die Obrigkeit anzuzeigen habe, wenn ein ihr 
als heimkehrend angezeigter Sträfling in seiner Heimats- 
gemeinde nicht zur rechten Zeit eintrifft 

2. u. 3. Dass die Obrigkeit dafür Sorge tragen 
solle, damit der entlassene Sträfling sich seinen 
Unterhalt verdiene. 

4. Dass der entlassene Sträfling in seinem Wohnorte 
unter besondere Aufsicht zu stellen sei, damit das Amt oder 
der Magistrat von jeder seiner Handlungen, durch welche 
die öffentliche oder Privatsicherheit gefährdet erscheinen 
könnte, sogleich Kenntniss erhalte. 

5. Dass die Reisen und Entfernungen vom angewiesenen 
oder sonst gewählten Wohnorte nur gegen besondere Er- 
laubniss vorgenommen werden dürfen. 

6. Dass die Unverbesserlichen in das Zwangsarbeitshaus 
abgegeben zu werden haben." 
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Verordnungen ähnlichen Inhaltes ergehen in den Jahren 
1836 und 1837, weiters im Jahre 1839 und speciell für 
N.-Österreich im Jahre 1845 u. s. w. 

In die neuere Zeit fällt ein Erlass der Wiener Stadt- 
hauptmannschaft vom 21. Mai 1861 Z. 9828, welcher unter 
Berufung auf vielfache, bereits früher erlassene Vorschriften 
bezüglich der Polizeiaufsicht erklärt: „Diese Beaufsichtigung 
ist jetzt noch dringender angezeigt, als sie es in frühereu 
Jahren war, sie besteht überall und selbst in Frankreich 
müssen gefährliche Subjecte nach abgebüsster Strafe für so 
lange zur Verfügung der politischen Behörden gestellt werden, 
als diese es für nothwendig erachtet, und die für die Sicher- 
heitsbehörden im lombard.-venet. Königreiche aufgestellten 
„disciplina per una rigorosa serveglianza sui precettati piü 
periculosi" schreiben vor, dass dergleichen Individuen einer 
ganz besondern ununterbrochenen genauen Invigilirung unter- 
zogen, mit eigenen Büchelchen über ihr Thun und Treiben 
versehen, strenge controUirt zum Beimhausebleiben vom 
abendlichen Ave Maria bis zu den Frühstunden verhalten 
und zu diesem Zwecke von Zeit zu Zeit bei Nacht in ihren 
Wohnungen Visitationen vorgenommen werden müssen ..." 

Nach diesem Vorbilde wird für die Stadt Wien ver- 
ordnet: 

1. In jedem Bezirke ein Veizeichniss der unter beson- 
derer Polizeiaufsicht stehenden Personen zu führen u. s. w. 
und die Übersiedlung eines Überwachten in einen anderen 
Bezirk sofort bekannt zu geben; 

2. die überwachten „Subjecte" werden angewiesen den 
jedesmaligen Wechsel ihres Aufenthaltes allsogleich der poli- 
tischen Obrigkeit anzuzeigen, ausserdem jede Woche, oder 
nach Erforderniss auch öfters vor derselben zu erscheinen 
und nachzuweisen, 

a) ob sie eine Beschäftigung oder Erwerb haben; 
h) worin dieser besteht; 

c) ob sie die verflossene Woche hindurch fortwährend bei 
Hause waren oder wo sie sich aufgehalten hatten und 
ob sie 

d) alle Nächte regelmässig zu Hause zubrachten. 
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3. Bei einer etwaigen Entfernung hat das Reiseziel und 
der ßeisezweck genau nachgewiesen zu werden* 

4. Diese Beschränkungen haben aber nur so lange fort- 
zudauern, als sich keine ernstliche Besserung des Subjectes 
erwarten lässt. Wenn dagegen eines dieser Individuen ohne 
eigene Schuld und ungeachtet eines guten Willens nicht 
vermögend wäre ein Erwerb zu finden, so ist ihm „hiebei 
den allerhöchsten Absichten gemäss, nach Möglich- 
keit vermittelnd an die Hand zu gehen*. 

In ähnlicher Weise ergeht die V. 0. des Min. der Justiz 
von 5. März 1853 Nr. 44 R.-G.-B1., mittels welcher das 
Hofd. vom 30. November 1821 Z. 1818 der J. G. S. republi- 
cirt wird ; dasselbe enthält in § 5, Abs. die Bestimmung : 
«Überhaupt wird es den Polizei- und politischen Behörden 
zur strengsten Pflicht gemacht, nach Massgabe der beste- 
henden Vorschriften die polizeiliche Aufsicht über entlassene 
Sträflinge zu pflegen." 

Eine endliche Regelung erfuhr die Polizeiaufsicht durch 
eine nicht publicirte Verordnung des Ministeriums des Inneren 
im Einvernehmen mit dem Justiz- und Polizeiministerium 
vom 15. Juni 1860 Z. 18.795 über die Behandlung der aus 
den Straf- und Zwangsarbeitshäusern tretenden Individuen. 

Nach Inhalt derselben sollen die austretenden Sträflinge 
von der Gefangenhauscommission in drei Classen getheilt 
werden : 

ä) in die Gebesserten, b) in die Besserungsfähigen, c) in 
die Unverbesserlichen. 

Bezüglich der entlassenen Sträflinge der 1. Kategorie 
haben sich die Sicherheitsbehörden jeder ostensiblen Be- 
aufsichtigung, wodurch das verbüsste Verbrechen ohne 
Nutzen für die Gesellschaft, wohl aber zum Schaden 
des Sträflinges ruchbar werden könnte, zu enthalten. 

Es ist daher insbesondere untersagt über das Benehmen 
des Sträflings Erkundigungen bei denjenigen Personen einzu- 
holen, bei welchen derselbe in Arbeit oder in den Dienst 
getreten, oder zu welchen er sonst in Beziehungen gekommen ist. 
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Sträflinge der zweiten Kategorie sind in ihrem 
selbst gewählten Aufenthaltsorte gehörig zu überwachen, 
dürfen sich aus demselben ohne besondere Erlaubnis nicht 
entfernen, die Behörden haben aber mit allem Eifer ihnen 
bei der Suche nach einem redlichen Nahrungserwerbe 
behilflich zu sein. Haben sie — in der Freiheit — 
Proben einer wahrhaften Besserung an den Tag gelegt, so 
sind sie von den politischen oder Polizeibehörden ausser 
Aufsicht zu setzen. 

Sträflinge der dritten Kategorie werden mittels Schub 
in ihre Zuständigkeitsgemeinde gesendet, und dort mittels 
schriftlichen Erkenntnisses der zuständigen Sicherheitsbehörde 
unter öffentliche Aufsicht gestellt, wodurch sie verpflichtet 
werden sich ohne behördliche Bewilligung von ihrem Aufenthalts- 
orte nicht zu entfernen und von jeder Veränderung in ihrem 
Unterstande und Erwerbe der Aufsichtsbehörde Anzeige zu 
machen. Insoweit es im Interesse der öffentlichen Sicherheit 
erforderlich und insoweit es dem Zwecke der Besse- 
rung, der auch bei dieser Gattung von Sträflingen 
das vorzüglichste Augenmerk der Behörden sein 
muss, dienlich ist; können dem Sträflinge mit Rücksicht auf 
dessen Alter, Eigenschaften und Neigungen, mit Rücksicht auf 
die von ihm verübten Verbrechen und die Art und Weise, wie 
er sie begangen hat, dann mit Rücksicht auf die örtlichen 
und sonstigen Verhältnisse noch andere Gebote oder Ver- 
bote auferlegt werden, welche die Behörde in ihrem 
Erkenntnisse klar und deutlich zu bezeichnen hat. 

Hiebei wird es aber der erkennenden Behörde zur 
strengsten Pflicht gemacht, keine Beschränkungen 
oder Pflichten aufzuerlegen, die eine überflüssige, 
durch den Zweck der öffentlichen Sicherheit nicht 
gebotene Belästigung enthalten, oder wodurch der 
Sträfling gar gehindert würde, sich seinen Unter- 
halt in ehrlicher Weise zu verdienen. 

Die Behörde hat dieses Erkenntnis dem entlassenen 
Sträflinge vorzulesen und zu behändigen und es sü*ht dem- 
selben der Recurs an die Landesstelle zu. 

Dr. Zucker: Über Polizeiaufsicht. 2 
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Übertretungen der im Erkenntnisse ausgedrückten Ge- 
bote oder Verbote sind von der Aufsichtsbehörde nach § 11 
der k. V. 0. vom 20. April 1854, Z. 96 R.-G.-BI. zu bestrafen. 

Einzelne Verbote oder Gebote können nach Massgabe 
der Umstände und des Verhaltens des entlassenen Sträflings 
abgeändert und aufgehoben und bei anhaltender Besserung 
des Sträflings hat die Behörde das Erkenntnis ganz ausser 
Kraft zu setzen. 

Bemerkenswerth ist die bezüglich aller drei Kategorien 
der entlassenen Sträflinge erlassene Schlussbestimmung des 
§ 15. Derselbe lautet: 

Die Aufsichtsbehörden haben sich gegenwärtig zu halten, 
dass mit der blossen polizeilichen Überwachung der hier in 
Frage stehenden Individuen ihre Aufgabe nicht abgethan 
ist. Sie haben vielmehr Mittel und Wege zu suchen, 
wodurch dieselben zur Arbeit und Ordnung gewöhnt 
werden. Ist der entlassene Sträfling ein Handwerker, 
so ist dafür zu sorgen, dass er sein Handwerk fort- 
setzen kann. Ist dies nicht der Fall, oder sollte sich 
zur Fortsetzung des Handwerkes keine Gelegenheit 
ergeben, so hat die Aufsichtsbehörde dahin zu wirken, 
dass ein solches Individuum entweder bei Privaten 
in Dienst gebracht oder zu Gemeinde- oder sonstigen 
öffentlichen Arbeiten verwendet werde. DieGemeinde- 
vorstetfer sind berufen und verpflichtet zu diesena 
Zwecke mitzuwirken. 

* * * 

Überblicken wir die hier citirten Verordnungen und 
Erlässe, deren Zahl, wenn wir die Bestimmungen über Schub, 
Ausweisung, Errichtung der Zwangsarbeits- und Besserungs- 
anstalten hinzurechnen, sich auf mehr als ein halbes Tau- 
send beläuft, so ergibt sich, dass die so vielfach aufgestellte 
Behauptung: „Die Polizeiaufsicht sei aus dem französischen 
Rechte recipirt worden** eine irrige sei.*) Dieselbe ist ein 



*) Holtzendorff in seinem Rechtslexicon „Polizeiaufsicht". „Aus dem 
französischen Rechte ist sie von den deutschen Strafgesetzbüchern auf- 
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autochthoncs, durch zahlreiche und eingehende Bestimmungen 
sorgsam geregeltes Institut. 

Hieran wird Nichts geändert, wenn die letztcitirten Ver- 
ordnungen und Erlässe sich stellenweise auf die französische 
Praxis berufen, da dies sich nur auf die äussere Gestaltung des 
Institutes, nicht aber auf die Rechtsbasis desselben bezieht. 

Das entscheidende Moment liegt darin, dass das franzö- 
sische Recht die Polizeiaufsicht als eine Nebenstrafe an- 
sieht, die in bestimmten Fällen mit der Hauptstrafe dem 
Gesetze nach urtheilsmässig verbunden werden kann, wäh- 
rend in Österreich und dies noch vor Kurzem ,,die Polizei- 
aufsicht gegen entlassene Gefangene*' sich nur als eine be- 
sondere Art der auch sonst vorgeschriebenen nothwendigen 
Aufsicht der Sicherheitsbehörde über verdächtige Personen 
darstellte und deshalb ausschliesslich in die Competenz 
der Polizeibehörde fiel. 

Darum hatte die letztere allein den concreten Fall zu 
prüfen und über ihn zu entscheiden, die richterliche Behörde 
war nur befugt, beziehungsweise verpflichtet von ihrer eigenen 
Anschauung der ihr vorgesetzten richterlichen Oberbehönle 
Mittheilung zu machen, die diese Mittheilung wieder an die 
politische Laudesbehörde zu leiten hatte (§ 317 der Straf- 
processordnung vom 29. Juli 1853). 

Die Polizeiaufsicht über entlassene Sträflinge und über 
die ab instantia Freigesprochenen hat in Österreich seit 
mehr als einem Jahrhunderte die eingehendste und sorg- 
fältigste Erörterung gefunden. Der aus der Strafauatalt Ent- 
lassene war nach zwei Richtungen hin Gegenstand der eifrig- 
sten Fürsorge der Gesetzgebung. 

Man suchte die Gesellscbaft vor ihm, zugleich aber auch 
durch geeignete Übeigangsbestimmung ihn vor der Gesell- 
schaft zu schützen^ indem Bestimmungen erlassen wurden, 
welche die Rückkehr des Sträflings zu der Gesellschaft er- 
leichtern und befördern sollten. 



genommen worden.^ Bern er Strafgesetzgebnng in Deutschland § 121 in 
flne HäUchner, Das gemeine deutsche Strafrecht § 251, Schütze, Lhrb. 
des d. Stmfrechtes (2. Aufl.) § 28 n. a. 
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Zwisclien der „Obrigkeit" und dem „Ei)tlasseuen" 
hat zunächst ein auf den natürlichen Beziehungen der 
Unterthanenschaft beruhendes, überdies noch insbesondere 
eingehend geregeltes Verhältnis platzgegriffen, in welchem 
neben der Strenge gegen jeden Excess des Beaufsichtigten 
eine wahrhaft väterliche Fürsorge um das ehrliche Fort- 
kommen desselben platzugreifen hatte, und man kann sich 
wohl kaum der Anschauung verschliessen, dass manche Ver- 
ordnung, die dieses Verhältnis zu regeln hatte; das Richtige 
diesfalls zu treffen wusste. 

So war es nicht allein der Obrigkeit der ständischen 
Epoche, sondern auch noch den landesfürstlichen Polizeibe- 
hörden einer späteren Zeit zur besonderen Pflicht gemacht, 
Mittel und Wege ausfindig zu machen, um die aus der Strafe 
oder Untersuchungshaft Entlassenen zur Arbeit und zur 
Ordnung anzugewöhnen, dahin zu wirken, dass ein solches 
Individuum einen passenden Dienst erhalte, das erlernte Ge- 
werbe weiter betreibe, kurz sein ehrliches Brod finde, um 
vor Rückfällen in das frühere Leben gewahrt zu sein. 

Erst in zweiter Linie stand damals die strengere 
Beaufsichtigung des Entlassenen, die Controle seines Thuns 
und Lassens vom Standpunkte der Sorge um die öffentliche 
Sicherheit. 

Es ist in diesem Punkte eine bemerkenswerthe Analogie 
mit dem Systeme des englischen Rechtes, dessen später noch 
gedacht werden soll, zu verzeichnen. Das, was in England 
erst nach mehrfachen anderweitig vorgenommenen vergeb- 
lichen Versuchen, als praktische Lösung der Frage erkannt 
wurde: Die amtliche Thätigkeit darauf zu concentriren, zu- 
nächst, um das harte Loos des entlassenen Sträflings zu 
lindern, sodann aber auch, um jeder Ausschreitung desselben 
mit Festigkeit und Strenge zu begegnen — das wurde früh- 
zeitig auch in Österreich anerkannt, angestrebt, aber leider 
nicht zur wünschenswerthen Entwicklung gebracht! 
. Zumeist unter dem Einflüsse politischer Verhältnisse, 
hat, wie wir zeigen werden, die Ausgestaltung der Polizei- 
aufsicht in Österreich eine andere Richturg eingeschlagen 
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als jene, die ihr ursprünglich eigen war, und gerade da- 
durch gieng die Möglichkeit verloren, zu den angestrebten, 
erspriesslichen Resultaten zu gelangen. 

Auf den bisher entwickelten vielverhelssenden Stamm 
wurde die fremdrechtliche Polizeiaufsicht als Neben- 
strafe und Straffolge aufgepfropft und hiedurch büsste 
das Institut jene Eigenschaften ein, die es bisher dazu prae- 
destinirt hatten, auch zu Gunsten des „Beaufsichtigten" wirken 
zu können. 

Die Polizeiaufsicht, die früher über dem Entlassenen 
stand, um sein Verhältnis zur Gesellschaft zu regeln, w\andte 
sich nunmehr als Nebenstrafe ausschliesslich gegen den- 
selben und hiebei nahm sie jene kalten bureaukratischen Formen 
an, unter deren Herrschaft weder das Interesse der Gesell- 
schaft noch jenes des Beaufsichtigten irgend welche w^esent- 
liche Förderung zu erfahren vermag. 

Über die Dauer der Strafzeit hinaus sollte nunmehr 
dem Verurtheilten Übles zugefügt werden, und er soll die 
Folgen seines Thun^ auch nach der Verbüssung der eigent- 
lichen Strafe zu empfinden haben. 

Das Moment der Fürsorge um den Beaufsichtigten, die 
Berücksichtigung der Lage, in der er sich nach seiner 
Entlassung befindet, gelangt in der Gestaltung, welche die 
Polizeiaufsicht in den neueren noch heute geltenden Gesetzen 
erhält, nicht mehr zum Ausdruck; er soll nur mehr der Gewalt 
des Gesetzes sich beugen, das zum Schutze des Gemeinwesens 
wider ihn erlassen wurde. 

Ob aber dieser Schutz des Gemeinwesens durch die Polizei- 
aufsicht verwirklicht zu werden vermag, und ob das Einzeln- 
interesse des Beaufsichtigten jenem Streben zur Gänze auf- 
geopfert werden darf, wird einer eingehenden Erörterung und 
Prüfung zu unterziehen sein. 



II. Die Polizeiaufsicht über entlassene Sträflinge nach 
den gegenwärtigen gesetzlichen Bestimmungen. 

Die Darstellung derselben muss von § 26 des geltenden 
Strafgesetzes vom 27. Mai 1852 ihren Ausgangspunkt nehmen. 

Der letzte Absatz desselben bestimmt: 

„Die Regelung der Vorschriften über die Stellung abge- 
strafter Verbrecher unter Polizeiaufsicht und die Bestimmung, 
inwiefern die Gerichte dabei Einfluss zu nehmen haben, bleibt 
besonderen Anordnungen vorbehalten* 

Sinn und Zweck der hier citirten Bestimmung erläutert 
in geradezu autoritativer Weise jener österreichische Rechts- 
gelehrte, dem die Hauptarbeit bei der „neuen Ausgabe* des 
Strafgesetzbuches vom 3. September 1803 zugefallen war. 

Hye (Commentar S. 422) erklärt: „Dieser Schlusssatz ist 
vor der Hand noch rein theoretischen Inhalts, indem 
er die Zukunft eines für die öifentliche Sicherheit sehr noth- 
wendigen Praeventivinstitutes in Aussicht stellt, welches eine 
in der Praxis oft empfundene Lücke in dem Systeme der 
vaterländischen Gesetzgebung ausfüllen soll, obgleich das- 
selbe wenigstens in seinen leitenden Grundsätzen 
dem bisherigen Strafgesetze vom 3. September 1803 
(Zeuge dafür ist sein §455 des ersten Theiles) nicht 
fremd war. 

Allein in den neuen deutschen Strafgesetzen hat man 
dasselbe viel genauer motivirt, und mit Vermeidung jener 
mannigfachen Nachtheile, welche es nach der Erfahrung in 
Frankreich nach sich gezogen hat, nur auf gewisse Verbrechen 
und vorzüglich gefährliche Individuen beschränkt... Dankens- 
werth ist es, dass der höchste Gesetzgeber jetzt schon erklärte, 
„dass auf die Verhängung und Handhabung dieser polizei^ 
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liehen Aufsicht auch die Gerichte einen Einfluss haben 
werden, indem gerade dadurch am zuverlässigsten jene man- 
nigfachen Gefahren für die bürgerliche Gesellschaft hintan- 
gehalten werden, welche die einseitige Verhängung und Voll- 
ziehung derselben durch die Polizeigewalt nach sich ziehen 
könnte'* 

Die Hoffnung des Verfassers und Commentators des revi- 
dirten Strafgesetzes gieng jedoch nicht sofort in Erfüllung. 

Die am Schlüsse des vorangehenden Abschnittes citirte, 
dem Strafgesetze vom Jahre 1852 nachgefolgte Verordnung 
vom 15. Juni 1860 legte die Statuirung und Durchführung 
der Polizeiaufsicht noch zur Gänze in die Hand der Ver- 
waltung, wenngleich das französische System schon in ein- 
zelnen Punkten bezüglich der Art und Weise der Überwa- 
chung des unter Polizeiaufsicht Gestellten zum Durchbruche 
gelangt war. 

Die volle Reception des französischen Systems, welches 
die Polizeiaufsicht als Nebenstrafe unter die Ingerenz des 
Richters gestellt wissen will, vollzog sich erst später, und 
zwar zum grossen Theile unter einem mehr politischen Ge- 
sichtspunkte. 

Die mit dem Jahre 1861 in Österreich eingetretene Ver- 
fassungsaera brachte die üblichen Staatsgrundgesetze betreffend 
den Schutz der politischen Freiheit, der Freizügigkeit, des 
Hausrechtes auch in Österreich zur formellen Wirksamkeit 
und Anerkennung. 

Mit diesen verfassungsmässigen Freiheiten glaubte man 
das Institut der Polizeiaufsicht, wie es nach Massgabe der 
bisher geltenden Verordnungen und Erlässe gehandhabt wurde, 
nicht mehr in Einklang bringen zu können und so war man 
bemüht einen Modus zu finden, nach welchem das genannte 
Institut, auf das man nicht verzichten zu können glaubte, 
neben den staatsgrundgesetzlichen Bestimmungen über Frei- 
heit der Person, des Hausrechtes u. s. w., aufrecht erhalten 
zu werden vermöchte. 

Der Vorgang gestaltete sich hiebei zu einem überaus 
einfachen. 
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Man gab den polizeilichen Befugnissen, die sich bisher 
auf Verordnungen, Circuläre, Erlässe stützten, eine andere 
Basis, indem man erklärte: Die erwähnten Befugnisse werden 
fortan auf Grund eines Gesetzes ausgeübt; sobald die gesetz- 
gebenden Factoren eine Vorlage annahmen, in welcher die 
polizeilichen Befugnisse gesetzliche Sanction erhielten, ver- 
meinte man allen Anforderungen des Rechtsstaates vollkommen 
entsprochen zu haben. 

Weiters recipirte man die französische Lehre von der 
Polizeiaufsicht, indem man dieselbe als Nebenstrafe oder Straf- 
folge bei Verurtheilung wegen bestimmter Delicte statuirte; 
man gab dem Richter die Befugnis die Zulässigkeit der Polizei- 
aufsicht auszusprechen und trug sodann kein Bedenken, der 
Polizeibehörde die wirkliche Verhängung und den Vollzug der- 
selben zu überlassen. Bei dieser überaus einfachen Umge- 
staltung des bis dahin rein polizeilichen Institutes fand man 
es aber für gut, die Bestimmungen bezüglich der Handhabung 
der Polizeiaufsicht aufs äusserste zu verschärfen, so dass 
Österreich das traurige Vorrecht besitzt, die strengste Polizei- 
aufsicht zu haben — neben Deutschland, dessen gesetzliche 
Bestimmungen über Polizeiaufsicht durch das deutsche Reichs- 
strafgesetz wesentlich gemildert wurden, neben Ungarn, 
welches das erwähnte Institut nie anerkannt hat. 

In diesem Sinne ergieng zunächst das Gesetz vom 27. Juli 
1871 Nr. 88 R.-G.-Bl. in Betreff der Regelung der polizei- 
lichen Abschaffung und des Schubwesens. ^) 



*) Dasselbe lautet in seinen Hauptbestimmungen §§1,2,4,5,6,7: 
§ 1. Die Abschiebung aus einem bestimmten Orte oder Gebiete 
mit der Verweisung an die Zuständigkeitsgemeinde oder bei Personen, 
welche dem Geltungsgebiete dieses Gesetzes nicht angehören, über die 
Grenze dieses Gebietes darf aus polizeilichen Hticksichten nur gegen 
nachstehend bezeichnete Personen erfolgen, als : a) gegen Landstreicher 
und sonstige arbeitsscheue Personen, welche die öffentliche Mildthä- 
tlgkeit in Anspruch nehmen; h) gegen ausweis* und bestimmungslose 
Individuen, welche kein Einkommen und keinen erlaubten Erwerb nach- 
weisen können; c) gegen öffentliche Dirnen, welche dem behördlichen 
Auftrage zur Abreise keine Folge leisten; d) gegen aus der Haft 
tretende Sträflinge und Zwänglinge, insofern sie die Sicher- 
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An dieses schloss sich das Gesetz vom 10. Mai 1873 Nr. 108 
R.-G.-BL, womit polizeistrafrechtliche Bestimmungen wider 



holt der Person oder des EigeDthums gefährden. Bei wieder- 
holfer Abschiebung kann das Verbot der Rückkehr ausgesprochen 
werden. 

§ 2. Die polizeiliche Abschaffung aus einem oder mehreren 
Orten mit dem Verbote, dahin jemals oder binnen einer bestimmten 
Zeit zurückzukehren, darf nur gegen die im § 1 bezeichneten Personen 
und nach den Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes stattfinden. 
Sie hat dann einzutreten, wenn die Gefährdung der Öffentlichen Inter- 
essen, !U deren Schutz die Abschiebung bestimmt ist (§ 1), vorzugs- 
weise nur für den Ort besteht, aus welchem die Person entfernt werden 
soll. Die Abschiebung oder Abschaffung einer Person aus ihrer Zu- 
ständigkeitsgeraeindo ist unstatthaft. Mit der Erwerbung der Zustän- 
digkeit an einem Orte erlischt die Wirkung der Abschaffung aus dem- 
selben. Ausserdem können Personen, welche in dem Geltungsgebiete 
dieses Gesetzes nicht heimatberechtigt sind, wenn sich ihr Aufenthalt 
daselbst aus Rücksichten der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit als 
un/ailässig darstellt, aus dem ganzen Geltungsgebiete dieses Gesetzes 
oder aus einem bestimmten Theile desselben abgeschafft werden. Die 
Fälle, aus denen auf Landesverweisung oder Abschaffung als Strafe 
oder Strafvercfchärfung zu erkennen ist, werden durch die Strafgesetze 
bestimmt. Das den Gemeinden nach den Gemeindegesetzen zus:ehendc 
Recht der Ausweisung bleibt durch dieses Gesetz unberührt. 

§ 4. Die Abschiebung einer Person mittelst Zwangspasses oder 
mittelst Schubes, sowie die polizeiliche Abschaffung darf nur auf Grund 
eines rechtskräftigen Erkenntnisses der competenten Behörde erfolgen. 
Jedem solchen Erkenntnisse hat die Feststellung der Zuständigkeit und 
des gesetzlichen Grundes zur Abschiebung oder Abschaffung voraus- 
zugehen, und ist hievon dem Landesausschusse des Heimatlandes die 
Anzeige zu machen. 

§ 5. Zur Fällung der Erkenntnisse auf Abschiebung oder Ab- 
schaffung sind als Schubbehörden berufen a) die Polizeidirection und 
deren cxponirte Organe und, wo solche nicht bestehen, b) diejenigen 
landesfürstlichen tder Comipunalbehörden, welchen die Führung der 
politischen Amtsgeschäfte übertragen ist. Den unter h) bezeichneten 
Coiumunalbehörden kann die Fällung der Abschiebungd- und Abschaf 
fungserkenntnisse im Verordnungswege auch an Orten übertragen werden, 
wo sich eine Polizeidirection befindet. Die Ausführung und Abschiebung 
obliegt jenen Gemeinden, welche als Schubstation bestellt sind. 

§ 6. Durch die Landesgesetzgebung kann auch ausser den Fällen 
des § 5 lit. b)y die Fällung der Schuberkenntnisse einzelnen Gemeinden 
des Landes im übertragenen Wirkungskreise zugewiesen werden. 



Arbeitsscheue und Landstreicher erlassen werden*), wobei 
auf den Inhalt des früher erlassenen Gesetzes gar kein Be- 
dacht genommen wurde. 



§ 7. Über Recnrse gegen Abschiebangs- und Abschaffungserkennt- 
nisse (§ 5 lit. a und b) entscheidet der Landeschef, gegen dessen 
Entscheidung ein weiterer Kecurs unzulässig ist Die Recurse gegen 
die Abschiebungserkenntnisse sind sofort, gegen die Abschaffungser- 
kenntnisse aber binnen drei Tagen nach der Kundmachung derselben 
einzubringen und haben aufschiebende Wirkung. 

*) Gesetz vom 10. Mai 1873. Nr. 108 R.-G.-BL, womit polizeistraf- 
rechtliche Bestimmungen wider Arbeitsscheue und Landstreicher er- 
lassen worden: 

§ 1. Wer ohne bestimmten Wohnort oder mit Verlassung seines 
Wohnortes geschäfts- oder arbeitslos herumzieht und sich nicht aus- 
weisen vermag dass er die Mittel zn seinem Unterhalte besitze oder 
redlich zu erwerben suche, ist als Landstreicher mit Arrest von acht 
Tagen bis zu einem Monate zu bestrafen. 

Bei wiederholter Verurtheilung ist auf strengen Arrest von einem 
bis drei Monaten und auf eine oder mehrere der im § 253 des Straf- 
gesetzes vom 27. Mai 1852 unter a-e bezeichneten Verschärfungen der 
Strafe zu erkennen. 

§ 2. Arbeitsfähige Personen, welche wegen Verfälschung öffent- 
licher Creditspapiere, Mttnzverfalschung, Brandlegung, Raub oder wegen 
Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigkeit durch gefahrliche Dro- 
hung (§ 99 Str.'G.), des Diebstahles oder Betruges oder wiederholt 
wegen Übertretung des Diebstahles, Betruges bestraft worden sind, 
können, wenn seit der Abbüssung ihrer Strafe noch nicht drei Jahre 
verflossen sind, von der Sicherheitsbehörde angewiesen werden, sind 
innerhalb einer ihnen bestimmten Frist darttber auszuweisen, dass sie 
sich auf erlaubte Welse ernähren. 

Kommen sie diesem Auftrage aus Arbeitsscheu nicht nach, so sind 
sie mit Arrest von drei bis vierzehn Tagen zu bestrafen. 

Im Wiederholungsfalle kann auf strengen Arrest bis zu einem 
Monate und auf die im § 253 des Strafgesetzes unter a—e bezeichneten 
Verschärfungen erkannt werden. 

§ 3. Die Ausstellung von Z**ugni8sen über Unglücksfälle oder 
Armut, welche bestimmt sind, zum Betteln im Herumziehen von Ort zn 
Ort gebraucht zu werden, ist untersagt. 

Die Übertretung dieses Verbotes ist mit Geldstrafe von zehn bis 
hundert Gulden zu ahnden. 

§ 4. Personen, welche wegen Verfälschung öffentlicher Credits- 
papiere, wegen Münzverfalschung oder wegen strafbarer Handlungen 
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Das letzterwähnte Gesetz erfuhr wieder wesentliche Modi- 
ficationen und wird zum Theil aufgehoben durch das Gesetz 



wider fremdes Eigenthum zu einer mehr als sechHmonatlichen oder 
wiederholt zu kürzeren Freiheitsstrafen, oder welche als Landstreicher 
verurtheilt worden sind, und für die Sicherheit des Eigenthnmes ge- 
fährlich erscheinen, können mit den im § 9 dieses Gesetzes bezeichneten 
Wirkungen unter Polizeiaufsicht gestellt werden. 

§ 5. Wenn die Voraussetzungen des § 4 eintreten, hat das in der 
Hj»uptsache erkennende Strafgericht im Urtheile die Zulässigkeit der 
Stellung unter Polizeiaufsicht auszusprechen. 

Für die Berufung gegen die bezügliche Entscheidung gelten die 
selben Vorschrif en, welche für die Berufung gegen das in der Haupt- 
sache ergehende Urthcil Anwendung finden. 

§ 6. Hinsichtlich derjenigen Personen, bei welchen zur Zeit der 
Wirksamkeit des gegenwärtigen Gesetzes die im § 4 vorgezeichneten 
Voraussetzungen bereits vorhanden sind, hat das Strafgericht die Zu- 
lässigkeit ihrer Stellung unter Polizeiaufsicht auszusprechen, wenn sie 
neuerdings wegen einer der im § 4 bezeichneten strafbaren Handlungen, 
oder wenn sie wegen der Übertretung des Betteins oder in Gemässheit 
des § 2 des gegenwärtigen Gesetzes wegen Arbeitsscheu verurtheilt 
werden. 

§ 7. Den politischen Behörden erster Instanz und den in einzelnen 
Städten befindlichen I. f. Polizeibehörden kommt es zu, die vom Straf- 
gerichte für zulässig erkannte Stellung unter Polizeiaufsicht zu ver- 
hängen. 

Wo neben 1. f. Polizeibehörden Geschäfte der Sicherheitspolizei 
den Gemeinden insbesondere übertragen werden, steht diese Verhängung 
der Communalbehörde zu. 

Die Gemeindevorstände sind verpflichtet, zn der Beaufsichtigung 
mitzuwirken und die bezüglichen Anordnungen der politischen Behörde 
zu vollziehen. 

§ 8. Mit der Stellung unter Polizeiaufsicht kann die politische 
Behöi*de (§ 7) ausser den Fällen des § 4 auch gegen diejenigen aus 
dem Straforte austretenden Veruitheilten vorgehen, rücksichtlich deren 
das erkennende Gericht noch vor Beginn der Wirksamkeit des gegen- 
wärtigen Gesetzes die Bestimmung des zweiten Absatzes des § 317 der 
Strafprocessordnung zur Anwendung gebracht hat. 

§ .9. Die Stellung unter Polizeiaufsicht darf nicht über drei Jahre 
vom Tage der Entlassung aus der Strafe angefangen, ausgedehnt werden. 

Durch dieselbe darf Derjenige, über welchen sie verfügt wird, in 
seiner persönlichen Freiheit nur insoweit beschränkt werden, als es 
die naehfolgenden Bestimmungen gestatten: 
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vom 24. Mai 1885 Nr. 89 R.-G.-Bl , womit strafrechtliche 
Bestimmungen in Betreff der Zulässigkeit der Anhaltung in 



a) Es kann ihm von der die Polizeiaufsicht verhängenden Behörde 
(§ 7) der Aufenthalt in einzelnen Gebieten oder Orten gänzlich 
untersagt oder auch ein bestimmter Ort zum Aufenthalte ange- 
wiesen und zur Pflicht gemacht werden, diesen oder einen von 
ihm selbst gewählten Aufenthaltsort nicht ohne Erlaubnis zu ver- 
lassen. Doch darf ihm der Aufenthalt in seiner Zuständigkeits- 
gemeinde niemals untersagt werden. 

b) Er ist verpflichtet, jeden Wechsel seiner Wohnung noch an dem- 
selben Tage der Sicherheitsbehörde anzuzeigen, auf jedesmalige 
Aufforderung vor derselben zu erscheinen und über seine Be- 
schäftigung, seinen UnterhaH oder Erwerb, sowie über seinen 
Verkehr mit anderen Personen Auskünfte zu geben. 

c) Die Sicherheitsbehörde kann ihm auch die Verpflichtung aufer- 
legen, sich in bestimmten Fristen bei ihr persönlich zu melden, 
sie kann ihm untersagen an bestimmten Versammlungen Theil zu 
nehmen, gewisse Räumlichkeiten zu besuchen und zur Nachtzeit 
und zur Zeit eines ausserordentlichen Zusammenströmens von 
Menschen ohne zwingenden Grund seine Wohnung zu verlassen. 

d) Es darf bei ihm zum Zwecke der politischen Aufsicht jederzeit 
eine Haus- oder Personsdurchsuchung vorgenommen werden. 
Die in diesem Paragraphe bezeichneten Massnahmen sind jedoch 

nur in soweit, als sie durch die Umstände geboten erscheinen und stets 
mit thunlichster Schonung des Rufes und Erwerbes der zu überwachenden 
Person in Anwendung zu bringen und wenn ihre Noth wendigkeit ent- 
Hillt, sofort aufzuheben. 

§ 10. Wer unter Polizeiaufsicht gestellt ist und den ihm in Ge- 
mässheit des § 9 a—c auferlegten Beschränkungen und Verpflichtungen 
zuwider handelt oder keine Folge leistet, ist mit Arrest von ein bis 
vierzehn Tagen zu bestrafen. 

Im Wiederholungsfalle kann auf strengen Arrest bis zu einem 
Monate und auf die im § 253 des Str.-G. unter a—e bezeichneten Straf- 
verschärfungen erkannt werden. 

§ 11. Wird eine unter Polizeiaufsicht stehende Person wegen einer 
neuen strafbaren Handlung der im § 4 bezeichneten Art vcrurtheilt, 
so kann die Polizeiaufsicht über dieselbe auf drei Jahre vom Tage der 
Entlassung aus der letzten Strafe angefangen, verlängert werden. 

§ 12. Die Untersuchung und Bestrafung der in den §§ 1, 2, 3 
und 10 bezeichneten Übertretungen findet durch die Gerichte statt. 

Insolange jedoch in einzelnen Städten die 1. f. Polizeibehörden 
die Gerichtsbarkeit in erster Instanz nach Massgabe des Gesetzes vom 
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Zwaugsarbeits- oder Besserungsanstalten getroffen wurden — 
ein Gesetz, welches man durch ein am gleichen Tage erlassenes 



22. October 1862 R.-G.-Bl. Nr. 72 und des § 9 der Strafprocessordnung 
vom 29. Juli 1853 auszuüben haben, sind dieselben auch berufen in 
gleicher Weise über die bezeichneten Übertretungen abznurtheilen. 

§ 13. Gegen arbeitsscheue Personen, welche sich der in den §§ 1, 2 
und 10 bezeichneten Übertretungen oder der Übertretung der gewerbs- 
mässigen Unzucht (§§ 609 und ölO Str.-G.) oder der Übertretung des 
Betteins (§§517 und 519 Str.-G.) schuldig machen, kann das Strafgericht 
im Urtheile die Zulässigkeit der Anhaltung in einer Zwangsaibeits- 
anstalt aussprechen. 

Rticksichtlich der Berufung gegen einen solchen Ausspruch des 
Gerichtes hat die Bestimmung des zweiten Absatzes des § 5 zu gelten. 

§ 14 Der gerichtliche Ausspruch über die Zulässigkeit der Ab- 
gabe in eine Zwangsarbeitsanstalt begründet zugleich die Zulässigkeit 
der Stellung unter Polizeiaufsicht. 

§ 15. Den politischen Landesbehörden kommt es zu, die vom 
Strafgerichte fiir zulässig erkannte Anhaltung in der Zwangsarbeits- 
anstalt zu verhängen und in Vollzug setzen zu lassen. 

§ 16. Die Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanstalt darf ununter- 
brochen nicht länger als drei Jahre dauern. 

Tritt die Besserung früher ein, so ist der Angehaltene vor Ablauf 
dieser Zeit zu entlassen. 

Über den Zeitpunkt der Entlassung entscheidet die politische 
Landesbehörde. 

Wird der Angehaltene vor Ablauf von zwei Jahren entlassen und 
zeigt es sich aus dessen Verhalten, dass seine Besserung nicht einge- 
treten ist, so kann die politische Landesbehörde ohne weiters verfugen, 
dass derselbe in der Zwangsarbeitsanstalt noch während der ganzen 
Zeit angehalten werde, welche bei seiner Entlassung von dem Zeiträume 
von drei Jahren noch nicht abgelaufen war. 

§ 17. Personen, welche das achtzehnte Lebensjahr noch nicht 
überschritten haben, dürfen, wenn die Voraussetzungen der Abgabe in 
eine Zwangsar bei tsanstalt bei ihnen eintreffen, nur in Besserungs- 
anstalten für jugendliche Corrigenden abgegeben werden 

Die Anhaltung in einer Besserungsanstalt kann so lange dauern, 
als es der Zweck der Anhaltung erheischt, jedoch über das zwanzigste 
Lebensjahr nicht ausgedehnt werden. 

Insolange die Errichtung von besonderen Besserungsanstalten nicht 
bewirkt ist, können Personen, welche das achtzehnte Lebensjahr nicht 
überschritten haben, nur an besondere, für die Aufnahme jugendlicher 
Corrigenden ausschliesslich bestimmte Abtheilungen der Zwangsarbeits- 
anstalten abgegeben werden. 
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anderes Gesetz in sinngemässer Weise ergänzen zu müssen 
vermeinte. Der Inhalt des ersteren*) regelt die Frage der 



§ 18. Die Abgabe in eine Bessernngsanstalt kann von dem Straf- 
gerichte auch bei solclien Unmündigen für zulässig erkannt und von 
der politischen Landesbehörde verhängt werden, welche sich einer straf- 
baren Handlung schuldig machen, die nach den Bestimmungen des 
Strafgesetzes nur wegen Unmündigkeit des Thäters nicht als Ver* 
brechen zugerechnet, sondern als Übertretung bestraft wird (§§ 2, lit. 6, 
237 und 269 bis 272 Str..G.). 

In Fällen, in welchen nach § 273 Str.G. der Sicherheitsbehörde 
die Ahndurg und Vorkehrung wegen einer von einem Unmündigen 
begangenen strafbaren Handlung überlassen ist, kann die politische 
Landesbehörde die Abgabe des Unmündigen in eine Besserungsanstalt 
verfugen, wenn derselbe gänzlich verwahrlost und ein anderes Mittel 
zur Erzielung einer ordentlichen Erziehung und Beaufsichtigung des- 
selben nicht ausfindig zu machen ist. 

§ 19. Ausser den in diesem Gesetze bestimmten Fällen darf künftig- 
hin niemand in eine Zwangsarbeits- oder Besserungsanstalt abgegeben 
werden und auch die Anhaltung der dermalen darin befindlichen Per- 
sonen darf die in diesem Gesetze bestimmte Dauer nicht überschreiten. 

Durch diese Bestimmung ist jedoch nicht ausgeschlossen, dass auf 
Antrag der gesetzlichen Vertreter und mit Zustimmung der Pflegschafts- 
behörde jugendliche Personen auch ausser den in diesem Gesetze be- 
zeichneten Fällen in eine Besserungsanstalt für jugendliche Comgenden 
abgegeben werden. 

§ 20. Als Strafgericht im Sinne dieses Gesetzes ist auch jede der 
im zweiten Absätze des § 12 bezeichneten landesfiirstlichen Polizei- 
behörden zu verstehen, insolange die Behörden die Strafgerichtsbarkeit 
über die betreffenden Übertretungen auszuüben haben. 

§ 21. Mit dem Vollzüge dieses Gesetzes sind die Minister des 
Inneren und der Justiz beauftragt. Dieselben haben die erforderlichen 
Ausführungsverordnungen zu erlassen, welche mit Rücksicht auf die 
gebotene Möglichkeit der Abgabe von Verurtheilten in Zwangsarbeits- 
und Besserungsanstalten den Zeitpunkt bestimmen werden, von welchem 
an die Strafgerichte die Abgabe an solche Anstalten für zulässig zu 
erklären haben. 

*) Gesetz vom 24. Mai 1885, Nr. 99 R.-G.-B1., womit strafrecht- 
liche Bestimmungen in Betreff der Zulässigkeit der Anhaltung in Zwangs- 
arbeits- oder Besserungsanstalten getroffen werden. 

Mit Zustimmung der beiden Häuser des Reichsrathes finde Ich 
anzuordnen, wie folgt: 
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Zulässigkeit der Abgabe der sogenannten Corrigenden in die 
Zwangarbeits- nnd Besserungsanstalten, während das am 



§ 1. Wer geschäfts- und arbeitslos umherzieht und nicht nachzu- 
weisen rermag, dass er die Mittel zu seinem Unterhalte besitze oder 
redlich zu erwei ben suche, ist als Landstreicher zu bestrafen Die Strafe 
ist strenger Arrest von ein bis zu drei Monaten; auch kann auf eine 
oder mehrere der im § 253 des Strafgesetzes vom 27. Mai 1852 unter 
a) bis e) bezeichneten Verschärfungen der Strafe erkannt werden. 

§ 2. Wegen Betteins ist zu bestrafen: 

1. Wer an öffentlichen Orten oder von Hans zu Haus bettelt oder 
aus Arbeitsscheu die öffentliche Mildthätigkeit in Anspruch nimmt. 

2 Wer Unmündige zum Betteln verleitet, ausschickt oder Anderen 
überlässt. 

Die Strafe ist strenger Arrest von acht Tagen bis zu drei Monaten. 

§ 3. Arbeitsfähige Personen, welche kein Einkommen und keinen 
erlaubten Erwerb haben und die Sicherheit der Person oder des Eigen- 
tbumes gefährden, können von der Sicherheitsbehörde angewiesen 
werden, innerhalb einer ihnen bestimmten Frist nachzuweisen, dass sie 
sich auf erlaubte Weise ernähren. Kommen sin diesem Auftrage aus 
Arbeitsscheu nicht nach, so sind sie mit streng»^m Arreste von acht 
Tagen bis zu drei Monaten zu bestrafen; auch kann auf eine oder 
mehrere der im § 253 des Strafgesetzes vom 27. Mai 1852 unter a) bis e) 
bezeichn3ten Verschärfungen der Strafe erkannt werden. 

§ 4. Jede Gemeinde, in deren Gebiete eine arbeitsfähige Person 
sich befindet oder betreten wird, welche weder die Mittel zu ihrem 
Unterhalte, noch einen erlaubten Erwerb hat. ist berechtigt, derselben 
eine ihren Fähigkeiten entsprechende Arbeit gegen Eutlohnung oder 
Naturalverpflegung zuzuweisen. Wenn diese Person sich weigert, die 
ihr zugewiesene Arbeit zu leisten, so ist sie mit strengem Arrest von 
acht lagen bis zu einem Monat zu bestrafen. 

§ 5. Die Bestrafung der Frauenspersouen, welche mit ihrem Körper 
unzüchtiges Gewerbe treiben, ist der Sicfaerheitsbehörde überlassen. 
Wenn solche Frauenspersonen 

1. ihr unzüchtiges Gewerbe ungeachtet der polizeilichen Bestra- 
fung fortsetzen, oder 

2. ineoferne polizeiliche Anordnungen bestehen, hiebei denselben 
zuwider handeln, oder 

3. ihr unzüchtiges Gewerbe treiben, obwohl sie wussten, dass sie 
mit einer venerischen Krankheit behafcet sind, oder 

4. durch die Öffentlichkeit ein auffallendes Ärgernis veranlassen, oder 

5. jugendliche Personen verfuhren, so sind sie mit strengesm Arreste, 
und zwar in den unter Ziffer 1 und 2 bezeichneten Fallen in der Dauer 



gleichen Tage, aber unter einer anderen Nummer (90) des 
Reichsgesetzblattes erlassene Gesetz betreffs die Zwangs- 



von acht Tagen bis zu drei Monaten, in den unter Ziffer 3, 4 und 5 
angeführten Fällen aber in der Dauer von einem bis zu sechs Monaten 
zu bestrafen. 

Personen beiderlei Geschlechtes, welche ausser den Fällen des 
§ 5]2 des Strafgesetzes vom 27, Mai aus der gewerbsmässigen Unzucht 
anderer ihren Unterhalt suchen, sind mit strengem Arreste von acht 
Tagen bis zu drei Monaten zu bestrafen. 

In den Fällen Ziffer 1 und 2 tritt die strafgerichtliche Verfolgung 
auf Begehren der Sicherheitsbehörde ein. 

§ 6. Wer unier Polizeiaufsicht gestellt ist und den ihm in Ge- 
mässheit des § 9 lit. a) und e) des Gesetzes vom 10. Mai 1873 (Nr. 108 
R.-G.-Bl.) auferlegten Beschränkungen und Verpflichtungen zuwider 
handelt, wird mit strengem Arreste von acht Tagen bis zu drei Mo- 
naten bestraft; auch kann anf eine oder mehrere der im § 253 des 
Strafgesetzes vom 27. Mai 1852 unter a) bis e) bezeichneten Verschär- 
fungen der Strafe erkannt werden. 

§ 7. Die Untersuchung und Bestrafung der in den §§ 1 bis 6 dieses 
Gesetzes bezeichneten Übertretungen, sowie die Untersuchung und 
Bestrafung der Übertretung des § 3 des Gesetzes vom 10. Mai 1873 
(Nr. 108 R. G.-Bl.) findet durch die Gerichte statt. 

Das Gericht kann im Falle der Verurtheilung im Urtheile die Zu- 
lässigkeit der Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanstalt aussprechen. 

Bezüglich des Ausspruches auf Znlässigkeit der Anhaltung in 
einer Zwaugsarbeitsanstalt kann die Berufung zu Gunsten des Ange- 
klagten ergriffen werden, wenn auf die Znlässigkeit der Anhaltung 
erkannt wurde und zum Nachtheile des Angeklagten, wenn dieselbe 
nicht erkannt wurde. 

§ 8. Die Abgabe in eine Besserungsanstalt kann von dem Straf- 
gerichte auch bei Unmündigen für zulässig erkannt werden, welche 
sich einer strafbaren Handlung schuldig machen, die nach den Be« 
Stimmungen des Strafgesetzes nur wegen Unmündigkeit des Thäters 
nicht als Verbrechen zugerechnet, sondern als Übertretung bestraft wird 
(§§ 2 lit. d;, 237 und 269 bis 272 des Strafgesetzes). 

In Fällen, in welchen nach § 273 des Strafgesetzes der Sicherheits- 
behörde die Ahndung und Vorkehrung wegen einer von einem Un- 
mündigen begangenen strafbaren Handlung überlassen ist, kann die 
Abgabe des Unmündigen in eine Besserungsanstalt verfügt werden, 
wenn derselbe gänzlich verwahrlost und ein anderes Mittel zur Erzielung 
einer ordentlichen Erziehung und Beaufsichtigung desselben nicht aus- 
findig zu machen ist. 
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arbeits- und Besserungsanstalten *) die Regelung des Verhält- 
nisses von Reich zu Land mit Rücksicht auf frühere Compe-* 
tenzbestimmungen vornehmlich zum Zwecke hatte. 

§ 9. Die §§ 509, 510, 511. 517, 518, 519, 520, 521 des aUgemeinen 
Strafgesetzes vom 27. Mai 1852 (Nr. 117 R-G.-Bl.), sowie die §§ 1,* 2, 
10, 12, 13 und IS des Gesetzes vom 10. Mai 1873 (Nr. 108 R.-G.-BI), 
womit polizeistrafrecbtliche Bestimmungen wider Arbeitsscheue und' 
Landstreicher erlassen wurden, eind aufgehoben. 

§ 10. Mit dem Vollzuge dieses Gesetzes sind Meine Minister des 
Inneren und der Justiz beauftragt. 

*) Gesetz vom 24 Mai 1885 Nr 90 R.-G -BL, betreffend die Zwangs- 
arbeits- und Besserungsanstalten. 

Mit Zustimmung beider Heuser des Reichsrathes finde Ich anzu- 
ordnen, wie folgt: 

§ 1. In den im Reicharathe vertretenen Königreichen und Ländern 
ist für eine den Anforderungen der öffentlichen Sicherheit entsprechende 
Anzahl von Zwangsarbeitsanstalten vorzusehen. 

Die Vorsorge für die Anstalten ist Sache des Landes. Es können 
auch mehrere Länder sich zur Errichtung einer gemeinschaftlichen, 
Zwangsarbeitsanstalt vereinigen. 

Der Landesgesetzgebung bleibt es vorbehalten, zu bestimmen, ob 
solche Anstalten auch von Bezirken oder von Gemeinden zu errichten sind. 

§ 2. Zu den Kosten der Errichtung solcher Anstalten wird der 
Staat nach Massgabe ihrer Nothwcndigkeit und Zweckmässigkeit einci^ 
Beitrag leisten. 

§ 3. Die nicht nach § 2 bedeckten Kosten der Errichtung, sowie 
die Kosten für die Erhaltung und Verwaltung der /-wangj?arbeitsan- 
stalten und für die Verpflegung der Zwänglinge sind, insoweit sie nicht 
von der Landesgesetzgebung den Bezirken oder Gemeinden, welche 
solche Anstalten errichten, überwiesen werden, vpn dem Lande auf- 
zubringen. 

Der Landesgesetzgebung bleibt es vorbehalten, zu bestimmen, ob 
und inwieweit die Verpflegskosten, soferne dieselben nicht von den 
Verpflegten oder von den zur Erhaltung derselben verpflichteten Per- 
sonen hereingebracht werden können, von den Bezirken oder Gemeinden 
zu ersetzen sind. 

Als Verpflegskosten tind anzusehen die Auslagen für Kost, Lager- 
stätte, Beheizung Licht, die etwa nöthige Beischaffiing, sowie die 
Reinigung der Wäsche und Kleidung. Die Krankheits- und allfalligen 
Entbindungskosten. 

§ 4. Die Aufnahme in die Zwangsarbcitsanstalten findet ohne 
Rücksicht auf die Ueimatszuständigkeit der Aufzunehmenden statt. 

Dr. Zucker: Über Polizeiaufsicht. ^ 
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Eine eingehende Darlegung der Bestimmungen der unten 
ihrem ganzen Inhalte nach citirten Gesetze müsste, so 



Für die dem Lande nicht angehörigen Zwänglinge hat jenes Land, 
welchem der Zwängling angehört, nach der mit Zustimmung der poli- 
tischen Landesbel^örde fiir den Verpflegstag festgesetzten Gebühr den 
Ersatz der Verpflegskosfen zu leisten; doch steht dem ersatzpflichtigen 
Lande zu, den Zwängling in eine im eigenen Lande befindliche Zwangs- 
aibeitsanstalt anf eigene Kosten zu übernehmen. 

Dem Lande, welches die Verpflegskosten ersetzt^ bleibt es un- 
benommen, den geleisteten Ersatz nach Massgabe der Bestimmung des 
zweiten Absatzes des § 3 hereinzubringen. 

§ 5. Solange für ein Lnnd Zwangsarbeiteanst alten nicht bestehen, 
oder wenn die bestehenden dem vorhandenen Bedarfe nicht genfigen, 
können die in eine Zwangsarbeitsanstalt abzugebenden Personen auf 
Kosten des Landes ihrer Heimatsgemcinde in die Anstalt eines anderen 
Landes überstellt werden. Insofern diese Überstellung nicht in eine 
Anstalt des Heimatlandes des Aufzuhaltenden erfolgen soll, kann die- 
selbe nur mit Zustimmung der betreffenden Landesvertretung stattfinden. 

§ 6. Zur Aufnahme in eine Zwangsarbeitsanstalt sind jene Personen 
geeignet, gegen welche von einem Gerichte auf Grund der bestehenden 
gesetzlichen Bestimmungen die Zulässigkeit der Abgabe in eine Zwangs- 
arbeitsanstalt ausgesprochen worden ist. 

In eine Zwangoarbeitsanstalt dürfen nicht aufgenommen werden: 

1. Personen, welche selbst nicht zu leichteren Arbeiten ver- 
wendbar sind. 

2. Geisteskranke (Blöde, Irrsinnige). 

3. Personen, welche mit ansteckenden Übeln oder Krankheiten 
behaftet sind, insolange sie nicht genesen sind. 

4. Schwangere und säugende Personen. 

Inwieferne Personen, welche das achtzehnte Lebensjahr noch nicht 
überschritten haben, in Zwangsarbeit s-, beziehungsweise Besserungs- 
anstalten aufgenommen werden dürfen, wird in den §§ 13, 14 und 16 
bestimmt. 

§ 7. Den politischen Landesbehörden kommt es zu, die vom Straf- 
gerichte fiir zulässig erkannte Anhaltung in der Zwangsarbcitsanstalt 
zu verhängen und in Vollzug setzen zu lassen. 

Über die Verhängung der Anhnltung entscheidet eine bei der 
politischen Landesbehörde unter Zuziehung wenigstens eines Vortreters 
des Landesausschusses als stimmführenden Mitgliedes zu bildende 
Commission. 

Wenn Anstalten fiir Bezirke oder Gemeinden bestehen, ist die 
politische Landesbehörde berechtigt, zur Fällung der Erkenntnisse über 
die Verhängung der Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanstalt eine ihr 
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dankenswert h sie sich auch darstellen würde, den Rahmen 
dieser Abhandlung ungebührlich ausdehnen. Wir müssen auf 



untergeordnete politische Bezirksbehörde zu delcgiren, bei welcher in 
diesem FmIIc eine gemidchte Commission unter Zuziehung wenigstens 
Eines anronomen Organes in ähnlicher Weise zu bilden ist. 

Die näheren Bestimmungen über die Zusammensetzung und die 
Befugnisse bei den politischen Bezirksbehörden za bildenden Commis- 
sionen werden im Verordnungswege festgesetzt. 

§ 8. Insoweit in einem Lande für die Aufnahme von Personen in 
Zwangsarbcitsanstalten Vorsorge getroffen ist, kann eine Person, rück- 
sichtlich welcher vom Gerichte die Zulässigkeit der Abgabe in eine 
Zwangsarbeitsanstalt ausgesprochen worden ist, bis zum Ablaufe von 
vier Wochen nach Beendigung der Strafzeit bei dem Gerichte in Ver- 
wahrang gehalten werden, wenn nicht die politische Landesbehörde 
die Entbaftnng verfügt 

Über die Verhängung der Abgabe in die Zwangsarbeitsanstalt ist 
ohne Verzug, jedenfalls aber vor Ablauf von vier Wochen zu ent- 
scheiden. 

§ 9. Die Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanstalt darf ununter- 
brochen nicht länger als drei Jahre dauern. 

Tritt die Besserung früher ein, so ist der Angehaltene vor Ablauf 
dieser Zeit zu entlassen. 

Über den Zeitpunkt der Entlassung entscheidet die im § 7 be- 
zeichnete Commission. 

Wird der Angehaltene vor Ablauf von zwei Jahren entlassen und 
zeigt es sich aus dessen Verhalten, dass seine Besserung nicht einge- 
treten ist, so kann die im § 7 bezeichnete Commission erkennen, dass 
derselbe in der Zwangsarbeitsanstalt noch während der ganzen Zeit 
angehalten werde, welche bei seiner Entlassung von dem Zeiträume von 
drei Jahren noch nicht abgelaufen war. 

§ 10. Gegen Erkenntnisse der bei der politischen Landesbehördo 
eingesetzten Commission (§ 7) findet eine Berufung nicht statt. 

Diese Commission entscheidet über Berufungen gegen die Erkennt- 
nisse der bei den politischen Bezirksbehörden eingesetzten Commissionen. 

§ 11. Die Disciplinargewalt in den Zwangnarbeitsanstalten ist nach 
den bestehenden Vorschriften zu handhaben. 

Die Statuten und Hausordnungen der Zwangsarbeitsanstalten be- 
dürfen der Genehmigung der Staatsverwaltung. 

Die Statuten haben insbesondere die näheren Bestimmungen über 
die Art und Weise der Beschäftigung der Zwänglinge und über deren 
Classificirnng, sowie darüber zu enthalten, unter welchen Vorschriften 
die Zwänglinge ausserhalb der Anstalt zu Arbeiten verwendet werden 
dürfen. 
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dieselbe an dieser Stelle verzichten; nur die marquantesten 
Punkte sollen zu dem Zwecke hervorgehoben werden, um die 



§. 12. Die Bestimmungen über die Ernennung der Vorsteher und 
des übrigen Personales der Zwangsarbeitsanstalten bleiben der Landes- 
gesetzgebung vorbehalten. 

Wenn sich mehrere Länder zur Errichtung einer gemeinschaft- 
lichen Zwangearbeitsanstalt vereinigt haben (§ 1), steht das Ernennungs- 
recht dem Landesausschusse jenes Landes zu, in welchem die Anstalt 
ihren Sitz hat. 

Die Ernennung der Vorsteher bedarf in allen Fällen der Geneh- 
migung der Staatsverwaltung 

§ 13. Für Personen, welche das achtzehnte Lebensjahr noch nicht 
tiberschritten haben, sind, insoferne bei denselben die gesetzlichen Vor^ 
aussetznngen für die Abgabe in eine Zwangsarbeitsanstalt eintreffen, 
besondere Besserungsanstalten *u errichten. 

Diese Anstalten sind derart einzurichten, dass in denselben für 
die moralische und religiöse Erziehung der Corrigenden, sowie für die 
Unterweisung in einer ihren Fähigkeiten entsprechenden und ihreni 
künftigen Portkommen dienlichen Beschäftigung vorgesorgt wird. 

§ 14. Personen, welche das achtzehnte Lebensjahr noch nicht 
überschritten haben, dürfen, wenn die gesetzlichen Vorausset. ungen der 
Abgabe in eine Zwangsarbeitsanstalt bei ihnen eintreffen, nur in Bes- 
serungsanstalten für jugendliche Corrigenden (§ 13) abgeg*iben werden. 

Die Anhaltung in einer Besserungsanstalt hat so lange zu dauern, 
als es der Zweck der Anhaltung erheischt, darf jedoch nicht über das 
zwanzigste Lebensjahr ausgedehnt werden. 

Insolange die Errichtung von besonderen Besserungsanstalten 
nicht bewirkt ist, können Personen, welche das achtzehnte Lebensjahr 
nicht tiberschritten haben, an besondere, für die Aufnahme jugendlicher 
Corrigenden ausschliesslich beitimmte Abtheilungen der Zwangsarbeits* 
anstalten abgegeben werden. 

Mit Genehmigung der Staatsverwaltung können solche Corrigenden^, 
insolange besondere Besserungsanstalten (§ 13) nicht bestehen, auch in 
Privatbesserungsanstalten iur jugendliche Personen abgegeben werden. 

§ 15. Die in diesem Gesetze rücksichtlich der Zwangarbeitsan- 
stalten enthaltenen Bestimmungen finden, insoweit nicht in den §§ 13, 
14, IG besondere Anordnungen enthalten sind, auch auf die ßesserungs 
anstalten für jugendliche Personen Anwendung. 

§ 16. Ausser den gesetzlich bestimmten Fällen darf niemand in 
eine Zwangsarbeits- oder Besserungsanstalt abgegeben werden. 

Durch diese Bestimmung ist jedoch nicht ausgeschlossen, dass 
auf Antrag der gesetzlichen Vertreter und mit Zustimmung der Pfleg- 
schaftsbehördc jugendliche Personen auch ausser den in dtiu Gesetze 
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Nothwendigkeit einer Revision der ganzen diesfäll igen Gesetz- 
gebung ausser Zweifel zu setzen.*) 

Werden die einzelnen Gesetze einander gegenüberge- 
ste'lt, so ergibt sich Folgendes: 

Zunächst betreffs des Vei*hältnisses des Gesetzes vom 10. Mai 
1873 zu dem ihm vorangehenden Gesetze vom 27. Juli 1871. 

Im Gesetze vom 10. Mai 1873 § 9a wird verfügt, „dass 
dem unter Polizeiaufsicht Gestellten der Aufenthalt in ein- 
zelnen Gebieten gänzlich untersagt werden kann", dies 
stimmt dem Sinne und theilweise auch dem Worte 
nach mit der Norm des § 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1871 
überein, Inhalt deren ^ 



bezeichneten Fällen in eine Besserungsanstalt für jugendliche Corri- 
gendien abgegeben werden. 

§ 17. Die oberste polizeiliche Aufsicht und Überwachung der 
Zwangsarbeits- und Besserungsanstalten bleibt der Staatsverwaltung 
vorbehalten. 

Dieselbe wird zunächst von der politischen Landesbehörde, be- 
ziehungsweise bei Bezirks oder Gemeindeanstalten von den politischen 
Bezirksbehörden am Sitze der Anstalten geübt. 

§ 18. Die §§ 15j 16, 17, 19 und 21 des Gesetzes vom la Mai 1873 
: (Nr. 108 R -G -Bl ), womit polizeistrafrechtliche Bestimmungen wider 
Arbeitsscheue und Landstreicher {erlassen wurden, sind aufgehoben ^ 

, § 19. Mit dem Vollznge dieses Gesetzes sind die Minister des 
Innern und der Justiz beauftragt. 

.Dieselben haben auch rücksichtlich d^s Königreiches Galizien und 
' Lodomerien mit dem Grossherzogthume Krakau und des Herzogthums 
Bukowina die erforderlichen Ausführuiigsverordnungeri zu erlassen, 
welche mit Rücksicht auf die gebotene Möglichkeit der Abgabe von 
Verurtheilten in Zwangsarbeits- und Besserungsanstalten den Zeitpunkt 
bestimmen weiden, von welchem. an die Strafgerichte die Abgabe an 
solche Anstalten für zulässig zu erklären haben. 

*) Die Gesetze vom 10. Mai 1873, dann vom 24. Mai 1885, 
die hier ihrem vollen Inhalte nach angeführt werden, um den ausser- 
österreichischen Lesern die Kenntniss derselben zu vermitteln, haben 
bisher trotz ihres so reichhaltigen Inhaltes noch keine eingehende Dar- 
sttillung gefunden. ^Zur Anwendung** derselben in der Praxis vfer^eichnen 
wir eine werthvolle Abhandlung {J. v, W) in der Allg, Ger.-Ztg. 1886 
Nr. 30., dann „Über die Bestrafung des Betteins" Dr. Äug. Finger, 
Juristische Blätter 1887 Nr. 12. 



„die polizeiliche Äbschaifung aus einem oder mehreren 
Orten mit dem Verbote, dahin jemals oder binnen einer 
bestimmten Zeit zurückzukehren, gegen den aus der Haft 
tretenden Sträfling ausgesprochen werden kann". 

Gleichwohl bedarf es im ersten Falle eines richter- 
lichen, rechtskräftigen Urtheiles, durch welches die Sicher- 
heitsbehörde zur Erlassung einer solchen Verfügung ermäch- 
tigt wird; während im zweiten Falle die Polizeibehörde ganz 
selbstständig vorgehen darf, und ganz allein und uneinge- 
schränkt darüber entscheidet, ob von dem aus der Haft tre- 
tenden Sträflinge eine Gefährdung der Sicherheit der Person 
oder des Eigenthums zu besorgen ist. 

Ebenso ermächtigt § 1 des Gesetzes vom 27. Juli 1871 
die Polizei den aus der Haft tretenden Sträfling an die 
Zuständigkeitsgemeinde zu verweisen, so wie nach 
§ 9a des Gesetzes vom 10. Mai 1873 dem unter Aufsicht 
Gestellten der Aufenthalt in der Zuständigkeitsge- 
meinde zur Pflicht gemacht werden kann; im ersteren 
Falle geht die Polizei aus eigener Machtvollkommenheit vor, 
während sie im zweiten Falle genau zu demselben amt- 
lichen Vorgehen sich auf ein strafgerichtliches ürtheil 
berufen muss, das gegen den Verurtheilten ergangen ist und 
die Zulässigkeit der Stellung unter Polizeiaufsicht aus- 
gesprochen hat. 

Dieser Widerspruch zwischen zwei formell zu Recht be- 
stehenden Gesetzen ist bemerkenswerth und es ist höchst 
sonderbar, dass die Ausübung der Befugnis derselben Be- 
hörde und zu demselben Vorgange in einem Falle von der 
Zulässigkeitserklärung des Gerichtes abhängig sein soll, wäh- 
rend in dem anderen Falle auf jede Ingerenz des Gerichtes 
verzichtet werden darf. 

Nicht besser ist es um das Verhältnis des Gesetzes vom 
10. Mai 1873 zu den beiden späteren Gesetzen vom 24. Mai 
1885 Z. 89 a 90 R.-G. Bl. bestellt. 

Von 21 Paragrafen, die ersteres zählt, wurden nicht we- 
niger als 11 durch die beiden letzteren ausdrücklich auf- 
gehoben und nur die §§ 3—9, dann 11 und 20 unberührt 
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gelassen; diese letzteren aber bilden neben einander gestellt 
und in Verbindung mit den Bestimmungen der beiden Gesetze 
vom 24. Mai 1885 ein recht eigenthümliches Normencomplex 
zur Regelung der Polizeiaufsicht und der Anhaltung in den 
Zwaugsarbeits- und Besserungsanstalten, 

Da begegnen wir beispielsweise der geradezu unglaub- 
lichen Bestimmung, dass bezüglich desjenigen, „der auch nur 
einmal und nicht etwa in gewinnsüchtiger Absicht ein 
Bettelzeugttis ausstellt" — die Zuläs^igkeit der Anhaltung 
in einer Zwangsarbeitsanstalt ausgesprochen werden dürfe! 
(§ 7 des Gesetzes vom 24. Mai 1885 Z. 89 unter ausdrück- 
licher Bezugnahme auf § 3 des Gesetzes vom 10. Mai 1873.) 
Die Wirksamkeit des § 8 des Gesetzes vom 10. Mai 1873 wird 
unverkürzt aufrecht erhalten, wiewohl dieselbe sich ausdrück- 
lich auf § 317 der Strafprocessordnung vom 29. Juli 1853 
stützt, welche durch die Strafprocessordnung vom 23. Mai 1873 
beseitigt erscheint. 

Ebenso wird § 20 des Gesetzes vom 10. Mai 1873 in 
Wirksamkeit belassen, während § 12 desselben Gesetzes, das 
die ausschliessliche Basis des § 20 bildet, ausdrücklich 
aufgehoben wird. (§ 9 des Gesetzes vom 24. Mai 1885 Z. 89j 
u. s. w., u. s. w. 

In dieser Art und Weise ist das Gesetz vom 10. Mai 1873, 
welches die wesentlichsten Bestimmungen über das Institut der 
Polizeiaufsicht enthält, auf die Hälfte seiner früher geltenden 
Bestimmungen zusammengeschrumpft und ist hiedurch zu 
einem hilflosen Gesetzestorso geworden. Als solches befindet 
es sich in einem vielfachen Gegensatze zu den vorangegan- 
genen und nachfolgenden Gesetzen und mahnt dringend daran, 
dass schon, um der äusseren Form zu genügen, das ganze 
Material der verschiedenen Vorschriften über Schub, Aus- 
weisung, Abschafl^ung, Polizeiaufsicht u. s w., in ein einheit- 
liches neues Gesetz zu fassen sei. 

Gehen wir nun, zur Frage der Polizeiaufsicht zurück- 
kehrend, an die Prüfung einzelner Bestimmungen des Ge- 
setzes vom 10. Mai 1873. 
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Von einer Fürsorge für den Beaufsichtigten, wie ihn 
die frühere österreichische Regierung kannte und durchge- 
führt wissen wollte, ist im Gesetze Nichts mehr zu entdecken. 

Nichts als Beschränkungen und Behinderungen, die den 
rigorosesten Standpunkt kennzeichnen, finden wir vor. 

So kann nach § 9 des Gesetzes vom 10. Mai 1873 die 
Behörde dem Beaufsichtigten den Aufenthalt in einzelnen 
Gebieten oder Orten gänzlich untersagen oder auch einen 
bestimmten Ort zum Aufenthalt anweisen und zur Pflicht 
machen, diesen ohne Erlaubnis nicht zu verlassen. 

Doch darf ihm — so fügt das Gesetz hinzu — „der 
Aufenthalt in seiner Zuständigkeitsgemeinde nie- 
mals untersagt werden". 

Diese Beschränkung kann zu den grössten Härtfen für 
den Beaufsichtigten führen, ohne andererseits dem öffent- 
lichen Interesse irgend welchen Nutzen zu bringen. 

Die Untersagung, an einem bestimmten Orte Aufenthalt 
zu nehmen, bedeutet für manchen Beaufsichtigten so viel, als 
ihn von dem einzigen Orte auszu^chliessen, an welchem er 
seinen redlichen Erwerb noch zu finden vermag; es gibt 
Industrien, die einen einzigen Standort im ganzen Reiche 
haben; ist der Beaufsichtigte auf einen solchen Erwerb an- 
gewiesen und wird ihm der Aufenthalt an diesem Orte, an 
welchem er früher thätig war, untersagt, so wird' ihm bie- 
duich die Möglichkeit einer Rückkehr zum redlichen Erwerbe 
vollkommen abgeschnitten. 

Das Verlangen sich einen anderen Beruf oder Erwerb 
zu wählen, darf an jeden Anderen früher und mit mehr Auf- 
sicht auf Erfolg gestellt werden, als eben an den moralisch 
schwachen Menschen, gegen den die Zulässigkeit der Stellung 
unter Polizeiaufsicht ausgesprochen wird. 

Individuen dieser Art fehlt es -^ insbesondere bei vor- 
gerückterem Alter — in der Regel an der erforderlichen 
Kraft und Stärke sich einen anderen Lebensberuf anzueignen 
und die Schwierigkeiten, welche mit einem solchen Beginnen 
nach der Natur der Sache verknüpft sind, bieten, demselben 
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einen Vorwand von jedem Versuche einer Besserung abzu- 
stehen. 

So wird dem Beaufsichtigten die Gelegenheit zum red- 
lichen Erwerbe erschwert und nicht erleichtert. 

Aber noch weit härter und drückender ist jene Art der 
Beschränkung, die den unter Polizeiaufsicht Stehenden für 
die Zeit der Dauer derselben zum Aufenthalte an einem be- 
stimmten Orte zwingt. 

In der Praxis wird fast jeder Beaufsichtigte in seine 
Heimatsgemeinde verwiesen und er bleibt auf derselben 
durch die Dauer der Polizeiaufsicht hindurch confinirt. 
Diese Massregel legt im Allgemeinen den Grund zur voll- 
kommenen Verderbnis des Betroffenen. Denn nirgends findet 
er eine unfreundlichere Aufnahme und ein widerwilligeres 
Entgegenkommen, als dort, wo er entweder die Achtung 
seiner Mitbürger durch früher begangene Übelthaten ver- 
scherzt hat, oder wo er, wie dies nicht selten der Fall, 
gänzlich unbekannt ist und die Gemeindeangehörigkeit durch 
irgend ein zufälliges Ereignis erworben hat. 

Insbesondere im letzteren Falle ist eine Art von Kriegs- 
zustand zwischen der Gemeinde und ihrem Angehörigen sofort 
von selbst gegeben. 

Die Gemeinde, des öftern selbst arm, ist vie.lcicht bereits 
früher zur Zahlung von Kosten und Gebühren für ihren An- 
:gehörigen herangezogen worden; nun hat sie den wiederholt 
Bestraften in ihre Mitte aufzunehmen und soll für seine 
Erhaltung Sorge tragen; welchen Empfang kann sie dem Be- 
aufsichtigten unter diesen Umständen bereiten und in welcher 
Stimmung und Verfassung tritt andererseits der polizeilich 
Beaufsichtigte, d. h. der weithin kenntlich Gebrandmarkte in 
das ihm zum Aufenthalte zugewiesene Gebiet? 

Aus diesen beiderseits gegebenen Thatsachen entwickelt 
sich, mit Nothwendigkeit ieia. Verhältnis, das den Beaufsich- 
tigten dem Müssiggange, dem Bettel und der Noth in die 
Hände treibt, das den unter Polizeiaufsicht Gestellten zur 
.Begehung neuer Strafthaten zwingt, um wenigstens im Ge- 
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fängnisse Ruhe und eine noch immerhin angemessene Ver- 
sorgung zu finden. 

Eiae zielbewusste Wohlfahrtspflege würde den unter 
Polizeiaufsieht Gestellten in sehr vielen Fällen von seinem 
Zuständigkeitsorte gerade fern zu halten trachten, um 
es ihm zu ermöglichen, Arbeit und Erwerb zu finden; hier 
aber sehen wir, dass die gesetzlichen Bestimmungen den Be- 
aufsichtigten eben an jenen Ort verweisen, an welchem er 
den ungünstigsten Bedingungen für ein redliches Fortkom- 
men begegnen muss. 

Um die Anhäufung gefährlicher Elemente an einem 
Orte zu vermeiden, darf die Behörde den unter Polizeiauf- 
sicht Stehenden den Aufenthalt in einzelnen Gebieten und 
Orten gänzlich untersagen; dagegen wird die sonst so ge- 
fürchtete Anhäufung behördlich erzwungen, wenn es der 
Zufall will, dass mehrere Gemeindeangehörige gleichzeitig 
unter Polizeiaufsicht gestellt und an ihre Heimatsgemeinde 
abgegeben werden. 

Der unter Polizeiaufsicht Gestellte soll weiters ohne 
besondere Erlaubnis den ihm angewiesenen Aufenthaltsort 
nicht verlassen dürfen; aber die heutigen Verkehrsverhält- 
nisse machen jede wirksame Controle dieser Beschränkung 
geradezu unmöglich. 

Wenn der Beaufsichtigte es nur ernstlich will, so kann 
ihn Nichts zurückhalten, seinen Aufenthaltsort, so oft es 
ihm beliebt, zu verlassen, um demselben entweder für 
immer Lebewohl zu sagen, oder aber wieder dahin zurück- 
zukehren, ohne dass die „beaufsichtigende" Obrigkeit Ersteres 
zu verhindern. Letzteres einer Ahndung zuzuführen vermag. 

Also nur dem Ängstlichen und dem Verzagten wird diese 
Beaufsichtigung unbequem, der Verwegene und Gefährliche 
spottet einer solchen Bestimmung ob ihrer entschiedenen 
Wirkungslosigkeit. 

Mit vollem Rechte darf von einer solchen Polizeiaufsicht 
gesagt werden: Dat veniam corvis, vexat. columbas. 

§ h u. c. Der unter Polizeiaufsicht Stehende kann ver- 
pflichtet werden »jeden Wechsel seiner Wohnung noch an 
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demselben Tage der Sicherheitsbehörde anzuzeigen, auf 
jedesmalige. Aufforderung vor derselben zu erscheinen und 
über seine Beschäftigung, seinen Unterhalt oder Erwerb, 
sowie über seinen Verkehr mit anderen Personen Auskunft 
zu geben; die Sicherheitsbehörde kann ihm auch die Ver- 
pflichtung auferlegen, sich in bestimmten Fristen bei ihr 
persönlich zu melden, sie kann ihm untersagen an bestimmten 
Versammlungen theilzunehmen, gewisse Räumlichkeiten zu 
besuchen und zur Nachtzeit und zur Zeit eines ausserordent- 
lichen Zusammenströmens von Menschen ohne zwingenden 
Grund seine Wohnung zu verlassen". 

Welche Unmasse von Bestimmungen, deren Beobachtung 
dem unter polizeiliche Aufsicht Gestellten nur dann möglich 
sein wird, wenn er sich entschliessen kann oder entschliessen 
will, von jeder regelmässigen' erwerblichen Thätigkeit abzu- 
sehen, um der Erfüllung der polizeilichen Vorschriften allein 
leben zu können. 

Eine jede geregelte Erwerbsthätigkeit wird ausgeschlossen, 
wenn diese Bestimmungen ins Einzelne befolgt werden sollen. 
Sobald die Polizei in so nahe Beziehungen zu dem von ihr 
Beaufsichtigten tritt, dass sie von jedem seiner Schritte, von 
seinem ganzen Thun und Lassen unterrichtet werden muss, 
so wird es rein unmöglich die Kenntnis davon Andern tax 
entziehen, und nun lege man sich die Frage vor, ob ein derart 
Beaufsichtigter irgend welchen Erwerb überhaupt zu finden 
vermag. Wer kann eine Person in Dienste nehmen, wenn 
dieselbe angewiesen ist, nicht allein über jedesmalige Auf- 
forderung vor der Sicherheitsbehörde zu erscheinen, um da- 
selbst über die geringsten Details ihrer . Lebensweise Aus- 
kunft zu geben, sondern wenn sie auch überdies sich in 
bestimmten Fristen persönlich bei der Polizei zu melden hat 

Das ganze Streben entlassener Sträflinge ist darauf ge- 
richtet die Thatsache, dass sie eine Strafe erlitten haben, 
sorgfältig vor aller Welt geheim zu halten, weil nur dann 
die Möglichkeit für sie vorhanden ist, sich eine Existenz zu 
verschaffen; eine Polizeiaufsicht, wenn dieselbe nach dem 
Gesetze vom 10. Mai 1873 durchg'eführt wird, lässt einen 
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solchen Versuch der (TelieirtihäHting von vornherein als einen 
vergeblichen erscheinen. 

Aber gesetzt, den in unscrn heutigen Verhältnisscn'noch 
sehr seltenen Fall, es fände sich ein Brodgeber, der vorur- 
theilslos genug wäre einem unter Polizeiaufsicht Stehendon 
Beschäftigung zukommen zu lassen, die Erfüllung der im 
§ 9 6 und c normirten Verpflichtungen nimmt eine solche 
Menge von Zeit in Anspruch, dass sich mit derselben eine 
gewissenhafte Besorgung privater Dienstpflichten gar nicht 
vereinen lässt. 

Wenn der Beaufsichtigte seine Tagesarbeit wiederholt 
verlassen muss, um sich vorschriftsgemäss bei der Sicherheits- 
behörde in bestimmten Fristen persönlich melden zu können, 
so muss er seine Entlassung auch bei einem solchen Dienst- 
herrn gewärtigen, der sich grossmüthig über den Makel der 
Polizeiaufsicht hinwegsetzen wollte. 

Mit einem Worte, njan muss geradezii „arbeitslos" sein, 
um all das zu erfüllen, was die Sicherheitsbehörde im Rahmen 
der citirtin gesetzlichen Bestimmung auferlegen kann, und 
doch glaubte man das Gesetz vom 10. Mai. 1873 zur Be- 
kämpfung der „Arbeitsscheu'^ erlassen zu müssen. 

Einen gewissen Erfolg vermeint man durch das Verbot 
des Besuches bestimmter Räumlichkeiten, als des Theaters 
und anderer öffentlicher Belustigungsplätze zu erreichen, 
welche der unter Polizeiaufsicht Stehende aufsuchen könnte, 
um Diebstähle oder andere eigenthumsgefährliche Handlungen 
zu verüben; doch man übersieht hier in der Regel Folgendes. 

Ein solches Verbot kann nur dann mit Aussicht auf 
Erfolg ausgesprochen werden, wenn der Beaufsichtigte be- 
sorgen muss, bei einem solchen Besuche erkannt, festgehalten 
und der Strafe überliefert zu werden, mit anderen Worten, 
wenn er nach der angedeuteten Richtung überwacht wird. 

Ist aber dies der Fall, dann erscheint es uns weit zweck- 
mässiger zu sein, der Thätigkeit des Verdächtigen an solchen 
Plätzen das Augenmerk zuzuwenden, als seiner blossen Gegen- 
wart, die noch lange niclit mit dem Vorsatze strafbare Hand- 
lungen zu begehen identificirt zu wenlen vermag. 
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Überdies geht die Neigung der Sicherheitsbehörde zu einer 
extensiven Interpretation des Begriffes „Räumlichkeit* so weit, 
dass auch der Besuch von Kirchen und Gotteshäusern 
überhaupt den unter Polizeiaufsicht stehenden Personen unter- 
sagt wird.*) 

Wenn endlich es dem Beaufsichtigten zur Pflicht ge- 
macht werden kann, „zur Nachtzeit und zur Zeit eines ausser- 
ordentlichen Zusammenströmens von Menschen seine Wohnung 
ohne zwingenden Grund nicht zu verlassen*, so ist wohl leicht 
einzusehen, dass die Umgehung dieses Verbotes keine beson- 
deren Schwierigkeiten zu bereiten vermag. 

Der „zwingende Grund"* zum Verlassen der Wohnung 
wird sich jederzeit mit grosser Leichtigkeit erfinden lassen 
und so wird der Beaufsichtigte zur Lüge und Verstellung, 
zu Ausflüchten und Ausreden förmlich inducirt, wodurch die 
beabsichtigte Besserung schwerlich gefördert zu werden vermag. 

Als ein wirksames Mittel der Polizeiaufsicht bezeichnet 
man endlich die Bestimmung 

§ 9 d, nach welcher bei dem unter Polizeiaufsicht Stehen- 
den jederzeit eine Haus- oder Personsdurchsuchung vorge- 
nommen werden kann. 

Wir können auch gegenüber dieser Bestimmung unseren 
berechtigten Skepticismus nicht aufgeben. 

Zunächst verweisen wir auf die Bestimmungen der öster- 
reichischen Strafprocessordnung, welche so weit gehen, dass 
bei jedem berechtigten, wenn auch entferntem Verdachte 
die Haus- und Personsdurchsuchung vorgenommen werden 
kann, weshalb es von diesem Standpunkte aus der erwähnten 
Norm gar nicht einmal bedurfte. 

§ 139 der Strafprocessordnung vom 23. Mai 1873 erklärt 
die richterliche Haus- und Personsdurchsuchung ohne das 
Erfordernis des „dringenden* Verdachtes ausdrücklich 
dann für zulässig, wenn es sich um „übel berüchtigte* 
Personen handelt, eine Norm, die § 140 St.-Pr.-0. wiederholt 
und hinzufügt, dass auch die Gefahr am Verzuge es zu- 

*) Uns ist ein solcher Fall von ganz autoritativer Seite mitge- 
theilt worden. 
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lässig erscheinen lässt von den sonst erforderlichen gesetzlichen 
Bedingungen für di« Vornahme einer Durchsuchung abzu- 
sehen. 

§ 141 überträgt dieselben Befugnisse bei Gefahr am 
Verzuge auf die Beamten der Sicherheitsbehörde, sobald 
der „öffentliche" Ruf Jemanden als einer strafbaren Hand- 
lung verdächtig bezeichnet 

Mit diesen Befugnissen ausgestattet, kann die Sicherheits- 
behörde übelberüchtigten Personen gegenüber mit voller Be- 
ruhigung ihres schwierigen Amtes walten, und es bedarf 
keineswegs einer noch weiter gehenden Ausdehnung ihrer 
Berechtigung. 

Haus- und Personsdurchsuchungen ohne jedweden Ver- 
dacht aufs geradewohl vorzunehmen, ist aber nicht mehr Aus- 
übung einer wirklichen, nothwendigen Polizeiaufsicht, 
sondern eine blosse Quälerei des Beaufsichtigten, die nicht 
minder verhängnisvoll in dessen Existenzbedingungen ein- 
greifen muss, als die im § 10, Absatz h und c angeführten 
Überwachungsmodalitäten. 

Dabei kömmt zu erwägen, dass eine jede erfolglos vor- 
genommene Hausdurchsuchung das Ansehen der Polizeibe- 
hörde beeinträchtigt und den Trotz des unter Polizeiaufsicht 
Stehenden erhöht, und dass andererseits mit jeder Durch- 
suchung eine peinliche Belästigung nicht bloss des Betrof- 
fenen und seiner Familie, sondern auch der übrigen Miether 
oder Bewohner desselben Hauses verbunden ist. 

Wohl scheint die ganz ungewöhnliche Strenge der hier 
vorstehend erörterten Massnahmen durch den Schlussabsatz 
des § 9 eine wesentliche Milderung zu erfahren, da diese 
Massnahmen ^nur insoweit, als sie durch die Umstände ge- 
boten erscheinen, und stets mit thunlichster Schonung des 
Rufes und Erwerbes der zu überwachenden Person in An- 
wendung zu bringen und wenn ihre Nothwendigkeit entfällt, 
sofort aufzuheben sind'' — aber von dieser einschränkenden 
Bestimmung wird in der Praxis kein irgendwie nennens 
werther Gebrauch gemacht; immer wird der ganze Inhalt 
des § 9 des Ges. vom 10. Mai 1873 in das erlassene Notions- 
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erkenntnis aufgenommen, um jeder Verantwortung für das 
Gebahren des Beaufsichtigten überhoben zu sein. 

So finden wir denn eine Polizeiaufsicht vor uns, welche 
die strengsten und starrsten Bestimmungen einer früheren 
Epoche überbietet, wenngleich sie mit den üblichen Scblag- 
worten von ,thunlicher Schonung des Rufes und Erwerbes 
der zu tiberwachenden Person* verbrämt erscheint — Die 
Lage des polizeilich Beaufsichtigten hat sich gegen früher, 
insb esondere gegen die Zeit, in welcher die »O brigkeitljUe 
P olizeiaufsicht gegen ihre Unterthanen handhab te, e n t 
schieden verschlimmert. 

Von jener Fürsorge für den Entlassenen, die, wie wir oben 
gesehen haben, früher den Behörden ausdrücklich zur Pflicht 
gemacht war, und bezüglich deren eingehende Belehrungen der 
Obrigkeit ertheilt wurden, ist im Gesetze keine Spur mehr 
vorhanden ; die patriarchalische Stellung gegenüber dem Be- 
aufsichtigten ist zur Gftnze aufgegeben; das Verhältnis ist ein 
kalt nüchternes, rein bureaukratisches geworden, in welchem 
dem Beaufsichtigten die Wahl freigestellt wird, sich entweder 
den drückendsten Beschränkungen seiner persönlichen Freiheit 
und erwerblichen Thätigkeit einfach zu fügen, oder dieselben 
gegen dasRisico neuer Bestrafungen zu umgehen; kein warmer 
Strahl jener Menschenliebe, auf die selbst noch die Verord- 
nung vom 15. Juni 1860 nicht verzichten zu sollen vermeinte, 
erhellt die Beziehungen zwischen der Sicherheitsbehörde und 
dem »ihr zur Verfügung gestellten" entlassenen Sträfling; die 
Polizeiaufsicht in einer fremdartigen, geradezu widerwärtigen 
Gestalt — als surveillance de la haute police — ein Product 
des Misstrauens und der äussersten Härte wider den Beauf- 
sichtigten, so erscheint sie in jener Gruppe der vier oben 
citirten Gesetze zur Wirksamkeit gebracht, und dies in einer 
Zeit, wo der Versuch der Lösung der socialen Frage, die 
äusserste Vorsicht und alle Rücksichtsnahme auf Wohl und 
Wehe des Einzelnen zur gebieterischen Pflicht machen sollte!! 




III. Die bisherigen Erfolge der Polizeiaufsicht. 

Bei der Beurtheilung der bislierigen Erfolge der Polizei- 
aufsicht lassen wir der Praxis den Vortritt. Im Allgemeinen 
sind Praktiker zu Gunsten aller jener Massregeln gestimmt, 
deren Handhabung sie zu besorgen oder auch nur zu über- 
wachen haben. Es ist dies zum Theile in der Natur der Sache 
gelegen. Man verweist gerne auf Erfolge eigener Berufsthä- 
tigkeit und sucht darum der letzteren mit gewisser Vorliebe 
eine bessere Seite abzugewinnen; dieses günstige Vorurtheil 
überträgt man fast unbewusst auf die Institutionen, die man 
handhabt und so ist man fast ausnahmslos zu deren Gunsten 
praeoccupirt, des Umstandes nicht zu gedenken, dass mran 
sich durch die Handhabung selbst, mit ihnen bis zu einem 
gewissen Grade zu befreunden vermag. 

Durch diese Thatsache wird die Erscheinung erklärt, 
dass Reformen an den Praktikern fast immer ihre entschie- 
dene Widersacher finden, dass die letzteren sich mit dem 
Bestehenden in der Regel zufrieden geben und angestrebten 
Neuerungen sich nicht selten beharrlich entgegenstellen. 

So wurde beispielsweise die Tortur am zähesten von den 
Inquirenten selbst vertheidigt und dem Streben, dieselbe auf- 
zuheben, die ernst vorgebrachte Besorgnis entgegengesetzt, 
das Strafverfahren werde durch die Beseitigung dieses Insti- 
tutes eine wesentliche Beeinträchtigung erfahren. 

In ähnlicher Weise wird an derErspriesslichkeit der Unter- 
suchungshaft und des ^Arbeitens auf Geständnis* am energi^ 
schesten von den üntersuchungsorganen festgehalten und die 
Leibes- und Todesstrafen zählen zumeist in den Reihen der 
Justizbeamten ihre Anhänger und Vertheidiger. 

Ist diese Annahme richtig, so verdient es umsomehr 
Beachtung, wenn die Praktiker sich mit einem bestimmten 
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Institute nicht zu befreunden vermögen, wenn sie, allen 
übrigen Beurtheilern voran, den nacbtheiligen Einfluss eines 
Institutes hervorheben und diesem gegenüber den etwaigen 
Nutzen nur sehr gering veranschlagen. 

Wenn auf Grund eigener persönlicher Erfahrungen nach- 
theilige Wirkungen einer Massregel festgestellt werden, so 
vermag eine Vertheidigung derselben, die nur von theore- 
tischen Suppositionen ausgeht, keinen Anspruch auf irgend 
welche Anerkennung zu erheben. 

Wird ein positiver Misserfolg betreffs der praktischen 
W^irksamkeit eines Institutes von Jenen constatirt, denen die 
Handhabung desselben obliegt, dann verdient ein solches 
Votum eine gewissenhafte Bedachtnahme. 

Warnungen solcher Art dürfen von einer zielbewussten 
Gesetzgebung nicht in den Wind geschlagen werden. 

Dies vorausgeschickt, sollen nunmehr die Erfahrungen 
besprochen werden, die man in einzelnen Staaten mit der 
Polizeiaufsicht gemacht hat 

Wir beginnen mit Frankreich, als dem Mutterlande des 
Institutes in dessen jetziger Gestaltung. 

Die eingehenden Darstellungen Fuhr's und Berner's,*) 
die unter Benützung zahlreicher französischer Abhandlungen**) 
ein anschauliches Bild von der Entwicklung des Institutes im 
französischen Rechte geben, lassen deutlich erkennen, dass 
die Geschichte der „surveillance de la haute poIice" in Frank- 
reich eigentlich eine Geschichte ihrer unausgesetzten Miss- 
erfolge ist. 



*) Fuhr, Strafrechtspflege und Socialpolitik Seite 36—73. Bemer, 
Polizeiaufsicht in Ger. Saal B. XXXllI S. 352— 367. 

**) Bonneville des institutions complömenraires du regime peni- 
tentiaire p. 326, 349— 387, 456— 4.>7. Chatagnier du renvoi sous la sur- 
veillance de la haute policc. Migrieret de la surveillance legale in der 
Kevne de l^gislation et de jurisprudeuce 1871—1872, p. 363. Garraud 
pr^cis de droit. criminel. Ortolan Clements de droit pönal. Chauveau 
et Helie theorie du code pönal. Gouin de la surveillance de la haute 
police et de ses effets in der Revue de lögislation et de jurisprudence 
1840. Fregier des classes dargereusos. Brelignier de Courteilles les con- 
damnös et Ics prisons. Nadault de Buffon de la surveillance u. s. w,, u. s. w. 

Dr. Zucker: Über Polizeiaufsicht. ^ 
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Ein Versuch reicht dem anderen förmlich die Hand, um 
den üblen Einfluss des Institutes auf die Rechtspflege hintan- 
zuhalten, und jedesmal misslingt die mit allem Aufwände 
von Geist und Erfindungsgabe in Scene gesetzte Reform des 
Institutes. 

Versagt die Strenge der Bestimmungen über die durch die 
Polizeiaufsicht auferlegten Beschränkungen den gewünschten 
Erfolg, so versucht man es mit einer Milderung derselben 
und wenn auch diese die in sie gesetzten Erwartungen täuscht, 
so glaubt man durch eine Rückkehr zu früherer Strenge den 
Erfolg erzwingen zu können, bis die neuerliche Fesstellung 
ungünstiger Ergebnisse ein abermaliges entgegengesetztes 
Experiment herbeiführt. 

Das Bedenklichste ist die grosse Abhängigkeit dieses 
„Rechtsinstitutes" von den wechselnden politischen Strö- 
mungen, an welchen Frankreich so reich ist, und so muss 
der Mangel einer jeden consequenten Verfolgung der einmal 
eingeschlagenen Richtung den Übelstand nur noch erhöhen. 

Verdächtig ist schon der Ursprung des Institutes, der auf 
den III. Titel des Senatus consulte organique vom 28. Flor^alXlI 
(18. Mai 1804) zurückführt, durch welchen für die Aburthei- 
lung der von Mitgliedern der kaiserlichen Familie, Gross- 
würdenträgern des Staates, Ministern und Staatssecretären, 
von Senatoren und Staatsräthen begangenen Delicto, so wie 
aller Amtsvergehen und der Verbrechen des Hoch- und Landes- 
verraths ein besonderer Gerichtshof — la Haute Cour impe- 
riale eingesetzt wird. 

Bezüglich des Verfahrens dieser Cour Imperiale wurde 
bestimmt (§ 131): 

Lorsq'elle acquitte, eile peut mettre ceux, qui sont 
absous sous la surveillance ou la disposition de la haute 
police de l'Etet pour le temps qu'elle dötermine. Dieser 
richterliche Ausspruch gab den Verdächtigen aller Willkühr 
der Regierung preis, denn durch dieselbe wurde der nicht 
überwiesene Angeklagte der schrankenlosen Gewalt der Staats- 
polizei überantwortet. 
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Im Decrete vom 19 ventose des J. XIII erscheint bereits 
diese surveillance auf nicht politische Verbrecher ausgedehnt 
und durch ein Decret vom 7. Juli 1806 dahin verschärft, dass 
den Verurtheilten der Aufenthalt in Paris und anderen 
grösseren Städten verboten werden konnte. 

Nunmehr erfolgte erst die Aufnahme der Polizeiaufsicht 
in den code penal des Jahres 1810, indem Art. 44 desselben 
bestimmte: dass der Verurtheilte nach Verbüssung seiner 
Strafe eine Caution für gute AuflFührung zu leisten habe . . . 
Faute de fournir cette cautionnement, le condamne de- 
meure ä la disposition du gouvernement, qui a le 
droit d'ordonner, soit l'eloignement de l'individu 
d'un certain lieu, soit sar6sidence continue dans un 
lieu dötermine dans Tun des departements de l'Empire. 

Von der Verhängung der Caution wurde wegen vielfach 
hervorgekommener Unzukömmlichkeiten Anfangs selten, später 
gar kein Gebrauch gemacht; die Verstrickung des Entlassenen 
an einem bestimmten Orte machte es demselben in den 
meisten Fällen unmöglich einen redlichen Erwerb zu finden, 
er verfiel dem Elend und wurde dem Verbrechen wieder in 
die Arme getrieben. 

Angesichts der eclatanten Misserfolge der Polizeiaufsicht 
musste man an eine Revision der bezüglichen Bestimmungen 
gehen, deren Resultat im Gesetze vom 28. April 1832 zu 
folgender Änderung des Wortlautes des Art. 44 führte: 

„L'effet du renvoi sous la surveillance de la haute police 
sera de donner au gouvernement le droit de d^terminer certains 
lieux, dans lesquels il sera interdit au condamne de paraitre, 
apres qu'il aiira subi sa peine** . . . 

Wir sehen, dass hier die Confinirung des unter Aufsicht 
Gestellten an einen bestimmten Ort gefallen ist, und dass 
nur die Ortsuntersagung stehen blieb. Die Hofl'nung, die man 
auf die vollzogene Änderung der Bestimmungen des Art. 44 
setzen zu dürfen vermeinte, gieng jedoch nicht in Erfüllung. 

Gouin, procureur du Roi, ein also gewiss ganz un- 
bedenklicher Gewährsmann, soweit es sich um die Schatten- 
seiten eines zu Gunsten der Staatsgewalt geschaffenen Insti- 
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tutes handelt, schildert in einem Aufsätze „De la surveillance 
de la haute police et de ses effets — Revue de la legislation 
etdejurisprudence.il. 1840** das traurige Loos der „surveilles* 
in ergreifender Weise und gelangt zu folgenden Ergebnissen: 

1. Die Polizeiaufsicht stösst den Verurtheilten in das 
Laster zurück, sie verursacht das, was sie bestraft hat, 

2. sie ist unzureichend und überflüssig als Polizei- und 
Präventivmassregel, 

3. sie ist nachtheilig für den Verurtheilten .. . sie ver- 
pestet die Gefängnisse und erzeugt Unverbesserliche. 

Schon im Jahre 1842 berief die Regierung eine Enquete 
um festzustellen, welche Wirkungen die im Jahre 1832 voll- 
zogenene Reform der „haute surveillance" aufzuweisen habe 
und auf Grund der ungünstigen Ergebnisse dieser Enquete 
wurde im J. 1844 in den Kammern ein neuer Gesetzentwurf 
über die Polizeiaufsicht vorgelegt, in welchem zum Theile 
auf die Principien der ursprünglichen Bestimmungen der 
Artikel 44—50 des code penal zurück gegriffen wurde. 

Dieser Entwurf gelangte jedoch nicht zur Annahme. Die 
politischen Verhältnisse des Kaiserreiches führten das Decret 
vom 8. December 1851 herbei, welches die Confinirung des 
entlassenen Sträflings in einem bestimmten Orte wieder 
zulässt und die Deportation nach Cayenne oder Algier auf 
die Übertretungen des Bannbruches — rupture du ban — setzte. 

Auch dieses Decret vom 8. December 1851 hatte die 
schlechtesten Erfolge aufzuweisen. Garraud fasst dieselben 
in die benierkenswerthen Worte zusammen: „La surveillance 
ainsi organisee devint un fleau pour les lib^res . . et un 
danger pour la societe" . . . 

Im J. 1871 ergiengen über Beschluss der französischen 
Nationalversammlung auf Antrag des Vicomte d'Haussonville 
Anfragen an die französischen Appelhöfe, um festzustellen, 
welche Erfolge die Polizeiaufsicht aufzuweisen habe und 
wie sich das Verhältnis derselben zu den sog. Schutz- oder 
Fürsorge-Vereinen (patronages), die sich die Sorge um die 
entlassenen Sträflinge zu ihrer Aufgabe machten, gestalte. 
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Die Gutachten der Appellhöfe, denen die Erfahrungen 
derPraxiszu Grunde gelegt wurden, sprachen sich in geradezu 
drastischer Weise gegen das Institut der Polizeiaufsicht aus. 
So erklärt der Appellhof von Uourges, „dass die Polizeiauf- 
sicht der Thätigkeit der Schutzvereine nicht bloss ungünstig, 
sondern mit ihr geradezu unverträglich sei. Wie können 
ein oder mehrere Patrone, welche ihren Einfluss zu Gunsten 
unglücklicher Entlassener aufwenden wollen, diese zu em- 
pfehlen wagen, wenn dieselben unter polizeilicher Aufsicht 
stehen ? . . . Das Patronat werde durch die Polizeiaufsicht 
unmöglich gemacht. 

Bei dem gegenwärtigen Stande der Dinge stifte die 
Polizeiaufsicht gar keinen Nutzen, wenn sie eine kleine 
Anzahl von Individuen von der Rückkehr zum Bösen abhalte, 
so hindere sie eine weit grössere Anzahl an der 
Rückkehr zum Guten . . ." 

Der Appellhof von Lyon gibt folgendes Gutachten ab: 
„In ihrer gegenwärtigen Organisation sei die Polizeiaufsicht 
der Thätigkeit der Schutzvereine hinderlich. Die Polizei- 
aufsicht ist für den Betroffenen eine Art Brand- 
markung, sie kennzeichne ihn für die Verachtung 
und das Misstrauen des Publikums und bildet auf 
diese Weise nur zu oft ein Hindernis für seine sitt- 
liche Erneuerung.* 

Die Gommission des Appellhofes von Toulouse findet, 
„dass die im Art. 44 des code pönal angeordnete Polizei- 
aufsicht erfahrungsgemäss das Gegentheil des von 
ihr beabsichtigten Resultates bewirkt . . . Die Beauf- 
sichtigten sind als solche dem Misstrauen ihrer Dienst- 
herren und der Verachtung der Arbeiter preisge- 
geben und werden aus vielen Häusern weggejagt. 
Die Offenkundigkeit der Polizeiaufsicht erschwere 
so sehr alle ihre Bewegungen, dass es ihnen un- 
möglich gemacht wird, ehrlich ihr Brod zu erwerben. 
Dann sehe man sie von Entmuthigung ergriffen, 
einen verzweifelten Kampf gegen die Gesellschaft 
unternehmen und aufs Ungewisse im ganzen Lande 
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umherirren; sie häufen Verurtheilungen auf Verur- 
theilungen und kommen nur aus dem einen Gefäng- 
nisse heraus, um in das andere hinein zu wandern . . .** 

Aus diesen und anderen Gründen beantragte die Com- 
mission die „abrogation pure et simple du regime de 
la surveillanee* — 

Dieser Antrag gieng aber erst im Jahre 1885 in Erfül- 
lung. Durch volle 14 Jahre sah man den weiteren trostlosen 
Ergebnissen der »surveillance" zu, welche die Zahl der 
Recidivisten stets mehrte, statt sie zu mindern, bis man 
sich endlich dazu entschloss, durch das Gesetz vom 27. Mai 
1885, Art. 19, zu erklären: „La peine de la surveillance 
de la haute police est supprimee" — , wobei jedoch in 
ganz inconsequenter Weise einzelne Bestimmungen des Art. 45 
des Code pönal aufrecht erhalten wurden. 

Auch in Italien erfuhr die Polizeiaufsicht, die im Ganzen 
und Grossen jener des französischen Rechtes nachgebildet ist, 
seitens der Praktiker eine äusserst abfällige Beurtheilung. 

Luchini theilt in seinem über diese Frage an den inter- 
nationalen Congress in Turin (1880) erstatteten Gutachten 
folgendes Urtheil eines italienischen Juristen mit, dem er 
sich anschliessen zu müssen erklärt: „Mit diesem Systeme, 
bei welchem man jegliches Gefühl für Ehre und Menschlich- 
keit vermisst und durch dessen Anwendung man allen Grund- 
sätzen von Recht und Rechtspflege ins Gesicht schlägt, treibt 
man nur diese unglückliche Menschenclasse (die polizeilich 
Beaufsichtigten) zur äussersten Verzweiflung. 

Wenn die Gesellschaft einen Menschen auf Grund des 
Strafgesetzes seiner Freiheit beraubt, so übernimmt sie auch 
die Sorge für seinen Unterhalt, und die Sache nimmt ihren 
regelmässigen Gang; wenn sie aber bei der Entlassung aus 
dem Gefängnisse ihm selbst die Sorge für seine Lebensnoth- 
durft überlässt, und ihm nichtsdestoweniger Verpflichtungen 
auferlegt, welchen zu genügen ihm unmöglich ist, so heisßt 
dies: ihn mit Nothwendigkeit zum Verbrechen ver- 
urtheilen . . ." 
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So hält Luchini „die Polizeiaufsicht in ihrer dermaligen 
Gestaltung und Handhabung nur für nachtheilig, das 
Gegentheil von dem wirkend, was sie sollte, für eine 
Geissei des entlassenen Sträflings, weil sie ihn in der 
freien Bewegung, in der Aufsuchung seines Unterhaltes be- 
hindere, ihn dem Elend und der Verachtung der Menschen 
preisgebe; auf der andern Seite werde das Ansehen der 
Staatsgewalt infolge der vielfachen Undurchführbarkeit der 
Massregel und Uncontrolierbarkeit ihrer Übertretung ge- 
schwächt; so sei die Polizeiaufsicht ungerecht gegen- 
über dem Gebesserten und nutzlos gegenüber dem 
Unverbesserlichen.* 

Trotz dieser und ähnlicher anderweitig geäusserter Be- 
denken wurde indess die Polizeiaufsicht im neuen Straf- 
gesetze vom 30. Juni 1889 und in einem besonderen Gesetze 
,di Pubblica Sicurezza* von demselben Datum in ziemlich 
bedeutendem Umfange und mit sehr einschneidenden Wir- 
kungen aufrecht erhalten. 

Die Motive Zanardelli's suchen dieses Experiment mit 
unverkennbarer Befangenheit folgendermassen zu rechtfer- 
tigen. Sie erklären: „Zahlreich sind die Einwände und Gründe, 
welche der Polizeiaufsicht entgegenstehen, und es fehlt nicht 
an Beispielen in den auswärtigen Gesetzgebungen, welche 
dieselben als Massregel des gemeinen Rechtes abgeschafft 
haben, es fehlt auch nicht an Stimmen, welche ihre Unter- 
drückung auch bei uns verlangen. Gestatten auf der einen 
Seite die noch nicht vollständig normalen Zustände 
bezüglich der öffentlichen Sicherheit in Italien . . . 
gegenwärtig es noch nicht, dieselbe zu unterdrücken, so 
kann doch auf der anderen Seite sich nicht den ver- 
derblichen Folgen verschlossen werden, welche die- 
selbe für den von ihr Betroffenen mit sich führt.** 

Die Berufung auf anormale Zustände der öffentlichen 
Sicherheit in Italien und das freimüthige Zugeständnis, dass 
die Polizeiaufsicht für den von ihr Betroffenen verderb- 
liche Folgen mit sich führen, ist wohl kaum geeignet, die 
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Gegner der Polizeiaufsicht zu bekehren und dem Institute 
neue Anhänger zu erwerben. 

In Belgien erscheint die Polizeiaufsicht „surveillance 
speciale de la police" nach Art. 35 des Gesetzes vom 15. October 
1876 in der Weise geregelt, wie es im Art. 44 des franzö- 
sischen Code penal nach dem Gesetze vom 28. April 1832 der 
Fall war. 

Der bewährte Kenner des belgischen Gefängniswesens 
Prins spricht sich in seinem berühmt gewordenen Werke 
»Criminalite et Repression" S. 171 u. fif. folgendermassen 
über dieselbe aus: 

„II est incontestable que la societe doit faire surveiller 
les repris de justice. On peut se demander, toutefois, si cette 
peine n'est pas illusoire, si eile est bien un obstacle ä la 
r^cidive et si, en assignant, avec les formalites actuelles, une 
rösidence aux Iib6r6s surveilles, la justice ne protege pas, en 
gönßral les grandes villes au dötriment des compagnes. 

Un fait est certain dans tous les cas: les obliga- 
tions que la surveillance entraine, signalent les 
liberes ä la malveillance de leurs concitoyens et les 
emp^chent de trouver du travail. 

Qu'on en rencontre dans les prisons de cas detenus 
ayant subi vingt, trente condaranations, pour rupture de ban 
ou pour d'autres delits, et qui declarent que la surveil- 
lance de la police, en les mettant dans Fimpossibi- 
lite absolue de trouver une Situation, les a obliges 
a rentrer en prison. Pour beaucoup, c'est une allögation 
mensongere; pour quelques-uns c'est l'expression de la 
vörite. 

Ouvrir la porte d'une prison a un ouvrier sans res- 
sources, sans existence assuree, ayant ä lutter contre les 
soupQons de la foule, et Tastreindre, de plus, a des formalit6s 
qui le signalent ä tous comme un etre dangereux, et cela sans 
le contrepoids d'un comite de patronage, c'est evidemment, 
dans certains cas, l'obliger ä voler et il suffit que 
ces cas puissent se präsenter pour que Ton cherche un remede. 
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Le remede le plus radical serait la suppression de 
la peine de la surveillance de la police comminee pas 
l'article 36 du code pönal. Avec une police mal faite, 
cette peine ne produit aucun resultat et n'empeche 
pas un crime. Avec une police bien faite cette peine 
n'est pas necessaire pour surveiller les criminels 
dangereux. On comprend donc, que la suppression pur et 
simple de Tarticle 35 puisse 6tre demandee. 

So mit grossem Nachdrucke und mit der ihm eigen- 
thüralichen Lebhaftigkeit Prius, aber vor den natürlichsten 
Consequenzen einer solchen Überzeugung scheut er gleich- 
wohl zurück. — Er bemerkt: Comme il faut compter, 
toutefois, avec les traditions regues et des craintes 
qui, pour etre discutables, n'en sont pas moins reelles, 
on pourrait trouver un moyen terme et maintenir en principe 
le renvoi sous la surveillance de la police de Tarticle, en 
le corrigeant par l'institution de la »caution pönale**. 

Für den Armen könnte eine Körperschaft, ein Verein, 
ein ehrenwerther Privater die Bürgschaft für das Wohlver- 
halten übernehmen, was allerdings selten geschehen werde; 
in den übrigen Fällen würde eine hinterlegte Geldsumme 
für die gute Aufführung des Entlassenen zu haften haben, 
dem man dagegen die Beschränkungen der Polizeiaufsicht 
nicht auferlegen dürfte. 

Dass diese Art von „Correctur* der Polizeiaufsicht 
darauf hinausläuft, dem Armen Schwierigkeiten im Erwerbe 
zu bereiten, dagegen dem Vermögenden dieselben aus dem 
Wege zu räumen, kann nicht bestritten werden, und darum 
dürfte sich die Einführung dieser Strafcaution im Hinblicke 
auf die besondere sociale Empfindlichkeit unserer Tage wohl 
kaum empfehlen lassen. 

In England findet eine Polizeiaufsicht nach der Preven- 
tion of Crimes Act vom 21. Aug. 1871 in der Weise statt, dass 
wenn eine Person wegen eines Verbrechens von einem Schwur- 
gerichte abgeurtheilt ist und eine vorhergehende Verurthei- 
lung wegen eines anderen Verbrechens derselben nachge- 
wiesen wird, der Gerichtshof bestimmen kann, dass der Ver- 
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urtheilte der Aufsicht der Polizei für die Dauer von 7 Jahren 
oder eine geringere Dauer, die unmittelbar mit dem Ende 
der vollstreckten Strafe beginnt, unterworfen werden solle. 

Diese Polizeiaufsicht legt dem Entlassenen lediglich die 
Pflicht auf, sich jeden Monat im Polizeibureau des Bezirkes 
zu stellen, er kann aber seinen Aufenthalt jederzeit frei 
ändern und unterliegt anderen Aufenthaltsbeschränkungen in 
keinerlei Weise. 

Ein Gesetz vom 15. August 1879 führte noch zu weiteren 
Erleichterungen. Zur Handhabung dieser Polizeiaufsicht be- 
steht in London eine besondere Polizeiabtheilung, die 
Hand in Hand mit den zahlreichen Unterstützungsvereinen 
(in London allein an 10) arbeitet und deren Eingreifen in 
die Strafrechtspflege erleichtert. 

Diese Polizeiabtheilung sammelt Adressen solcher Arbeits- 
geber, welche entlassene Sträflinge in Arbeit nehmen und ver- 
mittelt die Beziehungen zwischen ihnen und ihren Arbeitern. 

Über dieses System erstattet Baker an den internatio- 
nalen Gefängnis- Congress zu Stockholm 1878 einen ausführ- 
lichen Bericht, in welchem er sich über das Institut in folgender 
charakteristischer Weise auslässt: „Der Sträfling verlasse das 
Gefängnis mit den besten Absichten und mit dem Wunsche 
ehrlich zu bleiben. Aber von Natur geistig und moralisch 
schwach, bedürfe er gerade in dem Momente der Entlassung 
einer Stütze, der Fürsorge eines Freundes. 

Die privaten Fürsorgevereine hält Baker für die Ge- 
währung dieses Schutzes weniger geeignet als die Polizei, 
verlangt aber dafür eine sorgfältige Auswahl der Polizeibe- 
amten. „Verständige, gute und feste Männer, beseelt 
von warmer Menschenliebe, müssen es sein, die ihren 
Ehrgeiz mehr in dem Verhüten, als in dem Ermitteln von 
Verbrechen suchen. Ritter Bayard ohne Furcht und 
Tadel. Der Beistand eines solchen Polizeibeamten kann für 
den aus Unfreiheit plötzlich in die tausend Versuchungen 
der Freiheit, Entlassenen von segensreichster Wirkung sein; 
er wird sein Freund sein in einem Augenblicke, wo sich 
noch wenig Menschen hiezu geneigt finden. Der Beamte wird 
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seine guten Entschlüsse und guten Absichten achten und 
erBQuthigen, bis sie sich befestigt haben und ausgereift sind 
in der Berührung mit der Aussenwelt ..." 

Wir glauben, dass diese bedingnisweise Anerkennung 
der Wirksamkeit der Polizeiaufsicht eher gegen als für das 
Institut ausserhalb Englands und insbesondere in unseren 
Ländern spricht. Uns stehen Männer, welche den Anforde- 
rungen Baker's zum Polizeidienst entsprechen würden, nicht 
zur Verfügung und ein Freundschaftsbund zwischen der über- 
wachenden Polizei und dem unter Aufsicht Gestellten, wie 
ihn Baker zur Erfüllung seiner edlen Absichten vor Augen 
hat^ gehört einfach in das Gebiet der unerreichbaren Ideale. 

Auch mangelt es zur Zeit in Österreich an jenen Schutz- 
vereinen*), welche die geschilderte Wirksamkeit der Polizei- 
organe zu unterstützen und zu fördern geeignet wären. 

Übrigens fehlt es auch in England an Schatten nicht. 
So wurde zur Untersuchung verschiedener bei der Handhabung 
der Polizeiaufsicht hervorgekommener Übelstände im Jahre 
1878 in England eine königliche Commission eingesetzt, 
welche es als einen unvermeidbaren Nachtheil des Sy- 
stems der Polizeiaufsicht erkennt: dass während diejenigen 
der Entlassenen, welche gesonnen waren, ihren Lebensunter- 
halt ehrlich zu erwerben, sich regelmässig bei der Polizei 
meldeten, diejenigen, welche sich wieder einem ver- 
brecherischen Lebenswandel hingaben, es auch mit 
der Meldung nicht genau nahmen und auf diese Art 
„unglücklicherweise" gerade diejenigen Verbrecher, 
die der meisten Aufsicht bedurften, sich derselben 
zu entziehen wussten. 

In Deutschland vollzog sich vom dritten Jahrzehent 
dieses Jahrhunderts angefangen die Reception der französi- 
schen „surveillance** indem man, wie dies in Österreich später 



') Erst in unseren Tagen fallt der ernsi liehe Versuch eine grössere 
Zahl derselben unter staatlichen Beistaude zu begründen: der Erfolg 
dieser gewiss sehr lobenswerthen Bestrebungen muss abgewartet werden ; 
in keir.cm Falle werden die diesfalls gehegten Hoflfmingen und Erwar 
tungen rasch in Erfüllung gehen können. 
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geschah, die Entwicklung des heimischen Institutes aufgab 
und nicht zum Vortheile der Strafrechtspflege das fremde 
System adoptirte. 

Aber dieser Übergang erfolgte in den einzelnen Ländern 
nicht ohne entschiedenen Widerstand und waren es auch 
hier zumeist die Männer der Praxis, welche die ernste- 
sten Bedenken gegen die Reform des Institutes nach fran- 
zösischem Vorbilde erhoben. 

So machte gegen den diesbezüglichen hessischen Ent- 
wurf [nachdem in demselben ursprünglich (1824) die Polizei- 
aufsicht in Vorschlag gebracht, im Jahre 1830 auf Betreiben 
Mittermaier's fallen gelassen und im Jahre 1837 wieder 
aufgenommen worden war] der Abg. Hesse geltend: 

„Die Polizeiaufsicht bewirke häufig das Gegentheil 
von dem, was sie bewirken soll, sie trifl't in vielen 
Fällen einen Unschuldigen und beruht nicht auf dem Beweise 
dessen, was der Angeklagte begangen habe, sondern auf dem 
Verdacht dessen, was er etwa für die Zukunft noch begehen 
könnte. Mit einem Worte, es geht ihr jedes rechtliche Funda- 
ment ab. 

Man erschwert durch solche polizeiliche Hemmungen das 
weitere Fortkommen des Gebesserten und erhält dadurch 
gegen den nicht Gebesserten doch keinen Schutz.* 

Einen noch entschiedeneren Widerstand fand die Polizei- 
aufsicht im Königreiche Sachsen, (Landtagsverhandlungen 
1836 — 1837) eine diesbezügliche Bestimmung des Entwurfes 
wurde verworfen, weil die Erfahrung gelehrt hat, dass 
die Polizeiaufsicht ebenso theoretisch unbegründet als 
praktisch unnütz sei. 

Der Ausschussbericht der baierischen Kammer (1851) 
nennt die Polizeiaufsicht eine moralische Brandmarkung 
und beantragt die Streichung der diesbezüglichen Bestim- 
mungen, womit sich Mitter maier (Archiv des C. R. 1851 
S. 598) vollkommen einverstanden erklärt. 

Am schärfsten spricht sich Fu es sl in, Zuchthausdirektor 
in Bruchsal, gegen die im badischen Strafgesetz vom 6. März 
1845 normirte Polizeiaufsicht aus. 
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Auf Grund mehrjähriger Erfahrungen ist er zur Über- 
zeugung gekommen, dass die Stellung unter Polizei- 
aufsicht nachtheilig sei, sowohl für die Gefangenen 
während der Haft und nach der Entlassung, als auch für 
die bürgerliche Gesellschaft, dass somit die Absicht des 
Gesetzgebers in den weitaus meisten Fällen nicht nur niclit 
erreicht, sondern geradezu die Rückfälle hervorgerufen und 
begünstigt wurden. 

Fuesslin begründete diese seine Ansthuung wie folgt: 

1. Die urtheilsmässige Stellung unter Polizeiaufsicht ist 
nicht erspriesslich für die ihr Unterworfenen schon während 
der Strafvollstreckung, weil dem Gefangenen durch die AuvS- 
sicht auf ein Leben voller Hemmnisse und Noth, nach der 
Entlassung, die Thatkraft, der gute Muth und die Liebe zur 
Arbeit erlahmen und eine trübe oder bittere Stimmung her- 
vorrufen wird. 

Noch grösser und gewichtiger sind aber die Einflüsse 
der Polizeiaufsicht auf die Gefangener« nach der Entlassung. 

a) Für die aus der Anstalt entlassenen Gebesserten ist 
die Stellung unter Polizeiaufsicht nicht nur zwecklos, wenn 
sie bloss vorbeugende Massregel sein soll, sondern sogar un- 
gerecht und schädlich, weil der Entlassene dadurch in 
eine Lage versetzt wird, die seine guten Grundsätze er- 
schüttern, das Gemüth häufig beunruhigen, und in leiden- 
schaftliche Aufregung versetzen und ihn dadurch in Ver- 
bindung mit elenden äusseren Verhältnissen zu Verbrechen 
hinreissen müssen, denn Leidenschaft und Noth sind stärker 
als gute, aber noch nicht tief gewurzelte Grundsätze. Mancher 
Rückfällige habe sich geäuj^sert: „Wenn ich im Zuchthause 
meine Pflicht thue, die Hausordnung befolge und fleissig 
arbeite, giebt man mir zu essen und ich bin doch vor Hunger 
geschützt; zu Hause werde ich überall herumgestossen, ver- 
achtet, verhöhnt, niemand giebt mir Arbeit, niemand Brod." 
So konnten nach den Berichten der Bürgermeister von 112 
im Januar 1853 nach ihrer Entlassung zur Polizeiaufsicht 
Verurtheilten über 80 keine Arbeit zu Hause finden. 
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h) Für die nngebessert Entlassenen ist die Polizeiauf- 
sicht ungenügend und für die bürgerliche Gesellschaft eine 
zu geringe Sicherheit gegen neue Verbrechen derselben. 

Im Jahre 1853 legte die Regierung in Württemberg einen 
besonderen Gesetzentwurf über die Regelung der polizeilichen 
Aufsicht vor, Inhalt dessen die Bestimmungen des Strafge- 
setzes vom Jahre 1839, durch welche das französische Institut 
adoptirt worden war, abgeändert wurden. 

Die Staatsregierung erklärt hiebei,dass die Erfahrungen 
über die Wirkungen der Massregel — ungünstig waren, und 
dass die Berichte der Beamten dringend auf Verbesserung 
des Gesetzes antrugen. 

Es wird anerkannt, dass die bisher geübte Polizeiauf- 
sicht ebenso der Besserung der Gefangenen schon in der 
Gefangenenanstalt entgegenstehe, und dass sie nach der Ent- 
lassung häufig Veranlassung zur Verübung neuer Verbrechen 
wird. 

Der Gesetzentwurf lässt daher einige Erleichterungen 
eintreten, bei deren Beurtheilung sich Mittermaie r, Arch. 
des Crim.-R. 1856 S. 341 Nachstehendes äussert: 

„Der vorgelegte Gesetzeptwurf kann allerdings beitragen, 
manche Nachtheile des bisherigen Systems zu beseitigen, allein 
eine gründliche Abhilfe darf nicht erwartet werden ; nach der 
Erklärung bewährter Gefängnisdirectoren und Geistlichen 
liegt in dem Bewusstsein der Sträflinge, dass nach ihrer 
Entlassung die Strafe der Polizeiaufsicht wirksam werden 
wird, ein Grund, welcher der sittlichen Erhebung und dem 
Selbstvertrauen des Sträflings hindernd in den Weg tritt. 

Auf keinen Fall sollte unter den Wirkungen der Auf- 
sicht auch die sein, dass zu jeder Zeit bei den Beaufsich- 
tigten Haussuchung gehalten werden kann. 

Nach der Erfahrung liegt in dieser Massregel ein 
Hauptgrund, aus welchem entlassene Sträflinge so schwer 
in Dienste genommen werden, und andere Personen nicht 
neben ihnen dienen wollen." 

In Preussen finden sich Vorschriften über die Polizei- 
aufsicht zuerst im Entwürfe des Jahres 1843. Nach dem- 
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selben soll gegen Verbrecher, welche der öffentlichen Sicherheit 
gefährlich sind, nach Abbüssung der Strafe in den vom 
Gesetze bestimmten Fällen die Stellung unter Polizei- 
aufsicht stattfinden. 

Im Strafgesetzbuche vom Jahre 1851 wurde zwischen 
Verbrechen unterschieden, bei welchen die Polizeiaufsicht 
eintreten muss und zwischen solchen, bei welchen auf Stel- 
lung unter Polizeiaufsicht erkannt werden kann. 

Sie hat nach § 27 folgende Wirkungen: 

1. Es kann dem Verurtheilten der Aufenthalt an ein- 
zelnen bestimmten Orten von der Landespolizeibehörde unter- 
sagt werden. 

2. Haussuchungen unterliegen keiner Beschränkung hin- 
sichtlich der Zeit, zu welcher sie stattfinden dürfen. 

Bei erfolgter Verurtheilung wegen Diebstahls, Raubes 
oder Hehlerei kann die Ortspolizeibehörde die Aufsicht dahin 
erweitern, dass die Beaufsichtigten während der Nachtszeit 
ihren Wohnort und selbst ihre Wohnung ohne Erlaubnis 
nicht verlassen dürfen. 

Auch diese Bestimmungen gaben in ihrer Handhabung 
vielfachen Anlass zu lebhaften Klagen.*) 

Die aus den Strafanstalten eingehenden Berichte ent- 
hielten fortdauernd eine Anzahl Fälle, in welchen frühere 
Gefangene, welche mit den besten Vorsätzen die Anstalt ver- 
lassen hatten, hauptsächlich nur durch die rücksichtslose Art 
und Weise, mit welcher viele Polizeibehörden die Polizei- 
aufsicht handhabten, in der Erlangung eines ehrlichen Brod- 
erwerbes wesentlich behindert oder geradezu eines mit vieler 
Mühe kaum erlangten ordentlichen Unterkommens, wieder 
verlustig geworden und infolge dessen dem Rückfalle von 
neuem zugeführt worden waren. 

Um diesem Übelstande abzuhelfen, ergieng eine An- 
weisung des Ministers des Innern vom 22. Mai 1866, durch 
welche die polizeilich Überwachten in zwei Classen getheilt 



*) Ladtndorf in Holtzendorffs Allg. d. StrafrechtszeituDg 1862, 
S. 200. Schuck in derselben Zeitsehrifc 1863, S. 436. 
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wurden, von denen die ersteren fast von jedweder Aufsicht 
eximirt werden sollten, während gegenüber der zweiten Classe 
wohl die gesetzlichen Massregeln im vollen Umfange, jedoch 
unter steter Rücksichtnahme auf Erleichterung des redlichen 
Fortkommens des Beaufsichtigten in Anwendung gebracht 
wurden. 

In wesentlich gemilderter Form wurden diese Bestim- 
mungen über die Polizeiaufsicht dem Deutschen Strafgesetze 
zu Grunde gelegt — (Motive zu dem Entwürfe eines Straf- 
gesetzes für den norddeutschen Bund Anhang III). Die Polizei- 
aufsicht sollte nur mehr facultativ über Ausspruch des Richters 
verhängt werden dürfen, die Maximaldauer derselben wurde 
auf fünf Jahre herabgesetzt und die Untersagung des Wohn- 
ortes oder des Verlassens der Wohnung zur Nachtzeit entfiel 
zur Gänze. 

Die Wirksamkeit der so restringirten Bestimmungen der 
früheren deutschen Reichsstrafgesetzes (§§ 38 und 39) wurde 
in der Versammlung deutscher Strafanstaltsbeamten in Bremen 
(1880) einer eingehenden Erörterung unterzogen. 

Der Verhandlung lag ein Gutachten des Strafanstalts- 
directors PockeTs zu Grunde, welcher seine Anschauung in 
Nachstehendem präcisirte: 

Er erkenne zwar an, dass das deutsche Strafgesetzbuch 
die Präventivmassregel der Polizeiaufsicht ihrer nachtheiligen 
Wirkungen nach Möglichkeit zu entkleiden gesucht habe, aber 
vom rein praktischen Standpunkte glaube er sich dennoch 
gegen die Polizeiaufsicht aussprechen zu müssen, sein auf 
positive Wahr nehmung gestütztesUrtheil gehe dahin, 
dass die Polizeiaufsicht einerseits der Gesellschaft 
Nichts nütze, andererseits dem Entlassenen schade. 

Die Polizeiaufsicht nütze der Gesellschaft Nichts, weil 
die verschlagenen Gauner von Profession ihre verbrecheri- 
schen Projecte vor der Polizei zu verbergen wissen und nur 
die minder gefährlichen Dummköpfe sich verrathen Durch 
das Verbot des Aufenthaltes an einzelnen bestimmten Orten 
fühle sich der gefährliche Gewohnheitsverbrecher nicht be- 
engt, da ihm die ganze übrige Welt offen steht und es ihm 
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leicht sei, die Behörden über das Ziel seiner Reise zu täuschen. 
Nächtliche Haussuchungen — die die Polizeiaufsicht gestatte — 
kämen fast ausschliesslich nur bei Betretung auf frischer That 
oder bei Gefahr im Verzuge vor, und seien in dieser Vor- 
aussetzung auch bei den nicht unter Polizeiaufsicht 
stehenden Personen statthaft. 

So gelangt Po ekel s zum Schlüsse, „dass die Zulässig- 
keit der Polizeiaufsicht — weil deren Vollstreckung, 
ohne die Begehung von Verbrechen zu hindern oder 
ajuch nur zu erschweren, der Rehabilitation des ent- 
lassenen Sträflings nachtheilig sei — aus der Reihe 
der Strafmittel gestrichen werde. 

Auf derselben Versammlung*) erklärt Strafanstalts- 
director Eckert, dass die Polizeiaufsicht nichts nütze, 
vielleicht eher schade, sie verhindere die Begehung 
strafbarer Handlungen niemals. 

Gruse, Director der Strafanstalt in Wolfenbüttel, be- 
hauptet auf Grund Ißjähriger Erfahrung als Polizeibeamter, 
dass in der Praxis ein Nutzen durch Ausübung der 
Polizeiaufsicht nicht bemerkbar geworden sei. 

Gegenüber diesen schwer wiegenden durchaus abfälligen 
Voten soll nicht verschwiegen werden, dass sich bei diesem 
Anlasse auch einzelne Praktiker für die Aufrechterhaltung 
der Polizeiaufsicht ausgesprochen haben und dass die Ver- 
sammlung einen diesbezüglichen Antrag des Pastors Scheffer 
angenommen hat, aber die Ausführungen der Anwälte der 
Polizeiaufsicht und der Beschluss des Congresses können das 
Gewicht der gegen die Polizeiaufsicht geltend gemachten Be- 
denken nur in sehr bescheidenem Masse beeinträchtigen. 

So gibt beispielsweise der Antragsteller Scheffer frei- 
müthig zu, „dass er seit längeren Jahren nicht mehr in un- 
mittelbarer Berührung mit der vorliegenden Frage stehe, 
dass die Bilder früherer Erfahrungen und Erleb- 
nisse schon sehr verblasst sind und dass das Thema 
selbst der Sphäre seiner — pastoralen — Thätigkeit überhaupt 
ferner liegt*. 

*) Blätter für Gefängniskunde XV. Bd., 1. u. 2. Heft, S. 43 u. flf. 

Dr. Zucker: Über Polizeiaufsicht. 5 
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Er fährt dann weiter fort: 

„Das Gutachten Pockels verlangt eine völlige Aufhebung 
der Polizeiaufsicht, das will sagen, das Aufgeben eines Rechtes, 
welches den Sicherheitsorganen des Staates die Überwachung 
bedenklicher Subjecte bisher nicht nur zu einem Rechte, 
sondern auch zu einer Pflicht machte. An die Stelle dieser 
gesetzlichen Polizeiaufsicht soll nur ein unbemerktes Beob- 
achten und Controliren unter der Hand treten, wozu der 
Polizei reichlich Mittel und Wege zu Gebot stünden. Motivirt 
wird dieser Antrag Pockels durch den Nachweis, dass die 
Polizeiaufsicht in der gesetzlichen Beschränkung, wie sie zur 
Zeit besteht, ihren Zweck doch vollkommen verfehle und also, 
ohnehin illusorisch, als eine andererseits gewissermassen ge- 
hässige und immerhin noch zu Vexationen die Handhabe 
bietende Institution, überhaupt abzuschaffen sei. Dieser Nach- 
weis ist denn auch mit vieler Wärme und gründlicher sach- 
licher Behandlung auch meines Erachtens theilweise gelungen." 

Trotz dieses bezeichnenden Geständnisses plaidirt der 
Antragsteller für die Beibehaltung der Polizeiaufsicht aber in 
wesentlich schärferer Gestalt, um eben dem Vorwurfe der 
Nutzlosigkeit zu begegnen. 

Genau in derselben Art und Weise geben die anderen 
Vertheidiger der Polizeiaufsicht, wieStrosser, Stursbergund 
theilweise auch Krohne zu, dass nach ihrer eigenen Erfahrung 
in einer ganzen Reihe von Fällen die Polizeiaufsicht für die 
Rehabilitirung solcher Sträflinge, die sich bessern 
wollten, hinderlich gewesen sei, gleichwohl hegen sie 
theoretische Bedenken gegen die gänzliche Beseitigung und 
sprechen sich, um dem gerechtfertigten Vorwurfe der Nutz- 
losigkeit zu begegnen, für die Herstellung der Polizeiaufsicht 
in schärferer Form aus, welche Anschauung denn auch von 
der Majorität der Versammlung acceptirt wurde. 

Diesen Anschauungen und dem sich denselben anschlies- 
senden Majoritätsbeschlüsse der Bremer Versammlung gegen- 
über kömmt Folgendes zu bemerken: 

Die Polizeiaufsichtsgesetzgebung in den deutschen Staaten 
hat sich seit Beginn der Rec^ption der französischen „sur- 
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veillance*' des code p6nal fast unausgesetzt mit der Aufgabe 
beschäftigt, die Schärfen dieser »surveillance** zu mildern, weil 
die Handhabung derselben in ihrem unheilvollen Einflüsse 
auf die Betroffenen geradezu unerträglich erschien: auf diesem 
Wege stätig fortschreitender Entwicklung gelangte die deutsche 
Gesetzgebung, wie es die Motive zum Entwürfe bezeugen 
(Anhang III, S. 198 u. ff.) zu der Fassung der §§ 38 u. 39. 
in welchen die Polizeiaufsicht in wesentlich milderer Gestal- 
tung in Wirksamkeit belassen wurde. 

Hegen nunmehr die Praktiker Bedenken bezüglich dieser 
Polizeiaufsicht, so kann der Weg zu den bereits früher ver- 
lassenen strengeren Bestimmungen nicht wieder zurück- 
gegangen werden, vielmehr ergibt sich als einfache, allein 
richtige Consequenz, dass die Polizeiaufsicht zur Gänze 
zu entfallen habe. 

Es geht nicht an, ein bereits einmal duichgeführtes 
Experiment einfach zu wiederholen, um »möglicherweise* nun- 
mehr zu einem günstigeren Resultate zu gelangeji. 

Wurde die Polizeiaufsicht in ihrer früheren strengeren 
Getaltung eben um ihrer Härte und Uijerträglichkeit willen 
aufgegeben und ist sie nach erfolgter Milderung ihrer Be- 
stimmungen für das öffentliche Interesse von geringerem oder 
gar keinem Nutzen, dann empfiehlt es sich aus Gründen 
der Gesetzgebungspolitik auf dieses Institut zu verzichten 
und durch das Beispiel Frankreichs belehrt, von weiteren 
Versuchen mit demselben gänzlich abzustehen. 

In entschiedener Weise spricht sich bei der III. General- 
versammlung des Görlitzer Ftirsorgevereines der königl. Straf- 
anstaltsdirector v. Held gegen das Institut der Polizeiaufsicht 
aus; er erklärt: „Früher wurde der Verbrecher auf barba- 
rische Weise gekennzeichnet, um ihn unschädlich zu machen 
und die bürgerliche Gesellschaft gegen ihn sicherzustellen 
wenn nun auch die Brandmarkungen und Verstümmelungen 
bei civilisirten Völkern nicht mehr stattfinden, so haben 
die modernen Strafgesetzgebungen, Baebdem die Freiheits- 
entziehung an die Stelle sonst aller anderen Strafmittel 
getreten sind, doch andere Mittel zu demselben Zwecke an- 
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wenden zu müssen geglaubt... Ganz besonders ist es 
das Institut der Polizeiaufsieht, welche nun die Sicher- 
stellung der bürgerlichen Gesellschaft gegen ein praesumptiv 
schädliches Element im Auge hat und In diesem einsei- 
tigen Streben den Bestraften die Rückkehr zu einem 
geordneten Leben erschwert, den beabsichtigten Zweck, 
aber unter dem Einflüsse der ganzen modernen Zeit- 
richtung nicht einmal erreicht. Wenn auch die Polizei- 
aufsicht gegenwärtig nachsichtiger als früher gehand- 
habt wird, so kann sie doch die ihr innewohnende 
Tendenz nie ganz verleugnen und ist deshalb vom 
üibel . . . der Staat hat zunächst durch die Gesetzgebung 
die Strafen der Verschuldung anzupassen und Straf bestim- 
mungen, deren Schädlichkeit oder Unangeraässen- 
heiten erkannt worden ist, wieder — aufzuheben." 

Braune,*) der uns diese Darstellung Held's übermittelt^ 
fügt hinzu. 

„Wer mit Gefangenen umgeht — und namentlich 
mit Rückfälligen und ist nicht gerade taub gegen 
Alles, was diese Leute vorbringen, muss diese Klage 
gerechtfertigt finden. „Wehe," so fährt Braune in einer 
gewiss ungeheuchelten Hitze weiter fort „wer in das Ge- 
triebe dieses Systems von Nebenstrafen geräth,. 
welches dem Bestraften die Rückkehr zu einem ge- 
ordneten Leben erschwert... ganz abgesehen davon^ 
dass er ihm beim Aufsuchen eines redlichen Erwerbes 
hemmend entgegentritt/ 

Braune schildert nun weiters**), wie ihm unter Polizei- 
aufsicht stehende Leute ihr trauriges Loos schilderten, wie 
sie wegen der über sie verhängten Aufsicht von Ort zu Ort 
getrieben wurden, wie sie weder Arbeit noch Wohnung finden 
konnten und nur dadurch wieder zum Rückfall förmlich ge- 
drängt waren . . . und erklärt: Zu Hunderten und aber 
Hunderten habe er die Klagen solcher Leute über 

*) JBrawnc Aiistaltsgeistlicher zu Görlitz. Wider die Polizeiaufsicht 
Ztschft. für ges. Strafrechtswissenschaft IX B. 6. H. S. 807 u. f. f. 
**) Braune a. a. O. S. 819 u. f. f. 
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die Polizeiaufsicht gehört. Es habe lange Zeit ge- 
dauert, ehe er selbst ein Ohr für solche Klagen be- 
kommen hat. Es sei ja auch nicht anders möglich, als den 
Schilderungen der rückfälligen Sträflinge und ihren Betheue- 
rungen der Unschuld — anfangs — mit Misstrauen zu be- 
gegnen ... Er — so sagt Braune von sich „stehe lange genug 
in Gefängnisarbeit, um bestätigen zu können, dass es bös- 
willige Subjecte genug gibt, die durchaus zur Begehung vom 
Verbrechen veranlagt sind und an welchen alle Besserungs- 
versuche scheitern — aber das wird sich andererseits 
nicht leugnen lassen, dass durch verkehrte Gesetz- 
gebung undnamentlich durch dieAusübung derPolizei- 
aufsicht reichlich für den Rückfall der einmal Ge- 
straften gesorgt worden ist". 

Wir haben diesen Worten Nichts hinzuzufügen, wer durch 
den Inhalt derselben, welche so klar und mit so viel in- 
nerer Wahrhaftigkeit andeuten, wie Braune sich durch ge- 
sammelte Erfahrungen zu seiner festen Überzeugung von der 
positiven Schädlichkeit der Polizeiaufsicht durchgerungen 
habe, nicht eines Besseren belehrt wird, der ist überhaupt nicht 
zu überzeugen. 

Wo lässt sich all diesen so tief begründeten Klagen und 
Beschwerden auch nur Eine unverkürzte, entschiedene Aner- 
kennung der Polizeiaufsicht entgegenstellen? 

Uns ist keine je bekanntgeworden; und wir müssen es 
für eine verhältnismässig noch günstige Beurtheilung der 
Polizeiaufsicht erklären, wenn, wie uns Fuhr (a. a. 0. S. 234 
u. f. f.) mittheilt, eine Reihe von Behörden, denen die Hand- 
habung der Polizeiaufsicht in gewiss sehr hervorragender 
Weise überantwortet ist, von einer Wirksamkeit und einem 
Einflüsse derselben nur Negatives zu sagen weiss. 

So erhielt Fuhr über eine Anfrage nach der Wirksam- 
keit der Polizeiaufsicht von dem Polizeipraesidium Berlin- 
Charlottenburg die Erklärung, dass der Erfolg gleich Null 
anzusehen sei. 

Die Polizeidirection München erklärt: die Polizeiaufsicht 
als Praeventionsmassregel zum Schutze des Publicums hat sich 
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wenig wirksam erwiesen. Der Kreis Wolfenbüttel er- 
klärt: Der Erfolg sei gleich Null, ebenso das Landesamt 
Koburg Kreisamt Lauterbaeh: Bei den wenigen bekannten 
Fällen: absolut Null. 

Des Weiteren erklärt Fuhr: ^Gegenüber diesen durchaus 
abfälligen Äusserungen wissen nur sehr wenig Behörden 
vom günstigen Erfolge der Polizeiaufsicht zu berichten 
und sie können zum Theil dieselben nicht mit Erfahrungen 
belegen, sondern theilen nur ihre Ansicht, ihren Glauben 
mit, zum Theil sind die sonstigen Erfolge auf einzelne Fälle 
beschränkt. 

Unbekannt ist die Polizeiaufsicht in Dänemark, Hol- 
land, Spanien und Ungarn geblieben! 

In Österreich ist es zu einer amtlichen Beurtheilung 
der Ergebnisse der Polizeiaufsicht noch nicht gekommen und 
dieselbe dürfte um so weniger in absehbarer Zeit zu gewärti- 
gen sein, als es an einem statistischen Verzeichnisse der 
Fälle, in welchen die Polizeiaufsicht für zulässig erklärt und 
in welchen sie in Wirklichkeit in Vollzug gesetzt wurde, voll- 
ständig gebricht.*) Bemerkenswerth aber erscheint es, dass 
schon bei der parlamentarischen Berathung des Gesetzes vom 
10. Mai 1873, durch welches die Polizeiaufsicht in ihrer 
jetzigen Gestaltung gesetzlich eingeführt wurde, sich 
sehr gewichtige Stimmen vernehmen liessen, die der Polizei- 
aufsicht ein entschieden ungünstiges Prognosticon stellten. 

So sagt im Abgeordnetenhause (82. Sitzung VII. Session 
Prot. S. 1711 u. f.) der Abg. Mende, dessen hohe amtliche 
Stellung es voraussetzen lässt, dass er die Verhältnisse der 
Justiz- Verwaltung genau kannte. „Wenn man von diesem 



*) Die Ergebnisse der Strafrechtspflege Oesterr. Sta- 
tistik XXX B. Heft 3. S. XXVII. „Vollständige und genane Nach- 
weisungen übcjr die Zahl der Verurtheilten, bezüglich welcher die Zoiässig- 
keit der Stellung unter Polizeiaufsicht von den Strafgerichten ausge- 
sprochen wurde, fehlen gänzlich, weil die Geschäfcsausweise der 
Gerichtshöfe hierüber keine Daten enthalten und in den Geschäfts- 
ausweisen der Bezirksgerichte die Erkenntnisse auf Stellung unter 
Polizeiaufsicht mit dem Erkenntnisse auf Abgabe in ein Zwangsarbeits- 
haus cumulirt werden. 
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Gesetze glauben sollte, dass es dem Unwesen des Bettler- und 
Vagabundenthums ein Ende machen werde, so würde man sich 
sehr täuschen* — das Gesetz werde nur sehr wenig zu 
leisten im Stande sein — es fehle zunächst an den geeigne- 
ten Organen zur Durchführung der Polizeiaufsicht; Hilfe 
gegen die üibelstände, welche durch die Polizeiaufsicht be- 
kämpft werden sollten, sei nur von einer Einführung, resp. 
Vermehrung der Zwangsarbeitshäuser zu erwarten. 

In demselben Sinne spricht sich auch der Berichterstatter 
der Gesetzes der Abg. Czedik aus. 

Auch das Herrenhaus gibt durch seine Redner dem Ge- 
setze ungünstige Prophezeiungen auf den Weg. ' 

So erklärt das Mitglied desselben Kaisersfeld (S» 502 
der Protokolle der VH. Session): Niemand erwarte vom Ge- 
setze grosse Wirkungen, die Sache — nämlich der Uibel- 
stand der Bettler- und Vagantenthums werde noch schlimmer 
werden. Das Verfahren sei unpraktisch und nur die Zahl der 
strafbaren Handlungen werde durch dasselbe vermehrt werden. 

Gf. Gleispach macht geltend: „Dieses Gesetz werde 
Befriedigung — unter den Vagabunden hervorrufen, es werde 
so wirkungslos sein, wie die bisherigen Bestimmungen.* 

Die Thatsachen haben den Berathern des Gesetzes, die 
über den voraussichtlichen Misserfolg desselben so ziemlich 
eines Sinnes gewesen zu sein scheinen, dabei aber merk- 
würdigerweise das Gesetz gleichwohl ohne viel Bedenken 
votirten — nur allzusehr Recht gegeben." 

So weit sich der Verfasser bei der verschiedensten 
Behörden über den Erfolg der Polizeiaufsicht erkundigen 
konnte, überall lautet der bestimmte und ernste Bescheid 
dahin: Es schade weit mehr, als es nütze. 

Personen, die durch ihre Stellung vor jedem Verdachte 
einer Parteinahme für sog. «liberale* Strömungen freigespro- 
chen werden müssen, wussten aus ihrer eigenen Praxis Fälle 
mitzutheilen, in welchen durch die Anwendung des Gesetzes 
dem Einzelnen und der Gesammtheit bedeutender Schade 
zugefügt wurde. 
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Ein alter erfahrener Richter meinte : „Das Gesetz macht 
Leute, die redlich werden wollen, erbarmungslos wieder zu 
Lumpen — es ist ein schlechtes Gesetz!" 

Da gibt es entlassene Sträflinge, die nach monatlangera 
Suchen ihren Dienst fanden und ehrlich und arbeitsam ihre 
Pflicht thaten zur vollen Zufriedenheit ihres Dienstherrn. 

Nun kommt der Gensd'arm durch's Dorf, welcher von 
dem Diensteintritte des unter Polizeiaufsicht Stehenden hört, 
er hält es für seine Pflicht sich bei dem Dienstherrn nach 
„seinem Schützling" zu erkundigen — am anderen Tage hat 
der Bedienstete seine Kündigung und nun kann er wieder 
betteln — oder stehlen, denn auf Meilen im Umkreise nimmt 
ihn Niemand mehr in Dienst." 

Ein hoher Österreich. Justizbeamte, dem die Aufsicht 
über mehrere grössere Strafanstalten untersteht, gab ganz 
erregt seine Ansicht dahin ab: „Oh, das ist ein sehr hartes, 
ja ein schlechtes Gesetz. Das macht die besten Erfolge unserer 
Strafanstalten zunichte. Da sehen Sie, erklärte er eifrig. 
Eine Person, die zweimal vielleicht aus Noth, vielleicht unter 
dem Drucke der Verführung gestohlen hat, kömmt zu einer 
längeren Freiheitsstrafe verurtheilt in „unsere" Anstalt; sie 
lernt da mit vielen Mühen das Feinnähen und bringt es durch 
ihren Fleiss und Eifer zu einer ziemlichen Fertigkeit, die 
sie in den Stand setzen würde, sich nunmehr ihr Brod zu 
verdienen. Doch weit gefehlt! Unter Polizeiaufsicht gestellt, 
muss sie nach ihrer Strafverbüssung in ihrer Zuständigkeits- 
gemeinde bleibenden Aufenthalt nehmen — das ist eine Ge- 
meinde, in welcher die Armut zu Hause und für das Fein- 
nähen absolut kein Bedürfnis vorhanden ist. Die Bettlerin 
und Vagantin ist »fertig" — eine Person, die in der Stadt 
vielleicht einen sehr lohnenden Erwerb gefunden hätte, geht 
in ihrem Heimatsdorf e rettungslos zu Grunde. 

Da haben Sie die Erfolge der Polizeiaufsicht!" 
Äusserungen desselben Inhaltes hörten wir wiederholt 
von Directoren und Leitern grosser Strafanstalten- der Corri- 
gendenhäuser, Arbeitsanstalten etc. 
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Ebenso deeidirt brachen Sicherheits- und Polizeibehörden 
den Stab über die Polizeiauf siebt. 

Als die die Polizeiaufsicht verhängende und theilweise 
handhabende Behörde fungirt am Land die Bezirkshauptmann- 
Schaft ; die Organe derselben sind erdrückt von der Last der 
regelmässigen Verwaltungsgeschäfte, sie erklären es für die 
härteste, unbilligste Zumuthung, dass sie in einem Sprengel, 
der sich auf viele Meilen ausdehnt, mit einigen wenigen 
Gensd'armen die „Polizeiaufsicht* im Sinne des Gesetzes 
über verderbte Individuen führen sollen, die ihnen — wenn 
sie wollen — jedes Schnippchen schlagen können, ohne dass 
sie in der Lage wären diesem Unwesen, das sie oft dem allge- 
meinen Spotte aussetzt, steuern zu können. 

Auch diel. f. Polizeibehörden in grösseren Städten, wiewohl 
ihnen eine grössere Anzahl von Beamten und Dienern zur 
Verfügung steht, vermögen sich mit dem Institute der Polizei- 
aufsicht in seiner heutigen Gestalt nicht zu befreunden. Sie 
meinen, dass die „unauffällige** Beobachtung, die sie vor 
Eintritt der Wirksamkeit des Gesetzes vom 10. Mai 1873 
gegen entlassene Sträflinge ausübten, weit wirksamer w^ar, 
als die Polizeiaufsicht von heute. 

Dieses Urtheil leuchtet Jedem, der mit Unbefangenheit 
die Sachlage beurtheilt, vollkommen ein. Eine wirksame 
Beaufsichtigung setzt eine unauffällige Beobachtung voraus. 

Die ostentative Form der »Polizeiaufsicht" mahnt den 
Beaufsichtigten nur zur grösseren Vorsicht, setzt ihn aber 
durchaus nicht in die Unmöglichkeit eine beabsichtigte straf- 
bare Handlung zu begehen. 

Hat die Behörde die Polizeiaufsicht verhängt, so wendet 
sie naturgemäss ihre Aufmerksamkeit mehr dem Verhalten 
des Beaufsichtigten zu der Aufsicht selbst, als seinem 
sonstigen Gebahren zu und meint ihrer Verpflichtung genügt 
zu haben, wenn sie jeden Fehltritt gegen die auferlegten Be- 
schränkungen überwacht und zur Kenntnis des Gerichtes 
bringt. 

Es ist eine natürliche Pflicht der Sicherheitsbehörde 
und sie hat davon den Namen, das Verhalten verdächtiger 
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Personen zu überwachen ; diese Überwachung erfordert Frei- 
heit der Bewegung und ein thatkräftiges Handeln 
nach eigenem Ermessen und zu geeigneter Zeit; im Insti- 
tute der gesetzlichen Polizeiaufsicht tritt der Versuch zu 
Tage jene Thätigkeit in gewisse Formen zu bringen, sie nach 
einem bestimmten Schema abzuzirkeln; ein solcher Versuch 
trägt den Keim des Misslingens in sich. Es wird durch die 
Bestimmungen eine Last der Polizeibehörde und dem Beauf- 
sichtigten aufgebürdet, die insbesondere den Letzteren gänzlich 
niederdrücken kann — eine Förderung des eigentlichen 
Zweckes der Polizeiaufsicht befürchtete Übelthaten zu ver- 
hindern wird nicht verwirklicht 

Auch die Theorie weiss der Polizeiaufsicht wenig Gün- 
stiges nachzusagen. Der Bedenken der Juristen einer früheren 
Zeit haben wir bereits Erwähnung gethan. 

Die Strafrechtslehrer der Gegenwart geben eine kurze 
Darstellung der gesetzlichen Bestimmungen, enthalten sich 
aber zumeist jeder eingehenden Beurtheilung der Zweck- 
mässigkeit des Institutes; wo dies geschieht, verzeichnen wir 
Zweifel an dieselben, zumeist in knappen Sätzen zum Aus- 
drucke gebracht, so bei Merkel.*) »Die Polizeiaufsicht soll 
die Gefahr des Rückfalles mildern, doch lässt sich nicht 
sagen, dass sie in ihrer bisherigen Gestalt in dieser 
Richtung grosse Erfolge erzielt habe/ 

Lisszt**) ^Im Allgemeinen hat sie wenig genützt 
und viel geschadet** 

Krohne***) erkennt an, „dass die Handhabung der Polizei- 
aufsicht durch die unteren Polizeibeamten so taktlos geschehe, 
dass dadurch der öffentlichen Sicherheit nichts genützt, wohl 
aber der Bestrafte am ehrlichen Erwerbe gehindert, dem Ver- 
brechen wieder in die Arme getrieben werde; er hält aber 
eine Umgestaltung dieser Misstände für möglich — das Verbot 
des Aufenthaltes an einem bestimmten Orte dürfte nur in 
den äussersten Fällen nachgewiesener Nothwendigkeit ausge- 

*) Lehrbuch S. 222. 
**) Lehrbuch (IV Aufl.) S. 275. 
***) Lehrbuch der Qefangnisknnde § 46 
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sprochen und die Durchsuchung der Wohnung müssie auf 
die von der Strafprocessordnung vorgesehenen Fälle beschiäukt 
werden. — »Was dann allerdings für die Polizeiaufsicht noch 
übrig bleibe, ist schwer abzusehen, zumal wenn Krohne hin- 
zufügt, dass die Polizeibehörden anzuweisen seien mit den 
Schutzvereinen zu arbeiten und diesen die Fürsorge und 
Aufsicht zu überlassen. 

Ausführlicher haben sich nur Berner, Holtzendorff. 
Seuffert, Wahlberg und Fuhr über die Vorzüge und Nach- 
theile des Institutes geäussert, deren Urtheile hier einer ge- 
drängten Erörterung unterzogen werden sollen. 

Berner*) kritisirt zunächst gleich uns den Beschlüss 
der Bretner Versammlung, die Polizeiaufsicht in ^schärferer** 
Form wieder herzustellen, und meint, dass die Vortheile, welche 
ein solcher Schritt verschaffen könnte, durch die unvermeid- 
lich mit ihm verbiiudeiien Nachtheile aufgewogen, ja mehr 
als aufgewogen werden. 

Er hält einen festen Zusammenhang zwischen der Polizei 
und dem Beaufsichtigten für nothwendig, der durch die An- 
ziehungskraft herbeigeführt werden könne, welchen die 
Fürsorge der Polizei auf den Entlassenen ausüben soll. 

Der Gedanke, dass der Entlassene in dem Poli/.ei- 
beamten, welcher Hand in Hand mit dem Fürsorgevereine zu 
gehen habe, einen Schutzengel zu suchen und zu finden 
habe, findet bei Berner eine warme, ja nahezu begeisterte 
Aufnahme. 

Von den Fürsorge vereinen, an die nach der Anschauung 
mancher Praktiker die Handhabung der Polizeiaufsicht in 
geeigneter Weise abzutreten wäre, erwartet Berner nicht 
viel, indem er trocken bemerkt, „dass solche zunächst in 
genügender Anzahl vorhanden sein müssten, was aber be- 
kanntlich nicht der Fall sei. Es empfehle sich bis auf Weiteres, 
die Erreichung der staatlichen Zwecke durch die Betheiligung 
geeigneter, von der rechten Gesinnung durchdrungener 
und zurückhaltend wirkender höherer Polizeibeamten sicher- 
zustellen.** 

*7GeHcht88aal 1881. S. 374 u. f. f. 
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Wir zweifeln an die Möglichkeit solche Polizeibeamte 
zu finden, halten es für unwahrscheinlich, dass sie eine solche 
, Fürsorge" wie sie Berner vor Augen zu haben scheint, zu 
entwickeln überhaupt im Stande wären und selbst all' dies 
zugegeben, ist es uns dann erst recht zweifelhaft, welche Rolle 
die Polizeiaufsicht neben einer solchen Fürsorge spielen 
könnte, wozu bedarf es dann in einem solchen Falle jener 
polizeilichen Einschränkungen der Freiheit und Thätigkeit 
des aus der Strafhaft Entlassenen? 

Holtzendorff*) hält die Polizeiaufsicht nicht für schäd- 
lich, sondern nur für unzulänglich und stellt ihr die Auf- 
gabe: „Für Bestrafte solche Existenzbedingungen nach der 
Freilassung zu setzen, dass ihnen die erfahrungsmässig von 
ihnen gesuchten Gelegenheiten zur Begehung bestimmter 
Delictsgruppen entfernter gerückt werden und die Entdeckung 
ihrer Missethat andererseits erleichtert werde. 

Da Holtzendorflf es vermeidet Vorschläge zu erstatten, 
wie dieses gewiss dankenswerthe Ziel durch die Polizei- 
aufsicht zu erreichen sei, so kann einer solchen Art von 
Parteinahme für die Polizeiaufsicht kein bedeutendes 
Gewicht beigemessen werden. 

Seuffert**) erklärt die gegen die Polizeiaufsicht gerich- 
teten Angriffe für gerechtfertigt; gleichwohl erklärt er 
aber den Gedanken der der Polizeiaufsicht zu Grunde liegt, 
für einen gesunden. 

Bei der Entwicklung seiner Reform vorschlage nehmen 
wir indess wahr, dass von der Polizeiaufsicht Nichts übrig 
bleibt. Er verlangt Fürsorgevereine, die nicht mit der 
Polizei, sondern mit der Gefängnisverwaltung in Verbin- 
dung stehen. 

Die Controle soll nicht durch Haussuchungen und Nach- 
forschungen, sondern mittelst der Durchführung der Melde- 
pflicht in Vollzug gesetzt werden. Es soll die Meldung bei 
dem Vorstande des Schutzvereines, dem sich der Entlassene 

*) Handbncb des Gefangniswesens B. I. S. 425 ii. f. f. 
**> StengeVs Wörterbuch des deutschen Verwaltungsrechts § 9, 
S. 257. 
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unterstellt hat, genügen. Auch dem Arbeitgeber des Entlas- 
senen könne die Controle übertragen werden. 

Seuffert verweist auf die englische Praxis, die es sogar 
dem Entlassenen gestattet einen anderen Namen zu führen, und 
auf die strenge Wahrung des Geheimnisses der früheren 
Abstrafung (auf 1500 Entlassene in fünf Jahren nur 5 Preis- 
gebungen desselben) und erklärt, dass bei solcher Hand- 
habung der Polizeiaufsicht, man dieselbe beibehalten könnte. 

Das ist aber ein Plaidoyo.r gegen und nicht für die 
Polizeiaufsicht, wie dieselbe zur Stunde gesetzlich geregelt 
erscheint! 

Jagemann*) spricht sich für die Einführung der Polizei 
aufsieht nach englischem Vorbilde aus, die Strenge und Will- 
kühr der französischen Polizeiaufsicht- Verstrickung an be- 
stimmte Orte, An- und Abmeldung hemme jede Berufs- und 
Erwerbsthätigkeit und schaffe geradezu Rückfällige; die 
ihr Unterstellten sahen sich als Verlorene und entzogen sich 
ihr, wenn sie nur konnten trotz der hohen auf die „rupture 
de ban** gesetzten Strafen . . . Eine wirkliche Sicherung gegen 
das unverbesserliche professionelle Verbrecherthum müsse auf 
anderem Wege (Nachhaft bis zur Möglichkeit lebenslänglicher 
Einsperrung) gesucht werden. 

Auch Wahlberg**) vermögen wir nicht als einen An- 
hänger der Polizeiaufsicht im Sinne des heutigen Rechtes 
anzuerkennen, denn er glaubt nur dann an einen Erfolg 
derselben, wenn derselben wohl organisirte Unterstützungs- 
vereine zur Seite stehen ; an diesen mangelt es aber in Öster- 
reich, und es ist für eine absehbare Zeit an deren organi- 
sirte Thätigkeit gar nicht zu denken, wie sie heute zu 
Rechtens besteht. 



*) Jagemann in Holtzcndorffd Handbuch des Gefangniswesens 
Bd. II. S. 126 u. f. f. 

**) Das von demselben an den Stockholmer Congress erstattete 
Gutachten „Quel serait, le meilleur moyen de combattre le r^cidive'^. 
Rapports s. 169 f. 
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Ein etwas complicirtes und darum wobl kaum durch-^ 
führbares System stellt Fuhr*) auf. 

Er theilt mit Wahlberg die Gewohnheitsverbrechen in 
besserungsfähige und unverbesserliche. 

Für erstere hat das aufzustellende Strafensystem von 
der Freiheitsstrafe auf unbestimmte Zeit auszugehen, 
deren Minimalgrenze je nach der Schwere des Falles höher 
oder niedriger zu bemessen ist, die aber in keinem Falle 
über drei Jahre reichen darf. 

Zwei Jahre nach Ablauf der Minimaldauer darf der 
Sträfling seine probeweise Entlassung beantragen, welche 
unter Statuirung der Polizeiaufsicht verfügt werden kann. 

Für die unverbesserlichen Gewohnheitsverbrecher ist 
die Strafe: Lebenslängliche Einsperrung; um aber selbst 
diesen Individuen einen Anreiz zur Besserung zu geben und 
die Möglichkeit oflfen zu lassen, durch wirkliche dauernde 
Sinnesänderung die Freiheit sich zu verdienen, kann aucli 
hier nach einer mindestens siebenjährigen Einsperrung eine 
jederzeit wegen schlechten Betragens widerrufliche Entlassung, 
mit welcher eine Stellung unter Polizeiaufsicht verbunden 
ist, erfolgen. 

Es käme also die Stellung unter Polizeiaufsicht als 
Übergangsmassregel von der Freiheitsstrafe zu völligen Freii- 
heit nur für Gew^nheitsverbrecher bei deren bedingten 
Entlassung in Betracht. 

Hier allein sei die Polizeiaufeicht am Platze, 

Nun entwirft Fuhr eine geradezu sentimentale Schilde- 
rung von der Lage desjenigen, der nach mindestens drei- 
oder siebenjähriger Freiheitsbeschräukung das Gefängnis 
verlässt. Er — dem Leben Entfremdete-^ „werde bei seinem 
Austritte aus dem Gefängnis in der Mehrzahl der Fälle des 
freundlichen Rathes, der hilfreicher That sehr bedürftig sein, 
um sich in den neuen Verhältnissen, in welche er hinein 
gekommen, zurecht zu finden, Zutrauen zu sich selbst und 
seinen Mitmenschen, festen Boden unter seinen Füssen zu 
gewinnen ..." 

*) a. a. 0. S. 290 u. f. f. 
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Von manchem rauh abgewiesen, dem er sein Herz ge- 
öffnet, dem er seine Lage anvertraut, wird er sich nach einem 
Freunde sehnen, bei dem er Vertrauen geniesst, der sich 
seiner in der Noth annimmt und ihm allezeit mit Rath und 
That zur Seite steht. An dessen Vertrauen und Zuspruch 
wird er sich stets von neuem aufrichten und von der Ver- 
zweiflung bewahrt sein, die sonst des überall Abgestossenen 
und sich noch mehr misstrachtet Wähnenden nur allzuleicht 
bemächtigt. Und dieser Freund werde der Polizeibeamte zu 
sein haben 1 

Fuhr verlangt daher Aufsicht und Fürsorge; Schutz 
der Gesellschaft durch Erleichterung der Lebensbedingungen 
des Entlassenen und gleichzeitig scharfe Überwachung von 
dessen Thun und Lassen. 

Zum Schlüsse entwirft er das Bild eines äusserst com - 
plicirten amtlichen Organismus, durch den er Polizeiaufsicht 
und Fürsorge der Verwirklichung zuführen zu können glaubt. 

Strafvollzugsämter im Sinne Liszt's, die die Entlassung 
bewilligen und in Vollzug setzen, der Straf rieh ter des Auf- 
enthaltsortes des Entlassenen und Überwachten, welcher die 
Obsorge über denselben zukömmt, ein Disciplinarstrafrecht 
betreffs der Nichtbefolgung der Vorschriften u. s. w. 

Den Vorschlägen Fuhr's fehlt die reale Basis, weil die 
Bedingungen, unter welchen er Polizeiaufsicht empfiehlt, ein- 
fach nicht vorhanden sind. 

Wir haben noch keine Urtheile mit unbestimmter Straf- 
dauer und es dürfte allem Anschein nach noch lange währen, 
bevor ein derartiges unserer heutigen Strafbemesßung so 
ganz entgegengesetztes Princip zur Anerkennung und zum ge- 
setzlichen Durchbruche gelangen wird. 

Auch die Unterscheidung zwischen erstmaligen Ver- 
brechern und Gelegenheitsverbrechern, zwischen besse- 
rungsfähigen und unverbesserlichen Gewohnheitsvor- 
brechern, welchen Letzteren aber wieder die Möglichkeit 
offen gelassen werden soll, durch wirkliche dauernde Sin- 
nesänderung die Freiheit sich zu verdienen; gehört wohl 
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erst der Zukunft an und hat mit der entscheidenden Frage 
ob die Polizeiaufsicht in dem heutigem Strafensysteme 
aufrecht erhalten werden solle, nichts zu schaffen. 



Bevor wir daran gehen unser Votum über das Institut 
der Polizeiaufsicht zu füllen, glauben wir mit einer Beurthei^ 
lung der bisher geäusserten Anschauungen betreffs der Wirk- 
samkeit der Polizei auf sickt nicht zurückhalten zu sollen. 

Wir finden vielfach die entschiedenste Verurtheilung der 
Wirksamkeit der Polizeiaufsicht vor und nur in sehr wenigen 
Fällen eine schüchterne, überdies nur bedingte Anerkennung 
derselben. — 

Angesichts dieser Thatsache muss es wohl auffallen, dass 
es der entschiedenen Voten für die einfache Beseitigung der 
Polizeiaufsicht so wenige gibt, dass man es nicht selten ver- 
sucht, die ungünstigen Ergebnisse auf Rechnung einer un- 
geschickten Handhabung der Polizeiaufsicht zu stellen und 
dass man mit Reformen nach fremden und früheren Vor- 
bildern die Polizeiaufsicht von ihrem längst verdienten Schick- 
sale zu bewahren bestrebt ist. 

Die Erklärung hiefür liegt in einer fast traditionell ge- 
wordenen Scheu ein einmal zu Recht bestehendes Institut zu 
beseitigen. Der Zweifel an die Erspriesslichkeit desselben 
mag noch so bedeutend, der Nachweis der positiven Nach- 
theile mag ein noch so stringenter sein, im entscheidenden 
Augenblicke gebricht es fast immer an der nöthigen Ent- 
schlossenheit auf eine zur Bekämpfung von Übelthaten ge- 
schlossene Massregel einfach zu verzichten. 

Eine pessimistische Auffassung der Ergebnisse der 
Strafrechtspflege der Gegenwart, die wir auf das Mass ihrer 
Berechtigung noch zu prüfen haben werden, trägt dazu bei, 
die einfache Aufhebung der Polizeiaufsicht zu perhorresciren 
und sich der Hoffnung hinzugeben, es werde gelingen die 
Mängel des Institutes zu beseitigen, dagegen vermeintliche 
Vorzüge desselben zu erhalten und sogar noch zu steigern. 
Dergleichen Bestrebungen tragen den Stempel einer unglück- 
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liehen Halbheit an sich, durch welche eine ernste Sorge 
um die Heilung socialer Übelstände keine Förderung zu 
finden vermag; erscheint es festgestellt, und die Erfahrung 
des täglichen Lebens bezeugt es — dass die Polizeiaufsicht 
die Erwerbsthätigkeit der aus der Strafe Entlassenen in un- 
günstiger Weise beeinflusst und den directen Anlass zu dem 
sich immer mehr häufenden Recidiven gibt,*) dann darf die 
Polizeiaufsicht nicht länger aufrecht erhalten werden. 

Der schüchterne Hinweis auf die „ Möglichkeit **, dass 
die Polizeiaufsicht in einzelnen Fällen von vortheilhaftem 
Einflüsse sein könnte, sollte das Institut vor dem wohl- 
verdienten Schicksale der gänzlichen Beseitigung nicht be- 
wahren. 

Es gibt im p^esellschaftlichen und insbesondere im Rechts- 
leben kein Institut, dem sich nicht irgend etwas Vorth eil- 
haftes nachsagen lassen würde; hieraus kann aber, wenn die 
Behauptung positiver grösserer Nachtheile nicht widerlegt zu 
werden vermag, keine Folgerung zu Gunsten des Fortbestandes 
eines solchen Institutes gezogen werden. 

Am allerwenigsten behagt uns aber jene Art der Ver- 
theidigung der Polizeiaufsicht, die sich darin gefällt, eine 
nicht bestehende Sachlage zu supponiren, um die Gründe für 
die Beseitigung der Polizeiaufsicht mit einem scheinbaren 
Eifer bekämpfen zu können. 

In dieser Art und Weise geschah die Befürwortung der 
Polizeiaufsicht bei der Reception in das Strafgesetz des deut- 
schen Reiches. 

Wir lesen in den Motiven zum norddeutschen Entwürfe 
hierüber: 

Bei der principiellen Entscheidung der Frage über 
die Möglichkeit oder die Nothwendigkeit einer Beibehaltung 
der Stellung unter Polizeiaufsicht wird die Frage ausschlag- 
gebend sein: ob die bürgerliche Gesellschaft gegen die verbre- 
cherischen Neigungen der sich als unverbesserlich zeigenden 
Individuen hinreichend geschützt bleiben kann, wenn der 



*) S. unten S. 96 u. ff. 

Dr. Zucker: Über Polizeiaufsicht. 
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Staatsgewalt die Befugnis entzogen wird, schwere 
Verbrecher auch nach der Haftverbüssung hinsicht- 
lich ihres Aufenthaltes und Treibens einer wirk- 
samen Aufsicht zu unterwerfen. 

Wenn die Frage so gestellt wird, dann ist es allerdings be- 
greiflich, dass man sich im Allgemeinen schwer entschliesst auf 
die Polizeiaufsicht zu verzichten — aber wer bestreitet denn 
der Staatsgewalt die Befugnis, gefährliche Leute, sie mögen nun 
gestraft sein oder nicht, zu überwachen; diese Überwachung 
wünscht Jeder, ja Jeder verlangt sie; die Frage ist aber, ob 
die »Polizeiaufsicht", wie sie gesetzlich construirt erscheint, 
das geeignete, das rechtmässige Mittel sei, um diese Über- 
wachungdurchzuführen. — Dieser entscheidenden Frage wird 
mit einer gewissen Hartnäckigkeit aus dem Wege gegangen, 
weil sich ja die Bejahung derselben nicht so leichten Her- 
zens erwarten lässt, es wäre denn, man stimmt der weitern 
Argumentation der Motive bei, die wo möglich noch unglück- 
licher ist, als die oben angeführte. 

Dieselben berufen sich nämlich: auf die Erweiterung der 
freiheitlichen Rechte in der neueren Zeit und erklären: ,Ist 
nicht nun in Abrede zu stellen, dass die durch die 
Gesetze verbürgte Freiheit der Bewegung an sich auf Die- 
jenigen berechnet ist, welche dem Gesetze gemäss leben 
und handeln, so lässt sich die Ansicht Derer, welche be- 
haupten, dass Verbrechern gegenüber der durch ihre Hand- 
lungen angezeigten Gefahr eines Missbrauches der Freiheit 
vorgebeugt werden müsse, die Berechtigung nicht bestreiten.* 

Fast bis aufs Wort stimmt diese „Begründung* der 
Beibehaltung der Polizeiaufsicht mit jenen famosen „obser- 
vations* überein, mit welchen Target die Bestimmung des 
Art. 44 des code p6nal vom J. 1810 zu rechtfertigen ver- 
suchte,*) und sie theilt darum auch das Schicksal derselben, 



*) Target observations sur le projet da code criminel abgedruckt 
bei Locre T. XXIX. S. 28. 

„Die Verfassung der freien Völker garantirt den Bürgern, dasB 
ihre Freiheit einzig und allein den durch das Gesetz ausgesprochenen 
Beschränkungen unterworfen sein solle 
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auf eine Anerkennung nicht den entferntesten Anspruch erheben 
zu dürfen. 

Nein und abermals Nein! — die Theorie, welche den 
Schutz der freiheitlichen Gesetzgebung nur den ^Rechtlichen* 
zugestehen will, diese Theorie, welche bezüglich des Genusses 
der verfassungsmässigen Rechte die Böcke von den Lämmern 
scheidet — ist grundfalsch und jede aus ihr gezogene Con- 
clusion ist absolut hinfällig; die gesetzlichen Freiheiten müssen 
entweder Allen zugänglich sein, oder sie dürfen für Nie- 
manden zu Recht bestehen, und lässt sich die Polizeiaufsicht 
nur durch eine solche Begründung aufrecht halten, dann 
hätte man bei der Schaffung eines allgemeinen deutschen 
Strafgesetzes von diesem Institute es sein Abkommen finden 
lassen sollen. 

Auch der Versuch, das Princip der Polizeiaufsicht dadurch 
zu retten, dass man sie mit der Thätigkeit der sog. Fürsorge- 
vereine in organische Verbindung bringt, muss fehlgehen. 
Wir vermögen uns die organische Verbindung zwischen Po- 
lizeiaufsicht und Fürsorgevereinen nicht vorzustellen und wir 
verweisen auf die oben citirten Gutachten der französischen 
Appellhöfe, welche ganz richtig hervorheben, dass die Po- 
lizeiaufsicht die Thätigkeit der Fürsorgevereine nur zu 
hindern, nicht aber zu fördern vermag. Abgesehen davon, 
dass in Österreich die Fürsorgevereine erst im Entstehen 



Nirgends jedoch wurden solche Bestimmungen aufgestellt lur 
überführte und abgeurtheilte Verbrecher. 

Nach Ablauf der gesetzlichen Strafdauer treten sie nicht wieder 
in die durch die Verurtheilung verlorenen Rechte. 

Die Ehrlosigkeit erlischt nicht durch den Ablauf der Zeit; der 
Verurtheilte erlangt nie die Ehre, nie die Rechte wieder, deren ihn 
die Infamie entkleidet. 

Der Verbannte bleibt ohne nach dem Gesetze infam zu sein, für 
immer aller bürgerlichen Rechte beraubt. Nicht diesen 
Leuten steht das Recht zu, die durch die Verfassung, 
welche nicht für sie gegeben ist, gewährten Vortheile 
für sich in Anspruch zu nehmen. Sie sind rechtlos und das 
Gesetz wfrd sie unter die Aufsicht der Regierung stellen. 
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begriflfen sind und noch geraume Zeit verfliessen dürfte, bevor 
sie zur erspriessliclien Wirksamkeit gelangen können, ist es 
uns ganz unbegreiflich, wie das Werk der Carität mit dem 
Producte des Misstrauens und der argwöhnischen Überwachung^ 
zu einem harmonischen Ganzen verbunden werden will. Eine 
Reform der Polizeiaufsicht, die dies zu Stande bringen wollte, 
müsste dieselbe vom Grunde aus umändern ; in ihrer heutigen 
gesetzlichen Gestaltung kann die Polizeiaufsicht nur einen 
Hemmschuh für die Thätigkeit der Fürsorgevereine bilden,, 
sowie umgekehrt die letztere die nachtheiligen Folgen der 
Wirksamkeit der Polizeiaufsicht in Nichts zu mildern vermag. 

So sprechen wir uns denn mit vollster Entschie- 
denheit für die Beseitigung der Polizeiaufsicht aus 
und vermeinen unsere Anschauung, der wir übrigens 
im Laufe dieser Darstellung bereits wiederholt lebhaften Aus- 
druck gegeben haben, noch durch folgende bisher we- 
niger beachtete Argumente rechtfertigen zu dürfen. 

Zunächst erscheint es uns zweifelhaft, ob das Gesetz vom 
27. Juli 1871 Nr. 88 und jenes vom 10. Mai 1873 Nr. 108 
R.-G.-B1., betreffend die polizeiliche Abschaffung und die Ein- 
führung der Polizeiaufsicht verfassungsmässig zu Stande 
gekommen sind. 

Hier kommt zunächst Art. 6 des Staatsgrundgesetzes 
vom 21. December 1867 Nr. 142 RGBl, in Betracht. Derselbe 
lautet: Jeder Staatsbürger kann an jedem Orte des Staats- 
gebietes seinen Aufenthalt und Wohnsitz nehmen. 

Diese Bestimmung wird im Gesetze als eine ganz aus- 
nahmslose und unbedingte hingestellt und es wird im be- 
zeichnenden Gegensatze zu dem Wortlaute der Art. 5, 10, 
12, 13 u. 8. w. des erwähnten Gesetzes einer Beschränkung 
oder Aufhebung dieses Rechtes durch besondere entgegen- 
stehende Gesetze nicht erwähnt. 

Neben der citirten Bestimmung des Art. 6 finden wir 
jene des Art. 18 desselben Staatsgrundgesetzes, nach welcher 
es Jedermann freisteht, seinen Beruf zu wählen Und sich für 
denselben auszubilden wie und wo er will." 
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Auch bei dieser Bestimmung finden wir keine wie immer 
geartete Einschränkung angeführt. 

Gemäbs § 15. Absatz 2 des Ges. vom 21. December 1867 
Nr. 141 kann die Änderung eines Staatsgrundgesetzes nur 
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen 
der Anwesenden und im Abgeordnetenhause nur bei 
Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Mit- 
glieder giltig beschlossen werden. 

Wird von diesem Gesichtspunkte aus zunächst auf die 
Entstehung des Gesetzes vom 27. Juli 1871 zurück- 
gesehen, so ergibt sich, dass sich bei Einbringung des 
bezüglichen Entwurfes die Regierung dessen wohl bewusst 
war, dass durch das neu zu schaffende Gesetz die oben ci- 
tirte Bestimmung des Staatsgrundgesetzea über die allgemeinen 
Rechte der Staatsbürger eine Änderung, beziehungsweise 
eine Einschränkung erfahren solle.*) 

Es beduiite daher zur formellen Giltigkeit des Zustande* 
kommens des von der Regierung in Antrag gebrachten Ge- 
setzes der Feststellung der oben erwähnten qualificirten 
Majorität. Diesem Erfordernisse wurde aber beider Abstimmung 
über den Gesetzentwurf nicht entsprochen. 

(Protokolle der Verhandlungen des österr. Abgeordneten- 
hauses VI. Session S. 1392—1398.) 

Ebenso verhält es sich mit dem Gesetze vom 10. Mai 1873 
betreffend die Einführung der Polizeiaufsicht; nur dass hier 
schon bei der Einbringung des Entwurfes des Verhältnisses des 
Gesetzes zu den Staatsgrundgesetzen keinerlei Erwähnung 
geschah. 

Die Regierungsvorlage (Nr. 151 der Beilage zu den 
Protokollen der VII. Session) entbehrt jeder Motivirung, der 
Bericht des Ausschusses (Nr. 312 der Beilage) enthält Nichts 



*) No. XI der Beilagen zu den Stenograf. ProtokoUen des österr. 
Abgeordnetenhauses V. Session „Die Erlassung eines Gesetzes über 
die Abschaffang und Abschiebung ist nothwendig, um das diesfaUs 
bestehende System der Freiheitsbeschränkung mit den Bestimmun- 
gen der Staatsgrnndgesetze in Einklang und diese selbst 
zur entsprechenden Durchführung zu bringen.** 
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Über diese Frage; dagegen fand dieselbe wenigstens in der 
Debatte des Hauses (Protokolle der VII. Session S 1711) 
ihren Anwalt, indem Ein Abgeordneter den Widerspruch 
zwischen dem erwähnten Gesetze und den Staatsgrundgesetzen 
hervorhob und die Bemerkung machte: »Der Geist, der im 
Gesetzentwurfe lebe, sei nicht der Geist der Verfassung" . . . 
»aber/ so fügte er resignirt hinzu, „ich weiss, dass die 
Herren, die nach Hause eilen, meine Worte nicht mit Wohl- 
gefallen vernehmen.** 

Indess den Bedenken dieses einzigen Abgeordneten 
wurde keine Beachtung geschenkt und der Norm des § 15 
Absatz 2 des Gesetzes vom 21. December 1807 Nr. 141 auch 
in diesem Falle bei der Abstimmung des Gesetzes keine 
Rechnung getragen.*) 



*) Man wird sich zur Widerlegung unserer Anschauung, dass die 
beiden Ges. vom 27. Juli 1871 und vom 10. Mai 1873 nicht verfassungs- 
mässig zu Stande gekommen sind, vielleicht auf das Ges., am 27. Okt 
1862 berufen, und aus dem Wortlaut des § 5 des^ erwähnten Ges. dedu- 
ciren wollen, dass es keiner qualificirtcn Majoritä bei der Abstimmutig 
über die Gesetze vom 27. Juli 1871 und vom 10. Mai 1872 bedürft 
habe — eine solche Argumentation wäre wohl nicht stichhältig. 

Der erwähnte § 5 lautet: 

„Niemand kann zum Aufenthalte in einem bestimmten Orte oder 
Gebiete ohne rechtlich gegründete Verpflichtung verhalten (internirt, 
confinirt) werden. 

Ebenso darf Niemand ausser den durch ein Gesetz bezeichneten 
Fällen aus einem bestimmten Orte oder Gebiete ausgewiesen werden.'' 

Der cit § beruft steh zwar auf eine „rechtlich" begründete 
Verpflichtung der Internirnng, auf eine Ausweisung in den 
durch ein Gesetz bezeichneten Fällen: aber damit wird die 
Bestimmung des § 25. Abs. 2 über das Erfordernis der qualificirten 
Majorität zum Zustandekommen eines solchen Gesetzes nicht auf- 
gehoben. 

Auch ist das Ges. vom 27. Oktober 1862 strafrechtlicher 
Natur erlassen, um die Freiheit der Person gegen die üibergriffe der 
Organe der öffentlichen Gesellschaft zu schürzen. 

Daraus, dass es dem Beamten bei Strafe verboten ist, Jeman- 
den zu interniren oder Jemanden aus einem bestimmten Orte oder 
Gebiete auszuweisen, daraus geht nicht im entferntesten hervor, dass 
gegen die Bestimmung des § 15. 2 des Ges. vom 21. Decbr. 1867 
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Indess selbst dann, wenn gegen unsere Anschauung die 
formelle Giltigkeit der Gesetze vom 27. Juli 1871 und vom 
10. Mai 1883 behauptet werden wollte, so bleiben gegen den 
Inhalt derselben noch folgende Bedenken aufrecht. 

Wenn eine Norm staatsgrundgesetzlich fixirt ist, 
und eine Ausnahme hievon durch ein Gesetz statuirt werden 
will, so genügt es, um eine solche Ausnahmsbestimmung 
zu treffen, keineswegs: eine bisher bestandene Übung, die 
mit dem betreffenden Staatsgrundgesetze im directen Wider- 
spruche steht, einfach durch ein Gesetz zu sanctioniren. 

Die materielle Vorbedingung für die Erlassung einer im 
Staatsgrundgesetz derogirenden Norm ist der stringente 
Nachweis, dass in einem bestimmten Falle ein weitaus 
überwiegendes gesellschaftliches Interesse mit der erlasse- 
nen staatsgrundgesetzlichen Bestimmung coUidire und dass 
in concreto letztere dem ersteren zu weichen habe. 

Nur einen solchen Nachweis vorausgesetzt, darf man 
zur Erlassung einer Ausnahmsbestimmung schreiten, nicht 
darf aber ein Gesetz bloss zu dem Zwecke erlassen werden, 
um eben in einem beliebigen Falle eine Ausnahme von der 
Wirksamkeit des Staatsgrundgesetzes zu statuiren. 

Gesetze sollen nicht dazu herhalten, um die Schwach- 
müthigkeit, die man gegenüber der Wirksamkeit einer all- 
gemeinen Norm empfindet, verdecken zu helfen; mangelt es 
an den nöthigen Kraftgefühl, um eine solche allgemeine 
Norm in Wirksamkeit zu belassen und die hiedurch etwa 
geschaffenen Verhältnisse zu ertragen, dann vermeide man 
es lieber eine solche allgemeine Rechtsnorm zu erlassen; 
glaubt man aber dies thun zu können, dann erscheint es 
absolut unzulässig sofort und ohne jeden durch die positiven 
Verhältnisse gebotenen concreten Anlass mit Gesetzes- 
bestimmungen hervorzutreten, um Ausnahmen von einer eben 
erst beschlossenen allgemeinen Rechtsnorm herbeizuführen. 

Nichts hat unsere ganze Verfassungsgesetzgebung in 
einen so betrübenden — und sagen wir es nur gerade her- 

No. 141. R.-G.-Bl. ein giltiges Gesetz zu Stande kommen könnte, welches 
die in den Art. G und 18 der Staatsgrundgesetze enthaltenen Normen 
ausser Wirksamkeit zu setzen vermöchte. 
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aus — in einen so wohlverdienten Misscredit gebracht, als 
jene Methode, nach der man ohne vieles Besinnen manche 
Gesetze schuf, durch welche die Rechtswirksamkeit eines 
Priucipes aufgehoben wurde, das man ganz kurz zuvor 
feierlich urbi et orbi als ein staatsgrundgesetzlich verbürgtes 
verkündet hatte. 

Vorgänge dieser Art haben unseren politischen Verhält- 
nissen den grössten Abbruch zugefügt, denn sie haben sie 
unfähig gemacht, dem Drängen einer neuen Zeitrichtung 
einen entschiedenen Widerstand zu leisten. Mit diesem Zuge 
der ünaufrichtigkeit, der das, was er mit der einen Hand 
scheinbar freigebig spendete, fast unmittelbar darauf mit der 
andern Hand, wenn nicht zur Gänze, so doch zum guten 
Theile wegnimmt, oder doch wesentlich verkürzt, kann sich 
eine neu heranziehende Epoche nicht befreunden. 

Vielfach hat man, wenn auch nicht immer offen 
diesen Vorgang damit zu rechtfertigen versucht, das» mau 
auf jehe Gesellschaftsklassen hinwies, welche durch solche 
dem Geiste und Wortlaute der Staatsgrundgesetze zuwider- 
laufende Bestimmungen zunächst betroffen werden. 

„Bettler und Landstreicher, ausweis- und bestimmungs- 
lose Individuen, Leute ohne nachweisbares Einkommen und 
ohne Erwerb, diese hätten, so meint man, keinen Anspruch 
auf eine stricte Wahrung staatsgrundgesetzlicher Bestim- 
mungen und es wäre eine bedauerliche, unzeitgemässe 
Schwäche sich gegenüber dieser Klasse von Menschen von 
den allgemeinen Grundsätzen über den Schutz persönlicher 
Freiheit leiten zu lassen. 

Gegenüber diesen vielfach leider nur allzuhäufig ge- 
brauchten Argumenten ist Folgendes anzuführen. 

Der Begriff des ausweis- und bestimmungslosen Indivi- 
duums, des Menschen ohne Einkommen und Erwerb ist ein 
sehr vieldeutiger*; und darf keiner Behörde eine Handhabe 



*) Besonders aus Arbeiterkreisen wird über die praktische Hand- 
habung der Polizeiaufsicht und der mit ihr verwandten Institute leb- 
hafte und wie es scheint, vielfach begründete Klage erhoben. Man 
wendet gegen Arbeiter das Gesetz vom 27. Juli 1871 und insbeson- 
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bieten, unbillige Massregeln gegen momentan ihr missliebige 
Bevölkerungsklassen zu ergreifen. 

Aber selbst vorausgesetzt, die Polizeiaufsieht würde nur 
solchen Bevölkerungsschichten gegenüber zur Wirksamkeit 
gelangen, deren sociale Gefährlichkeit dargethan erscheint, 
so ist hiedurch für die Rechtfertigung des Institutes noch 
wenig gewonnen. 

Je strenger und entschiedener man gegen jene Staats- 
bürger vorgehen zu dürfen glaubt, von deren socialer Ge* 

dern die Bestimmung des § 1 Absatz b in Fällen an, in welchen sich 
die Abschiebung und Abschaffung als äusserst unbillige Härte, ja 
geradezu als grausame Massregeln darstellen. 

Wenn der Arbeiter sich an einem Ausstande betheiligt oder sonst 
aus andern Gründen die Arbeit bei seinem Brodgeber verliert, ohne 
solche sofort bei einem Andern wieder zu finden, so wird, sobald er 
„socialistischer Umtriebe** verdächtig erscheint, nicht selten gegen ihn 
die Bestimmung des citirten Gesetzes in Anwendung gebracht. Er wird 
mit seiner Familie aus seinem bisherigen Arbeits- und Aufenthaltsorte 
verwiesen und in seine Heimatsgemeinde „abgeschoben*^. -— Auch scheut 
man sich nicht ihn sogar als Landstreicher zu verfolgen und 
nach erfolgter Verurtheilung unter Polizeiaufsicht zu stellen. 

Dieser Strenge der Auffassung liegt vielfach die Tendenz zu 
Grunde die „Hetzer** aus den Haupt- nnd Industriestädten wegzuschaffen, 
weil man vermeint, dass die sociale Bewegung nur durch die agitato- 
rische Thätigkeit Einzelner genährt und erhalten werde und dasa sie 
mit derselben stehe und falle. 

Der beabsichtigte Zweck wird aber durch dieses Vorgehen nicht 
erreicht. Der abgeschaffte, in manchen Fällen sogar abgeschobene Ar- 
beiter, der in seiner Heimatsgemeinde seinen Erwerb nicht zu finden 
vermag, weil es oft daselbst keinen gibt, wird durch diese Massregel 
nur verbittert und in dieser Verbitterung steigert sich seine Gegner- 
schaft zur bestehenden Gesellschaftsordnung erst recht zu einem 
bedenklichen Grade ; dabei aber fallen seine Anschauungen und Lehren 
auch ausserhalb der Grosstädte auf keinen unfruchtbaren Boden mehr. 
Diese nnd ähnliche Massregeln haben die Polizeiaufsicht äusserst 
unpopulär gemacht und man spricht von der alten Polizei wirthschaft, 
die im „Rechtsstaate'' nach wie vor ihren weiteren Bestand und ihre 
volle Anwendung finde. 

Ist nun aber der Glaube an freiheitliche Errungenschaften nach 
einer Richtung bin erschüttert, so wird auch das Misstrauen gegen 
andere Institutionen geweckt und so wird durch solche Verhältnisse 
das Vertrauen zu allen bestehenden Verhältnissen vielfach untergraben. 
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fährlichkeit man überzeugt sein will, desto ängstlicher und 
gewissenhafter müssen gerade ihnen gegenüber die all- 
gemeinen Kechtsgrundsätze gewahrt werden,» die sich die 
Gesellschaft selbst zu geben einmal entschlossen hat. 

Gerade diesen Gegnern darf kein gerechtfertigter Anlass 
zur Klage über eine ihnen zugefügte Verkürzung ihrer Rechte 
gegeben werden. 

Jede Verbitterung, die durch eine solche ungerechte 
Kampfweise hervorgerufen wird, erschwert die Action der 
Gesellschaft, mindert die Chancen des Erfolges und, nachdem 
die Erfahrung lehrt, dass ein jeder solcher Kampf mit Zu- 
geständnissen der bestehenden gesellschaftlichen Organisation 
an die Unzufriedenen geendet hat, so erhöht jenes Vorgehen 
den Preis, welcher für das endliche Abkommen gezahlt 
werden muss, in geradezu unverhältnismässiger Weise. 

Der legislatorische Fehlgriff, dessen man sich bei der 
Erlassung der österreichischen Gesetze über Polizei-Ab- 
schaifung und Aufsicht schuldig gemacht hat, erscheint aber 
um so auffallender und tadelnswerther, als er bei einem frü- 
heren Anlasse derselben Art sorgsam vermieden wurde, indem 
man sich damals des Gegensatzes zwischen den fraglichen 
Bestimmungen und den staatsgrundgesetzlichen Normen be- 
treffs der Unverletzlichkeit der persönlichen Freiheit, der 
Freizügigkeit und der ungehinderten Erwerbsthätigkeit gan^ 
wohl bewusst war und den vorhandenen Gegensatz auch zur 
vollen Wirksamkeit brachte. 

Der im Jahre 1867 dem österreichischen Abgeordneten- 
hause vorgelegte Entwurf eines neuen Strafgesetzes (§§ 59. 
bis 61) enthält ausführliche Bestimmungen über die Stellung 
unter Polizeiaufsicht, welche sich allerdings ungleich milder 
und dabei auch weit rationeller darstellen als jene, welche 
das Gesetz vom 10. Mai 1873 im Systeme des österreichischen 
Gesetzes zur Geltung gebracht hat.*) 

*) § 59. Die Stellung unter Polizeiaufsicht, auf welche von dem er- 
kennenden Gerichte höchstens in der Dauer von vier Jahren und nur 
gegen solche eines Verbrechens oder Vergehens schuldige Personen er- 
kannt werden kann, welche sich durch Wiederholung von strafbaren 
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Diese Milde der Bestimmungen hat jedoch die Prüfung 
der Frage, ob sich die Polizeiaufsicht mit dem Inhalte der 
Staatsgrundgesetze in Einklang bringen lasse, nicht zu be- 
seitigen vermocht. 

Die Commission des Abgeordnetenhauses verwarf die 
Bestimmungen über die Polizeiaufsicht und gab ihrer Über- 
zeugung Ausdruck, „dass sich dieselben mit den staatsgrund- 
gesetzlichen Bestimmungen über die Freiheit der Person 
nicht in Einklang bringen lassen**. Damals also, es war dies 
allerdings kurz nach der Publikation der Staatsgrundgesetze, 
hielt man das Institut der Polizeiaufsicht für unverträglich mit 
dem Principe der persönlichen Freiheit; aber schon wenige 
Jahre später — in den Jahren 1871 und 1873 und bei den 
Berathungen der seit dem Jahre 1874 vorgelegten Straf- 
gesetzentwürfe, war die Erinnerung an die Grundgesetze des 
Jahres 1867 schon so sehr verblasst, dass man sich jenes 
Gegensatzes nicht einmal mehr bewusst war! 



Handlangen wider fremdes Eigenthum oder gegen die öffentliche Sitt- 
lichkeit oder durch wiederholte Gewaltthätigkeit gegen anderen 
Personen besonders gefährlich gezeigt haben. 

§ 60. Durch die Stellung unter Polizeiaufsicht darf derjenige, über 
welchen sie verfägt wird, in seiner Freiheit auf keine andere Weise 
beirrt werden, als es die nachfolgenden Bestimmungen gestatten. 

Die Aufsichtsbehörde kann ihm den Aufenthalt in gewissen 
Orten oder Bezirken, so wie den Besuch bestimmter Räumlichkeiten 
gänzlich untersagen, oder auch einen bestimmten Ort zum Aufenthalt 
anweisen und zur Pflicht machen, diesen oder dem von ihm selbst 
gewählten Aufenthaltsort nicht ohne Erlaubnis der Behörde zu verlassen. 
Es darf bei ihm auch ohne die sonst hierzu geforderten Bedin- 
gungen eine Haus- und Personsdurchsuchung mit möglichster Schonung 
des zu Untersuchenden und derjenigen Personen, bei welchen er eeinen 
Aufenthalt hat, und nur in sehr dringenden Fällen zur Nachtzeit vor- 
genommen werden. 

§ 61. Solchen Sträflingen, welche durch ein besonders gutes Ver- 
halten, sei es nun während der Strafe selbst oder während ihrer 
bedingnisweisen Entlassung aus der Strafanstalt, oder während der 
Dauer der Stellung unter Polizeiaufsicht volle Beruhigung gewährt 
haben, dass die durch ürtheil gegen sie verhängte Stellung unter Polizei- 
aufsicht entbehrlich werde, kann dieselbe ganz oder theilweise nach- 
gesehen werden. 



Ein weiterer Grund, der uns veranlasst unsere Stimme 
mit alier Entscliiedenlieit gegen die Polizeiaufsicht zu er- 
lieben, hängt mit unserer Überzeugung zusammen, dass die 
Handhabung derselben die Ergebnisse der österreichischen 
Strafrechtspflege sehr ungünstig beeinflusst. 

Wir stimmen den üblichen Klagen über eine beängsti- 
gende Zunahme der strafbaren Handlungen im Allgemeinen 
nicht bei, wir constatiren vielmehr, dass trotz der Zunahme 
der Bevölkerung und trotz der keineswegs günstigen wirth- 
schaftlichen Verhältnisse die Zahl der Verbrechen als der 
gefährlicheren Handlungen seit einer Anzahl von Jahren in 
constanter, erfreulicher Abnahme begriffen ist, ein Um- 
stand, der von der Legislative nicht nach Gebühr gewürdigt 
zu werden scheint. 

Lassen wir die Ziffern der officiellen Statistik für uns 
sprechen.*) Die Zahl der jährlich wegen Verbrechen gefällten 
Strafurtheile ist vom J. 1881 bis zum J. 1889 von 33.469 
auf 28.516 zurückgegangen. Ist schon dieses Gesain mtergcbnis 
ein solches, welches als ein befriedigendes bezeichnet werden 
kann, so muss sich die Beurtheilung um so günstiger ge- 
stalten, wenn man die einzelnen Gattungen der bestraften 
Verbrechen, bei welchen ein Rückgang stattgefunden hat, ins 
Auge fasst. So sank in dem erwähnten Zeiträume (1881 bis 
1889) die Zahl 

der Verbrechen des Diebstahls von 20.074 auf 14 511 



der Veruntreuung „ 


1.002 


ff 


620 


des Raubes „ 


174 


n 


128 


des Mordes „ 


162 


ff 


102 


der Brandlegung „ 


282 


ff 


188 


des Todschlages „ 


244 


ff 


195 


der Creditpapier- 








verfälschung „ 


58 


» 


4 



*) Wir legen unserer Darstellung das (letzte) 3te Heft des XXXVII. 
Bandes der österr. Statistik enthaltend die Ergebnisse der Strafrechts- 
pflege bis zum Schlüsse des Jahres 1889 zu Grunde. 
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Dieser entschiedenen Abnahme der wichtigsten Ver- 
brechen st^ht aber eine umso auffallendere und bedenkli- 
chere Zunahme der Übertretungen gegenüber.*) 

Im Jahre 1881 sind 437.753, im Jahre 1889 dagegen 
542.714 Personen wegen Übertretungen verurtheilt worden, 
es hat also die Zahl der jährlichen Verurtheilungen wegen 
dieser Delicte um mehr als 100 000 Fälle zugenommen — eine 
wahrhaft erschreckende Ziffer, die zu einer ernsten Prüfung 
der Verhältnisse der Strafrechtspflege herausfordert. 

Während in den grösseren Strafanstalten ganze Flügel 
leer' stehen,**) leiden die kleineren Gefängnisse und Arrest- 
localitäten vielfach an einer bedenklicken Überfüllung.***) 
Hier Wandel zu schaffen, ist ein dringendes Bedürfnis 
der Rechtspflege. Dieser Zunahme der Übertretungen und 
der mit ihr in causalen Nexuo stehenden theilweisen Ver- 
schlechterung des Strafvollzuges sollte nicht länger mehr un- 
thätig zugesehen werden. 

Wenn in den Kronländern Ober- und Niederösterreich, 
Steiermark und Mähren die einfache Errichtung von sog. 
Natural- Verpflegsstationen es zu Stande brachte, dass in d?n 
letzten Jahren daselbst die Zahl gewisser Übertretungen um 
nahezu 50 Procent abgenommen hat, f) so liegt wohl hierin 



*) Die Zahl der Vergehen ist seit dem Jahre 1883 nach Zuweisung^ 
der strafbaren Handiangen gegen das Thierseuchen- und Rinderpest- 
gesetz an die Bezirksgerichte so ziemlich stationär geblieben. 

**) Wir verdanken diese erfreuliche Mittheilung, die allerdings 
auf die Verhältoisse vor zwei Jahren Bezug hat, dem obersten Leiter 
des österr. Geiängniswesens — die Sachlage hat sich seither nicht 
zu Ungunsten geändert. 

***) Es wurden uns bezirksgerichtliche Locale genannt, in welchen 
zu gewissen Zeiten die Häftlinge in der Nacht abwechselnd schlafen 
müssen, weil keine genügenden Lagerräume für dieselben vorhan- 
den sind. 

t) In Niederösterreich sank vom J. 1886 die Zahl der Übertretungen 
der Landstreicherei von 19516 auf 10447; in Oberösterreich von 6034 
auf ol02; in Steiermark von 5940 auf 3832; in Mähren sank vom 188T 
die Zahl der genannten Uibertretungen von 14487 auf 11464. 
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eine Ermunterung es auch mit andern gesetzlichen Mass- 
nahmen zu versuchen, die nicht ohne wohlthätige Einwir- 
kung auf die Strafrechtspflege bleiben dürften. 

Zunächst wäre es wohl von grosser Wichtigkeit, die 
Ursachen für die so auffallend grosse Zahl der Übertretungen 
festzustellen, aber gerade hierin stosseu wir auf nicht geringe 
Schwierigkeiten. 

Die statistischen Erhebungen versagen betreffs der per- 
sönlichen Verhältnisse der wegen Übertretungen verurtheilten 
Personen jede Auskunft.*) 

Indess gewisse Thatsachen berechtigen wohl zur ver- 
lässlichen Annahme, dass bei der grossen Zahl der Über- 
tretungen der Rückfall die entscheidende Rolle spielt. Zu- 
nächst die stets wachsende Zahl Derjenigen, die sich nach 
überstandener Strafe wegen einer Übertretung eines Ver- 
brechens schuldig macheu. 

Ist diese Thatsache festgestellt, so darf umso weniger 
bezweifelt werden, dass die ausgestandene Strafe wegen einer 
Übertretung eine umso grössere Geneigtheit zum Rückfalle 
bezüglich der Übertretung selbst hervorruft. 

Theilt man die wegen Verbrechens verurtheilten bereits 
vorbestraften Personen mit Rücksicht auf die Delicto, derent- 
wegen sie jene Vorbestrafung erlitten haben, in zwei Kate- 
gorien u. zw.: 

et) in solche, welche vor ihrer Yerurtheilung bereits 
wegen eines Verbrechens und 

b) in solche, welche vor ihrer Verurtheilung bereits 
wegen eines Vergehens oder einer Übertretung 
bestraft worden waren, so ergibt sich Folgendes: 

Seit dem Jahre 1860 hat die Zahl der Erstem abge- 
nommen, indem der Percentsatz derselben von 26 auf 24 
herabgegangen ist; dagegen hat die Zahl der Letzteren und 



*) Über die persönlichen Verbältnisse der wegen Übertretungen 
verurtheilten Personen liegen weder von Seite der Gerichte noch 
von Seite der staatsanwaltschaftlichen Functionäre sta- 
tistische Nachweisungen vor... Österr. Statistik XXXVI. B. 3 H. 
S. XXIV. 
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zwar wesentlich zugenommen, indem der Percent- 
satz derselben von 19 2 auf 27-5, also um mehr als 8 Pro- 
cent gestiegen ist. 

Aus dieser Thatsache ergibt sich, dass die Übertretungs- 
strafe einen weit minder nachhaltigen Eindruck auf den 
Yeruri heilten ausübt, als die Strafe wegen eines Verbrechens, 
dass also der Rückfall im ersteren Falle weit häufiger platz- 
greifen muss, als in letzterem — und dies umsomehr rück- 
sichtlich der Übertretungen, um derentwillen der bereits 
Verurtheilte eine mildere Strafe zu gewärtigen hat als be- 
züglich eines Verbrechens. 

Ein weiterer Beweis für die Häufigkeit des Rückfalles 
bei Übertretungen liefern uns die sog. Auskunftstabellen der 
Verurtheilten. 

Den Beschwerden, welche Fuhr*) gegen die Strafrechts- 
pflege im deutschen Reiche erhebt, indem er einzelne Vor- 
straflisten citirt, die zahlreiche zumeist geringfügigere Frei- 
heitsstrafen feststellen; diesen Beschwerden können wir gleiche 
und vielleicht noch berechtigtere betreffs der österreichischen 
Stra frech tspflege an die Seite stellen.**) 

Vorstraflisten ähnlicher und noch weit bedenklicherer Art 
kommen auch in Österreich häufig vor vnd es böte wohl 
keine besonderen Schwierigkeiten, statistische Verzeichnisse 
solcher über einzelne Personen verhängter Massenstrafen an- 
zulegen, um das erwähnte Übel in seinem ganzen bedenklichen 
Umfange kennen zu lernen. 

In Ermangelung solcher Listen, welche wohl die unge- 
mein wichtige Stelle des Rückfalles in unserer Strafrechts- 
pflege am klarsten beleuchten würden, müssen wir uns hier 
mit zwei Strafverzeichnissen begnügen, welche das Vorleben 
der in den Jahren 1883 und 1893 in der kgl. böhmischen 
Landes-Zwangs-Arbeitsanstalt detinirter Zöglinge illustriren. 

*) Fuhr, Polizeiaufaicht § 115. 

*♦) In unseren „Kriminalistischen Zeit und Streitfragen" (G.-S.-B. 
XLIV, S. 28 u. ff.) haben wir diesen Gegenstand eingehend erörtert 
and das Sinn- und Zwecklose derartiger „Abstrafungen^* dargelegt. 
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Von den im Jahre 1883 detinirten 148 Zwängliiigeu 
waren bereits bestraft 

47 Zwänglinge 1 — lOmal 
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21-30 
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41—50 
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Sie hatten 1147 Strafen erlitten, so dass durchschnittlich 
der Einzelne 7*5 Strafen verbüsst hatte, bevor er in das 
Zwangsarbeitshaus abgeliefert wurde.*) 

Zu Anfang des Monates Juli 1893 waren in derselben 
Zwangsarbeitsanstalt 228 Zwänglinge detinirt, davon hatten 
vor Übergabe an die Zwangsarbeitsanstalt 

48 Zwänglinge 1—10 Strafen 
69 „ 11— 20 . 

45 , 21— 30 , 

25 „ 31- 40 . 

17 „ 41— 50 , 

9 „ 51— 60 , 

3 , 61— 80 „ 

5 , 71— 80 „ 

3 . 81— 90 . 
3 , 91—100 . 

1 sogar 108, sage Hundertacht Strafen über- 
standen. 

Die Gesammtzahl aller Strafen betrug betreffs der im 
Jahre 1893 detinirten Zwänglinge 5772 — darunter nur 
405 wegen Verbrechen, dagegen 4700 Strafen wegen der 
Übertretungen gegen das Vagabundengesetz, gegen öffentliche 
Anstalten und Vorkehrungen. 

Die auffällige Verschlechterung der Verhältnisse tritt 
wohl darin am marquantesten hervor, dass die durchschnitt- 

*) Brdf, Dvö nutnö opravy. S. 64-6Ö. 
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liehe Zuhl der erlittenen Vorbestrafungen des einzelnen 
Zwänglings von 7*5 des Jahres 1883 binnen 10 Jahren auf 
mehr als 25 gestiegen ist. 

Bezüglich der Polizeiaufsicht bestätigt die Zwangsarbeits- 
anstalt, der wir diese hochwichtigen Daten zu danken haben, 
«dass die meisten Corrigenden mehrmals unter Polizei- 
aufsicht gestellt waren und dass die wiederholte Abstrafuug 
sehr vieler Corrigenden wegen Polizeiaufsichtsbruch aus 
den Strafacten ersichtlich isf*. 

Die Verhältnisse, wie sie in den beiden hier erwähnten 
Verzeichnissen zum Ausdrucke gelangen, sind symptomatisch. 

Jeder Sinn und jede Vernunft des heutigen Strafvollzuges 
werden durch dieselben bereits ernstlich in Frage gestellt. 
Eine Gesellschaft, welche hunderte von Strafthaten von dem 
Einzelnen auf einander häufen lässt und gegen dieselben 
immer nur wieder mit jenen kurzen Freiheitsstrafen reagirt, 
die nicht bessern noch abschrecken, sondeni zu neuen Straf- 
thaten förmlich einladen, eine solche Gesellschaft verwirkt 
nachgerade das Recht über das kriminalsocialistische Übel 
der erwähnten Art Klage zu führen. 

Nicht eine blosse Zwecklosigkeit, eine durch die cha- 
blonenhafte Verhängung der kurzzeitigen Freiheitsstriifeu 
herbeigeführte Verderbnis illustriren derartige Straf- 
verzeichnisse, von denen wir nur zwei aus Einem Jahrzehent 
und von einer einzigen Anstalt ihrem hauptsächlichen Inhalte 
nach angeführt haben. 

Und welches ist die Rolle, welche die Polizeiaufsicht 
dabei spielt? 

Von der Gesetzgebung zu dem Zwecke erlassen, um den 
Rückfall der aus der Strafe Entlassenen zu verhindern, vermag 
sie ihrer Aufgabe nicht zu genügen, und es sind gerade die 
von iür Betroffenen, die, wie die Zwangsarbeitsanstalten be- 
zeugen, das allerstärkste Contingent zu jenen gewohnheits- 
mässigen Übelthätern stellen, welche die Gefängnisse bevölkern. 

Aber nicht genug daran! 

Die erfahrenen Praktiker behaupten, dass die unter Po- 
lizeiaufsicht stehenden Personen sich jener zahllosen Über- 

Dr. Zucker: Über Polizeiaufsicht. 7 
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tretungen gerade eben darum schuldig machen, weil ihnen 
durch die Polizeiaufsicht jede Möglichkeit zum straffreien 
Leben zurückzukehren benonmen wird.*) 

Auf ihro Heimatsgemeinde beschränkt, in welcher sie 
eben um der Polizeiaufsicht willen keinen redlichen Erwerb 
zu finden vermögen, werden sie gerade zu dem, was eben 
durch diese Polizeiaufsicht in zweckwidrigster Weise ver- 
mieden werden will- — zu Gewohnheitsübelthätern der schlech- 
testen Art. 

Sie vermeiden in der Regel grössere Übelthaten, welche 
die Verhängung längerer Freiheitsstrafen zur Folge haben 
könnten, weil sie keine Hoffnung haben unentdeckt und im 
Falle der Entdeckung unüberführt zu bleiben und weil ihnen 
zur Verübung bedeutender Verbrechen bereits der Muth und 
die nöthige Thatkraft mangeln, dafür aber reihen sie wahllos 
die kleineren Übelthaten an einander, um in geriiigeu 
Zwischenräumen jene kurzen Freiheitsstrafen abbüssen zu 
können, die trotz absoluter Zwecklosigkeit mit wahrhaft be- 
trübender Chablone die Gerichte über sie verhängen und 
in Vollzug setzen. 

So werden sie heute als Bettler, morgen als Landstreicher, 
dann wieder wegen Bruch der Polizeiaufsicht und endlich 
wegen kleiner Diebstähle und Betrügereien aufgegriffen, vor 
Gericht gebracht (dem sie sich zumeist selbst, je nachdem sie 
sich zu dem einzelnen derselben hingezogen fühlen,**) zur Ver- 



*) So erklärt auch J. v W. in den oben cit. Abhandlung. „Allg. 
Ö8t. Ger. Ztg. 1886 S. 222", dass es die Stellung unter Polizei- 
aufsicht ist, die den Verurtheilten zum Landstreicher quali- 
ficirt, weil sie ihm die Rückkehr zur redlichen Arbeit er- 
schwert und dass diese Personen in der Regel rückfällig 
werden. 

**) Die Vorstände der kleineren Gerichtsbezirke — unsere Bezirks- 
richter— wissen von einer förmlich organisirten Strafabbüssuhgsindustrie 
der „Pensionaire" der kleineren Gefängnisse zu erzählen, welche die 
verschiedenen Jahreszeiten, die Art der Verpflegung, Heizung und 
Beschäftigung in Betracht zieht und nach Masegabe derselben den „Ver- 
sorgungsbedürftigen" veranlasst, bald diesen, bald jenen Gerichtsbezirk 
iiiifzusuchcn, um in demselben die gewohnte Strafthat zu begehen und 
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fügung stellen) verartheilt und so wandern sie immer wieder 
in das Arrestlocal des , eigenen" oder des Nachbargerichtes, 
als dessen ständige Kostgänger sie sich mit Recht betrachten 
dürfen, weil es eben mit Bücksicht auf die Folgen und 
die Wirksamkeit der Polizeiaufsicht gar kein Mittel 
gibt, sich ihrer bleibend oder auch nur für längere 
Zeit zu entledigen. 

Die Besserung oder die Abschreckung eines derartigen 
unter Polizeiaufsicht stehenden Gewohnheits-Delinquenten ist 
geradezu undenkbar, aber es ist auch unmöglich, jenes Übel 
hintanzuhalten, welches sich mit Nothwendigkeit daraus er- 
gibt, dass diese Stammgäste einzelner kleiner Gefängnisse 
der Reihe nach mit allen in demselben Gerichtsbezirke ver- 
urtheilten Personen in geradezu verpestende Berührung 
kommen. 

Wo kann angesichts solcher Thatsachen, auf welche von 
bewährten Praktikern wiederholt als auf die eigentliche ma- 
teria peccans der heutigen Strafrechtspflege hingewiesen wird, 
noch irgend Etwas zu Gunsten der Polizeiaufsicht vorgebracht 
werden, was diese furchtbaren Übelstände auch nur im ent- 
ferntesten aufzuwiegen vermöchte? Wie minimal erscheinen 
die vermeintlichen Vorzüge gegenüber den geradezu unge- 
messenen Schäden, die durch die Handhabung der Polizei- 
aufsicht zugefügt werden. 

Und wenn sich übrigens diese Schäden nur auf die Wirk- 
samkeit und die Folgen der Polizeiaufsicht allein beschränken 
würden?! Die von uns oben citirten Verzeichnisse thun dar, 
dass durch die Handhabung der Polizeiaufsicht auch andere 
Institutionen und gerade solche beeinträchtigt werden müssen, 
von deren zweckmässiger und zielbewusster Ausgestaltung 



die erwartete Strafe über sich ergehen zu lassen. Dergleichen Indivi- 
duen ziehen neben der eigenen Übertretung sogar die Strenge oder 
Müde der Richter in den Kreis ihrer Berechnung, um wenigstens 
approximativ in vorhinein die Länge der Dauer ihrer Strafzeit zu be- 
rechnen und ihre allerdings auf beschränkte Strecken unternommeneu 
Delict- Rundreisen darnach einrichten zu können. 



{hyv^ 
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allein noch ein nennenswerther Erfolg ftir die Strafrechts- 
pflege mit einiger Zuversicht könnte erwartet werden. 

Wir meinen das Institut der Zwangsarbeits- und Besse- 
rungsanstalten. 

Werfen wir zunächst einen raschen Blick auf die histo- 
rische Entwicklung derselben in Österreich. 

Hippel*) scheint die Priorität der Errichtung öffentlicher 
Arbeitshäuser für Preussen in Anspruch nehmen zu wollen, 
und beruft sich diesfalls auf die Begründung des Arbeits- 
hauses in Straussberg, die im Jahre 1791 erfolgte. 

Die Errichtung des ersten öfientlichen Arbeitshauses in 
Österreich trägt ein älteres Datum. 

Eine Hofentschliessung vom 11. October 1783 gibt den 
Zweck eines bereits damals in Wien errichteten öffent- 
lichen Arbeitshauses dahin an: „Es sei zur Ausrottung des 
Müssigganges bestimmt, un d es sei, da jeder Arbeitssuchend e 
sich dort einen Ve rdienst er werben könne, dem Müssiggänger 
nun jede Ausflucht benommen." 

' Mittels der Hofdecrete'vom 28. Februar 1785 und vom 
9. Januar 1786 werden als vorzüglichste Arbeiten „Spinnen 
und Farbholzschneiden** eingeführt und mittels der Decrete 
vom 8. und 14. August 1785 die arbeitsfähigen Bettler dahin 
verwiesen. ' 

Zu Anfang dieses Jahrhunderts (»Weisung* der Wohl- 
thätigkeits-Hofcommission vom 7. Mai l803) sehen wir in 
dem gedachten Arbeitshause eine besondere Zwangs- 
arbeitsanstalt entstehen, die wir wohl als das Vorbild 
der heutigen Institute des gleichen Namens anzusehen be- 
rechtigt sind. 

Von den mit dem Decrete der Wohlthätigkeitscomniission 
vom 15. Juni 1811 publicirten Directivregeln über die Auf- 
nahme in die Zwangsarbeitsansi alt sollen zunächst jene her- 
vorgehoben werden, die sich bis auf die Gegenwart erhalten 
haben und zum Theile wörtlich in das geltende Gesetz vom. 
24. Mai 1885 Nr. 90 R.-G.-BI. § 6. übergegangen sind. 



*) Hippelt Die correctioneile Nachhaft S. 9. 
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So die Bestimmung^ gemäss deren von der Aufnahme 
ausgeschlossen sein sollen: Geisteskranke, Personen, welche 
mit ansteckenden Übeln oder Krankheiten behaftet sind, 
insolange sie nicht Heilung gefunden haben, schwangere und 
säugende Personen und Personen, welche selbst nicht einmal 
zu leichteren Arbeiten verwendet werden können. 

Im theilweisen Widerspruche zu den heutigen Normen 
sind dagegen jene, welche den Unterschied zwischen Straf- 
anstalten und Zwangsarbeitshäusern scharf hervor- 
heben und, was nicht ohne Bedeutung ist, die Feststellung 
dieses Unterschiedes auf die ausdrückliche Willenserklä- 
rung des Monarchen zurückführen. So heisst es in der Aller- 
höchsten EntSchliessung vom 11. März 1811: ,Der Zweck 
des Arbeitshauses ist: Menschen, die arbeitsscheu sind, durch 
Zwang zur Arbeit zu gewöhnen. Das Zwangsarbeitshaus 
soll daher nach dem bestimmt erklärten Willen Sr. 
Majestät als Strafanstalt weder anerkannt, noch 
durch irgend ein dem Straferkenntnisse ähnliches 
Verfahren in der Meinung des Publicums dafür an- 
gesehen werden.*" — Ferner besagt das Hofdecret vom 
15. Juni 1811: „Auf ausdrücklichen Befehl Sr. Majestät 
darf kein einziger Sträfling unmittelbar aus dem Po- 
lizei- und Zuchthause in das Zwangsarbeitshaus auf- 
genommen werden. Wenn sich jedoch ein solcher nach 
überstandener Strafzeit und wieder erlangter Freiheit 
nach den aufgestellten Directivregeln zur Abgabe in das 
Zwangsarbeitshaus qualificirt, kann er allerdings hinzu no- 
tionirt werden." 

Eine Maximaldauer für die Anhaltung in der Zwangs- 
arbeitsanstalt war nicht bestimmt. In diesem Sinne lautet 
das sog. Notionserkenntnis des Kreisamtes, auf Grund dessen 
die Übergabe an die Zwangsarbeitsanstalt über Antrag der 
Grundherrschaft erfolgt: N. N. sei als ein liederlicher und 
arbeitsscheuer Mensch zur Abgabe in die Zwangsarbeitsanstalt 
geeignet, sei dahin abzustellen und dort so lange anzu- 
halten, bis er die erforderlichen Beweise seiner 
Besserung gegeben hat." 
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Als insbesondere geeignet für die Abgabe in das Zwansg- 
arbeitshaus wurden mit dem bereits mehrfach erwähnten 
Wohlthätigkeits-Hofcommissionsdecrete vom 15. Juni 1811 
erklärt: 

a) Müssiggänger und arbeitsscheue Menschen; 

b) Bettler; 

c) Leute, die keinen ehrlichen Erwerb ausweisen können und 

d) muthwillige und aus eigener Schuld vacirendeDienstboten. 
Zu der Notionirung minderjähriger Leute bedarf es 

nach demselben GesetzederEin willigung des Vaters oder der 
obervormundschaftlichen Behörde, und es hat in einem solchen 
Falle den betreffenden Eltern oder Vormündern ein Revers 
abgefordert zu werden, wodurch sie sich verbindlich machen, 
das „Individuum'' solange in der Anstalt zu belassen, als 
es die Direction zu seiner Besserung für nöthig finden wird. 

Mit der Zwangsarbeitsanstalt stand die sog. Correc- 
tions-Anstalt in Verbindung, in welcher die »bloss zur 
Besserung bestimmten In dividuen in abgesonderten Zimmern 
untergebracht werden", dieselbe war für Jedermann, der eine 
strenge Correction bedarf, ohne Rücksicht der Geburt oder 
des Standes gegen Bezahlung der festgesetzten Verpfle- 
gungsgebtihren bestimmt. 

Diesen Corrigenden, welche über Ansuchen von Eltern, 
Vormündern. Gattep , Anverwandten in die Correctionsanstalt 
abgegeben werden konnten, wurde zur Schonung des Fami- 
liennamens gestattet, für die Dauer ihres Aufenthaltes in der 
Anstalt einen erdichteten Namen zu tragen. 

Die hier citirten Bestimmungen wurden mit dem Hof- 
kanzleidecrete vom 12^ October 1839 Z. 32.229 fast wörtl ich 
republicirt und fanden bei der Verwaltung der nunmehr auch 
in den übrigen Theilen des Reiches errichteten Zwangsarbeits- 
häuser ihre Anwendung. So erfolgte im Jahre 1833 die 
Organisirung der neuen Provincial-Zwangsarbeitsanstalt in 
Prag, im Jahre 1834 in Linz für Oberösterreich und Salz- 
burg, im Jahre 1838 in Brunn, im Jahre 1840 in Gratz 
und im Jahre 1845 in Görz u. s. w. 
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In den hier oben citirten Erlässen tritt der rein polizei- 
mässige Charakter der Anhaltung im Zwangsarbeitshause ganz 
unverkennbar hervor. Jeder Zusammenhang mit strafrecht- 
lichen Institutionen erscheint aufgehoben, die Anhaltung im 
Zwangsarbeitshause erfolgt auf Grundlage der Ausübung der 
reinen staatlichen Polizeigewalt ohne jede Rücksicht auf die 
Verübung strafgesetzlich verpönter Handlungen. 

Aber nicht allein der Strafgewalt der Staates, auch der 
Polizeiaufsicht stand die Anhaltung im Zwangsärbeitshause 
unabhängig gegenüber und es mangelte damals an einem 
inneren Zusammenhange zwischen beiden Instituten, wenn- 
gleich sie aus derselben Machtbefugnis des Staates hervor- 
gegangen waren. 

Die Polizeiaufsicht wurde gegen den aus der Strafe Ent- 
lassenen ausgeübt, um ihn von der Ausübung neuer Übel- 
thaten zurückzuhalten, während die Anhaltung im Zwangs- 
arbeitshause erfolgte, um den Detinirten an Arbeit und 
Zucht zu gewöhnen. 

Aufgestossene Bedenken, ob sich diese beiden Arten 
der Ausübung der Polizeigewalt des Staates mit den Staats- 
grundgesetzlich gewährleisteten Rechten auf persönliche 
Freiheit in Einklang bringen lassen und ein gleichzeitig 
sich geltend machendes Bedürfnis einer energischen Be- 
kämpfung des Bettels und des Landstreicherthums, führten 
zu der Erlassung der Gesetzes vom 10. Mai 1873, welches 
ebenso die Zulässigkeit der Stellung unter Polizeiaufsicht als 
die Zulässigkeit der Anhaltung im Zwangsarbeitshause von 
einem richterlichen Erkenntnisse abhängig machte (§§ 5 und 
13 des Ges.). 

Wurde schon hiedurch ein gewisser Zusammenhang 
zwischen Polizeiaufsicht und Anhaltung im Zwangsarbeits- 
hause hergestellt, so wurde durch andere Bestimmungen des- 
selben Gesetzes geradezu eine Art von Subsidiaritätsverhält- 
nis zwischen beiden Instituten gegründet; so insbesondere 
durch § 13 des Ges. vom 10. Mai 1873, nach welchem für 
Bruch der Polizeiaufsicht auf Anhaltung im Zwangsarbeits- 
hause erkannt werden sollte, durch die Bestimmungen der 
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§§ 1, 2, 13, nach welchen bei Verurtheilung wegen gewisser 
Delicte alternativ auf Verhängung von Polizeiaufsicht oder 
Anhaltung im Zwangsarbeitshause erkannt werden darf, und 
endlich gemäss § 14, Inhalt dessen der gerichtliche Ausspruch 
über die Zulässigkeit der Abgabe in eine Zwangsarbeitsanstalt 
zugleich auch die Stellung unter Polizeiaufsicht begründet.'* 

Diese Wechselbeziehungen zwischen den beiden Instituten 
wurden durch die Praxis zu einer immermehr steigenden 
Wirksamkeit gebracht, so dass man heute vom Standpunkte 
des österreichischen Rechtes wohl sagen darf: der Weg zur 
Anhaltung im Zwangsarbeitshause führt durch die 
Polizeiaufsicht hindurch. 

Die Anhaltung im Zwangsarbeitshause hat das mittels 
der Polizeiaufsicht versuchte Werk der Besserung und Ab- 
schreckung des Verurtheilten fortzusetzen und zu Ende zu 
führen, wenn und sobald die Wirksamkeit der letz- 
teren sich als unzureichend dargestellt hat, und an- 
dererseits sucht insbesondere die Praxis mit der Verhän- 
gung der Polizeiaufsicht dort ein Auslangen zu finden, 
wo sie der Anhaltung im Zwangsarbeitshause noch entbehren 
zu können glaubt. 

Das angestrebte Ziel wird indess nach beiden Richtungen 
hin gründlich verfehlt. 

Eine Besserung oder Abschreckung wird durch die Ver- 
hängung und den Vollzug der Polizeiaufsicht niemals erreicht; 
dadurch aber, dass man einmal, um der Bestimmung des 
Gesetzes zu genügen, das anderemal, weil man glaubt mit 
der Polizeiaufsicht das Auslangen finden zu können, sie wieder- 
holt verhängt, bevor man sich dazu entschliesst die Zulässig- 
keit der Anhaltung im Zwangsarbeitshause auszusprechen und 
dieselbe auch in Vollzug zu setzen, dadurch wird die Möglich- 
keit eines günstigen Einflusses der Anhaltung im Zwangs- 
arbeitshause in vorhinein sehr wesentlich beeinträchtigt. 

An Jenem, der der Kegel nach ein- oder mehrmal durch 
die hohe Schule der Polizeiaufsicht hindurchgegangen ist, 
vermag auch das'Zwangsarbeftshaus kein moralisches Ret- 
tungswerk mehr zu vollbringen, nur rechtzeitig in Anwen- 
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dung gebracht, lässt sich ein günstiger Erfolg von der An- 
haltung im Zwangsarbeitshause erwarten. 

Diese rechtzeitige Anhaltung kann aber nicht ein- 
treten, insolange der Richter entweder, um den formellen Er- <2 ? 
fordernissen des Gesetzes zu entsprechen — § 6 de s Ges. ^ * 
vom 24. Mai 1885 Z. 89. R.-G.-Bl. — oder aber aus Scheu vor 
der Anwendung des entschiedeneren Zucht- und Besserungs- 
mittels in den Fällen, in welchen ihm die Wahl zwischen 
Polizeiaufsicht und Zwangsarbeitshaus gesetzlich freisteht — 
immer und immer wieder zunächst nur auf Zulässigkeit der 
Verhängung der Polizeiaufsicht erkennen wird. 

In den von uns oben citirten Verzeichnissen tritt das 
Unzweckmässige der gesetzlichen Bestimmungen und der Praxis 
in scharf ausgeprägter Weise hervor. 

Das Individuum muss schon bereits wiederholt rückfällig 
geworden sein, bevor das Gericht auf Zulässigkeit der Stel- 
lung unter Polizeiaufsicht erkennt. 

Die Wirkung der Stellung unter Polizeiaufsicht äussert 
sich in der Wiederholung des Rückfalles und jetzt erst wird 
Raum für das Erkenntnis auf Zulässigkeit der Abgabe in 
ein Zwangsarbeitshaus geschaffen. 

Mittlerweile hat aber der zu Detinirende eine Unzahl 
jener kleineren Abstrafungen über sich ergehen lassen und 
die Eignung zur Besserung gänzlich eingebüsst. Es ist ge- 
radezu unmöglich eine Besserung von Individuen zu erzielen, 
sobald dieselben früher 50 — 100 mal bestraft worden waren. 

Solange aber die Polizeiaufsicht aufrecht erhalten wird, 
ist die gegründete Besorgnis vorhanden, dass derartige heil- 
lose Zustände geradezu latent bleiben werden. 

Erst nach erfolgter Beseitigung der Polizeiaufsicht lässt 
sich hoffen, dass das Erkenntnis auf Zulässigkeit der An- 
haltung im Zwangsarbeitshause rechtzeitig gefällt und die 
Anhaltung auch rechtzeitig in Vollzug gesetzt werden dürfte; 
die heutigen Verhältnisse beeinträchtigen dagegen die Wirk- 
samkeit der Anhaltung im Zwangsarbeitshause, und so haben 
wir zwei Institute vor uns, die den ihnen gesetzten Zweck 
verfehlen müssen, die Polizeiaufsicht, die ihrem Wesen nach 
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nur ungünstig auf die Strafrechtspflege einwirken kann, und 
die Anhaltung in der Zwangsarbeitsanstalt, die ihre heilsame 
Wirksamkeit nicht zu entfalten vermag, weil ihr der Weg 
hiezu durch die Polizeiaufsicht zum nicht geringen Theile 
verlegt wird *) — 

Lassen wir zur Erhärtung der Richtigkeit unserer An- 
schauung nachstehenden praktischen Fall aus dem österrei- 
chischen Rechtsleben für uns sprechen: 

„Zur Wahrung des Gesetzes" ergieng am 25. No- 
Tember 1886 unter Z. 13.099 folgende Plenarentscheidung des 
obersten Gerichts- als Cassationshofes. 

Simon Z., 54 Jahre alt, lediger Taglöhner aus Wald, Bez. 
Mittersill (Tirol), wurde mit dem Urtheile des Landesgerichtes 
Innsbruck des Verbrechens des Betruges schuldig erkannt 
und deshalb in die Strafe des achtzehnmonatlichen Kerkers 
und in den Schaden- und Strafkostenersatz verfällt. Unter 
Einem wurde aber auch im Hinblicke auf § 7 des Gesetzes 
vom 24. Mai 1885 R.-G.-Bl. Nr. 89. die Zulässigkeit seiner 
Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanstalt ausgesprochen. 

, Dieser Ausspruch,* so erklärt der oberste Gerichts- als 
Cassationshof, „findet in der bezogenen Gesetzesstelle keine 
Stütze; sie — die Gesetzesstelle nämlich — lässt keinem 
Zweifel Raum, dass er nur in Ansehung desjenigen Ange- 
klagten statthaft ist, welchem der richterliche Schuldspruch 
eine der in ihrem ersten Satze bezeichneten Übertretungen 
zuschreibt. 

Das Vorleben des Simon Z. hat wegen strafbarer Hand- 
lungen wider fremdes Eigenthum wiederholte und sehr 

*) Wir sind des Vorwurfes gewärtig, warum wir die Anhaltung 
im Zwangsarbeitshaase empfehlen, dagegen die Stellung unter Polizei- 
aufsicht ablehnen, wiewohl die erstere in weit entschiedenerer Weise 
in die Freiheit des Staatsbürgers eingreift, als die letztere. 

Wir werden diesen Vorwurf in einer selbstständigen Bearbeitung 
des Thema der Anhaltung in Zwangsarbeitshäusern, Besserungs- und 
Versorgungsanstalten, Trinker -Asylen etc., zu entkräften suchen. 
Dort soll auch die Frage der Doctrin, ob derartige Freiheitsbeschrän- 
kungen als polizeiliche Massregeln oder als Strafen aufzufassen und zu 
behandeln seien, ihre eingehende Erörterung finden. 
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empfindliche Abstrafungen aufzuweisen und im Zeug- 
nisse seiner Heimatsgemeinde wird ihm nachgesagt, dass er 
ein arbeitsscheues, überall ungern gesehenes Individuum ist 
und sich seit der letzten Haft zumeist mit Betteln durch- 
geschlagen hat. 

k Im Sinne der §§ 4, 5 und 9 des Gesetzes vom 10. Mai 
1813 R.-G.-Bl. 108 seine Stellung unter Polizeiaufsicht zu 
erllären, dazu waren die gesetzlichen Voraussetzungen un- 
leugbar zur Hand. Eine Verurtheilung wegen Übertretung 
des § 3 dieses Gesetzes oder wegen einer der in den §§ 1 — 6 
des Gesetzes vom 24. Mai 1885 textirten Übertretungen 
liegt daher nicht vor. 

Von diesen Erwägungen geleitet, fand der Cassationshof 
dem Antrage der Generalprocuratur stattzugeben und unter 
Constatirung der seitens des Landesgerichtes Innsbruck ge- 
schehenen Gesetzesverletzung den angefochtenen Ausspruch 
aufzuheben und durch den im Gesetze begründeten Ausspruch 
zu ersetzen, dass Simon Z. unter Polizeiaufsicht gestellt 
werden kann.* 

Jedem unbefangenen Beurtheiler drängt sich die Über- 
zeugung auf, dass Simon Z. der Anhaltung in einer Zwangs- 
arbeitsanstalt, die der Gerichtshof I. Instanz für zulässig er- 
klärt hatte, bereits in hohem Grade würdig war. 

Wiederholte und sehr empfindliche Abstrafungen 
wegen strafbarer Handlungen wider fremdes Eigenthum 
hatte er erlitten und nun war er abermals des Betruges für 
schuldig erkannt und zu achtzehnmonatlichem Kerker ver- 
urtheilt worden; gleichwohl wurde vom Cassationshofe der 
Ausspruch auf Zulässigkeit der Anhaltung in einer Zwangs- 
arbeitsanstalt für nichtig erkannt und aufgehoben — und 
dies wegen unzweifelhafter Verletzung des Gesetzes. 

Simon Z. darf, weil er sich nicht einer der in den 
§§ 1 — 6 des Gesetzes vom 24. Mai 1885 verzeichneten Über- 
tretungen schuldig gemacht hatte, nur unter Polizeiaufsicht 
gestellt werden; unter dieser Polizeiaufsicht stehend, kann 
er, wie er es nach richterlich ausgesprochener Überzeugung 
bisher immer gethan hat, stehlen, rauben, betrügen; all 
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das genügt nicht die Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanstalt 
herbeizuführen; nur wenn er etwa vergisst den Wechsel 
seiner Wohnung noch an demselben Tage der Sicherheits- 
behörde anzuzeigen oder sich zur bestimmten Frist bei ihr 
persönlich zu melden ; dann, aber auch nur dann wandert 
er in die Zwangsarbeitsanstalt, damit die Gesellschaft durch 
drei Jahre oder durch eine noch kürzere Zeit vor seinen 
Angriflfen gesichert sei! 

Der hier angeführte, der Praxis entnommene Fall über- 
hebt, so glauben wir, uns der Nothwendigkeit jedes weiteren 
Nachweises darüber, dass die Anhaltung im Zwangsarbeits- 
hause neben der Polizeiaufsicht nie zur erfolgreichen Wirk- 
samkeit zu gelangen vermag. 






IV. Die Polizeiaufsicht nach dem österreichischen 
Strafgesetzentwurfe, 

Der neueste Entwurf des österreichischen Strafgesetzes, 
dessen Vorlage an das Haus der Abgeordneten baldigst zu 
gewärtigen ist, beschäftigt sich in den §§ 37 und 38 mit den 
Instituten der Polizeiaufsicht und der Anhaltung im Zwangs- 
arbeitshause. 

§ 37 des Reg.-Entw., der unverändert aus den Ausschüsse 
berathungen hervorgegangen ist, verfügt: 

,Neben der Zuc hthaus- und Gefäognisstrafe, so wie 
neben Haft kann in den FäUen^ wo^es das Gesetz ausdrücklich 
gestattet, auf Zulässigkeit der Stellung unter Polizeiaufsicht 
erkannt werden. 

Ein besonderes Gesetz bestimmt die Wirkungen und die 
Dauer der Polizeiaufsicht und die Behörden, welche zu 
ihrer Ausführung berufen sind." 

Durch diese Bestimmung, welche bereits im 1. Straf- 
gesetzen twurfe aus dem Jahre 1874 enthalten war, wird 
das Gesetz vom 10. Mai 1873 Nr. 108 R.-G.-Bl. betreffs der 
Polizeiaufsicht nur insoweit abgeändert, als nach Eintritt der 
Wirksamkeit des neuen Strafgesetzes nunmehr lediglich in 
jenen Fällen Stellung unter Polizeiaufsicht eintreten kann, 
in welchen es das neue Strafgesetz und etwa folgende Special- 
gesetze für zulässig erklären. 

In allen anderen Beziehungen bleibt das Gesetz vom 
10. Mai 1873, insofern es die Stellung unter Polizeiaufsicht 
regelt, bis auf eine einzige noch zu erörternde Ausnahme,, 
unberührt. 
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Die Zulässigkeit der Stellung unter Polizeiaufsicht wird 
im Entwürfe rücksichtlich nachstehender strafbarer Handlun- 
gen ausgesprochen: 

Rücksichtlich des Aufstandes und Aufruhres (für Anstifter 
und Anführer), Meuterei der Gefangenen, Bedrohung von Be- 
völkerungskreisen, Störung des Landfriedens, Geldfälschung, 
Verbreitung von nicht fraudulos verfertigtem Gelde, Kupi)elei, 
Menschenraub, Kinderraub, Diebstahl, Raub, Erpressung, Hehle- 
rei, Wilddiebstahl bei erschwerenden Umständen, gemein- 
gefährliche Handlungen in den Fällen der §§ 326- 328, 331 
bis 334, 338—339, 341, 350—355, Landstreicherei, Bettel, 
Arbeitsscheu, gewerbsmässige Unzucht und gewerbsmässige 
Kuppelei. 

Die Zahl der Delicte, wegen deren Verübung die Polizei- 
aufsicht nunmehr wird verhängt werden können, erscheint 
den Bestimmungen des § 4 des Ges. vom 10. Mai 1873 ge- 
genüber ungemein vermehrt, zumal das in jenem § 4 vor- 
gesehene Requisit der „Gefährlichkeit" für die Sicherheit 
des Eigenthums in Wegfall gekommen ist. 

Je weiter nun aber der Kreis der strafbaren Handlungen, 
für deren Veiübung Polizeiaufsicht verhängt werden darf, 
ausgedehnt wurde, um desto mehr muss es auffallen, dass 
der Inhalt und Umfang der Polizeiaufsicht seine gesetzliche 
Fixirung nicht im allgemeinen Theile des Strafgesetzes ge- 
funden hat, und dass man es diesfalls bei der Bestimmung 
des § 9 des Ges. vom 10. Mai 1873 sein Bewenden finden Hess. 

Die Polizeiaufsicht als g e s e t z 1 i ch bestimmte, wenn auch 
von dem Ermessen des Richters und der Polizeibehörde ab- 
hängige Straffolge der Verurtheilung hätte bei Abfassung 
eines neuen Stafgesetzes in den allgemeinen Bestimmungen 
desselben ihre genaue Feststellung finden sollen; dass dies 
nicht geschah, dass man sich begnügt hat, ein früher ergan- 
genes Specialgesetz diesfalls anzurufen, kann vom legislativ 
politischen Standpunkte gewiss nicht gebilligt werden. 

Das Gesetz vom 10. Mai 1873 Z. 108 ist ein Gelegen- 
heitsgesetz in des Wortes weniger günstigen Bedeutung. 
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Man empfand zur Zeit der Erlassung dieses Gesetzes 
das Bedürfnis, dem behauptetermassen überhand nehmenden 
JBettel und dem Vagabunden thum energisch entgegenzutreten 
und vermeinte in der Statnirung der Polizeiaufsiclit 
ein geeignetes Mittel gegen die erwähnten socialen Übelslände 
zu finden 

Von diesem Standpunkte aus \Yurde die Polizeiaufsicht 
mit den schärfsten Bestimmungen ausgerüstet, damit dieselbe 
die Aufgabe der Repression, die man ihr übertrug, möglichst 
sicher zu erfüllen im Staude sei.*) 

Hat die Polizeiaufsicht aber nunmehr als Nebenstrafe 
bezüglich einer grösseren Anzahl von Delicten zu fungiren, 
so lag gewiss ein sehr dringender Anlass vor. dieselbe, wenn 
man schon ihrer nicht entrathen zu können vermeinte, einer 
sehr gründlichen Revision zu unterziehen und die mit ihr 
verbundenen Beschränkungen im allgemeinen Theile des Straf- 
gesetzes festzustellen. Eine solche Revision hätte wenigstens 
eine weitgehende Milderung der bezüglichen Bestimmungen 
zur Folge gehabt und es würde hiedurch Oesterreich der 
traurige Vorzug erspart worden sein, unter allen Staaten die 
strengste Polizeiaufsicht zu besitzen. 

Eine neue Regelung des Verhältnisses zwischen Polizei- 
aufsicht und Anhaltung im Zwangsarbeitshause soll durch die 
Bestimmung des § 38 d. E. erfolgen. Derselbe lautet: 

„In den Fällen, in welchen Polizeiaufsicht gestattet ist, 
kann gegen arbeitsscheue und für die Sicherheit des Eigen- 
thums gefährliche Personen auf Zulässigkeit der Verwahrung 
in einer Zwaugsarbeits- oder Besserungsanstalt nach über- 
standener Strafe erkannt werden, wenn Polizeiaufsicht 
als unzureichend erachtet wird.** 

Die hier citirte Bestimmung beseitigt die Wirksamkeit 
des § 7 des Ges vom 24. Mai 1885 Nr. 89 R,-G.-Bl., indem 



*) Auch diese auf die Einfährung der Polizeiaufsicht gesetzte 
Eoffnung hat sich durchaus nicht erfüllt. Über Bettel und Landstrei- 
cherei wird mehr geklagt als je und trotz der später erfolgten Ver- 
schärfung der Strafen ist die Zahl der diesfalligen tJbertretungen vom 
J. 1881 bis zum.J. Ig89 vom 63.978 auf 96,163 gestiegen. 
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die Zulässigkeit der Verwahrung in einer Zwangsarbeits- oder 
Besserungsanstalt jetzt nur mehr in jenen Fällen ausgespro- 
chen werden kann, in welchen Polizeiaufsicht gestattet ist. 

Die subsidiäre Stellung der Polizeiaufsicht gegenüber 
der Detention in einer Zwangsarbeitsanstalt, auf welche wir 
im vorigen Abschnitte verwiesen haben, tritt hier bereits 
unverhüllt zu Tage und es ist bezeichnend, dass das Gesetz be- 
reits selbst für einzelne Fälle das „Unzureichende** der 
Polizeiaufsicht anerkennt. 

Die Schwierigkeit bezüglich der einzelnen Fälle in vor- 
hinein zu entscheiden, ob Polizeiaufsicht ausreicht oder ob 
es der Anhaltung im Zwangsarbeitshause bedarf, liegt klar 
zu Tage. Aber hievon abgesehen, kömmt noch Folgendes zu 
erwägen : 

Das Gericht kann nur die Zulässigkeit der Verwahrung 
in einer Zwangsarbeitsanstalt aussprechen, nicht aber diese 
Verwahrung selbst beschliessen und um so weniger die- 
selbe in Vollzug setzen. 

Diese Verfügung bleibt im Sinne der weiter aufrecht 
fortbestehenden Bestimmung des § 7 des Ges. vom 24. Mai 1885 
Nr. 90 R.-G.-Bl. dem Ermessen der politischen Landes- 
behörde vorbehalten. 

Nun kann die polit. Behörde nicht gezwungen werden, 
wenn das Gericht im Sinne des cit. §. 38 auf Zulässigkeit der 
Verwahrung in einer Zwangsarbeitsanstalt erkannt hat, diese 
Verwahrung auch wirklich auszusprechen, sie kann sich viel- 
mehr nach Zulass der gleichfalls aufrecht fortbestehenden Be- 
stimmung des §. 14 des Gesetzes vom 10. Mai 1873 damit 
begnügen, den Entlassenen bloss unter Polizeiaufsicht zu 
stellen und dann kann es vorkommen, dass in einzelnen Fäl- 
len das Gericht die Polizeiaufsicht für unzureichend erklärt, 
während die politische Landesbehörde im directen Gegen- 
satze zu diesem richterlichen Ausspruche sich mit der blossen 
Stellung unter Polizeiaufsicht begnügt. Auch diese Antinomie 
hätte durch eine Revision der über die Polizeiaufsicht erlasse- 
nen Bestimmungen vermieden werden können. 
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Nicht ohne Einfluss auf die Beurtheilung der Frage, ob 
es geboten war die Polizeiaufsicht in das neue Strafgesetz 
hinüberzunehmen, kann die Bestimmung bleiben, welche §. 39 
d. E. enthält. Der erwähnte §. bestimmt : 

»Gegen Personen, welche wegen einer gegen die Sicherheit 
der Person oder des Eigenthums oder die öffentliche Sitt- 
lichkeit gerichteten strafbaren Handlung zu einer Freiheits- 
strafe verurtheilt wurden, kann das Gericht auf Verweisung 
aus einem bestimmten Orte, Bezirke, Lande oder aus dem 
ganzen Geltungsgebiete dieses Gesetzes erkennen, wenn das 
Verbleiben des Verurtheilten daselbst in dieser Rücksicht 
gefährlich erscheint . . .* 

Durch die erwähnte Bestimmung erhält das Recht des 
Richters zur Ausweisung (Abschaffung) des Verurtheilten, 
welches bisher auf einige wenige Fälle beschränkt war, eine 
ganz ausserordentliche Ausdehnung und es entsteht die Frage, 
ob neben dieser richterlichen Befugnis die Ausweisungs- 
Befugnis der Gemeinde, und jene der Polizei nach dem 
Gesetze vom 27. Juli 1871 Nr. 88 R.-G.-Bl. und nach dem 
Gesetze vom 10. Mai 1873 Nr. 108 R.-G.-Bl. noch weiterhin 
aufrecht erhalten werden kann? 

Darf, wenn das Gericht die Ausweisung als Straffolge 
nicht verhängt, eine solche von der Gemeinde oder von der 
Sicherheitsbehörde im Sinne des oben cit. Gesetzes vom 
27. Juli 1871 beschlossen und ausgeführt werden? 

Wir glauben diese Frage de lege lata bejahen zu müssen, 
denn die Gemeindebehörde sowohl als die Sicherheitsbehörde 
prüfen die Frage der Gefährlichkeit des Entlassenen im 
Wirkungskreise ihrer eigenen Competenz und können bei 
dieser Prüfung durch die ergangene richterliche Entschei- 
dung, in welcher die Ausweisung zu verfügen unterlassen 
wurde, nicht behindert werden. 

Ein Anderes aber scheint es uns mit der Frage nach 
dem Verhältnisse des richterlichen Ausweisungsbefugnisses 
zu der Bestimmung des §. 9 a des Ges. vom 10. Mai 1873 
zu sein. 

Dr. Zucker: Übor Polizeiaufsicht. g 
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Die Polizeibehörde erhält die Befugnis zur Verhängung 
der Polizeiaufsicht und zu der implicite sich auf dieselbe 
stützenden Ausweisung des Verurtheilten nur durch das rich- 
terliche Erkenntnis, welches die Zulässigkeit der Stellung 
unter Polizeiaufsicht verfügt; spricht nun aber das Gericht 
diese Ausweisung selbst aus oder unterlässt es dieselbe zu 
verfügen, da wo es hiezu nach dem Gesetze berufen erscheinen 
würde; in beiden Fällen scheint uns für eine weitere Thä- 
tigkeit der Polizeibehörde nach derselben Richtung kein 
Platz mehr zu sein. 

Nun wurde aber die Verweisung aus einem bestimmten 
Orte als die wirksamste Massregel der Polizeiaufsicht ge- 
rühmt und gerade um der Möglichkeit dieser besonderen Mass- 
regel willen wird das Institut der Polizeiaufsicht vielfach 
gegen die zahlreichen Bedenken, die gegen dasselbe erhoben 
wurden, in Schutz genommen. 

Wenn daher das neue Strafgesetz die Ausweisung des 
Verurtheilten im Sinne des cit. § 39 d. E. unmittelbar 
in die Hand des Gerichtes legt, so erscheint hiedurch die 
Polizeiaufsicht ihres wesentlichsten Inhaltes beraubt und 
es erscheint wohl zweifelhaft, ob es sich wegen des ander- 
weitigen Inhaltes der im § 9 des Ges. vom 10. Mai 1873 
aufgezählten Beschränkungen der Anzeige und Meldepflicht, 
des Verbotes der Theilnahme an bestimmten Versammlungen 
u. s. w. verlohnt die Polizeiaufsicht aufrecht zu erhalten. 

Sind doch die letzterwähnten Beschränkungen immer mehr 
weniger bloss vexatorischer Art, eine unnütze Belästigung 
des Entlassenen und der Sicherh ei tsbehör de ; bloss um ihrer 
willen das Institut der Polizeiaufsicht aufrecht zu erhalten, 
vermag wohl selbst den bescheidensten Anforderungen an 
eine rationelle Strafrechtspflege nicht mehr zu entsprechen. 
So hat denn der Entwurf durch die Aufnahme des § 39 
einen weiteren wichtigen Schritt dazu gethan, um die Polizei- 
aufsicht als überflüssig erkennen zu lassen, und es würde sich 
so hin dringendst empfehlen den §37 des Entwurfes zur 
Gänze fallen zu lassen, dagegen die Bestimmung des 
§ 38 nachstehends zu formuliren: 
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„Neben Zuchthaus- und Gefängnisstrafe, so wie neben 
Haft, kann in den Fällen, wo es das Gesetz ausdrücklich 
gestattet, gegen arbeitsscheue und für die Sicherheit des 
Eigenthums gefährliche Personen auf Zulässigkeit der Ver- 
wahrung in einer Zwangsarbeits- oder Besserungsanstalt er- 
kannt werden.** 

Eine solche Bestimmung neben der oben citirte n Be- 
Stimmung des § 39 bezüglich der Zulässigkeit der^u swei- 
sung wur^^einen ganz aus reich eiaSen'^Schutz gegen die 
gefahrlichen Individuen zu bieten im Stande sein ; denselben 
noch überdies durch eine Bestimmung über die Zulässigkeit 
der Stellung unter Polizeiaufsicht verstärken zu wollen, würde 
diesen Schutz bereits zu einem hypertrophischen gestalten, 
bei welchem der Zweckgedanke des Strafrechtes nur mehr 
Schaden zu nehmen vermöchte. 

Schon der ganz u nsympathische Begriff der „Polizei- 
aufsicht", der so seltsam in das Gefüge des modernen 
Rechtsstaates hineinragt, sollte die gesetzgebenden Facto- 
ren dazu bestimmen, von der Reception derselben in ein 
neues Strafgesetz abzusehen und den Versuch zu wagen, sich 
ohne ein Institut von einem zum sehr allermindesten proble- 
matischen Werthe zu behelfen. 

Mit der Befugnis ausgerüstet den gefährlichen Menschen 
aus einem bestimmten Orte auszuweisen und ihn in einer 
Zwangsarbeitsanstalt über die Strafzeit hinaus detiniren zu kön- 
nen — wird doch wohl die Gesellschaft dem Einzelnen gegen- 
über weiterer Beschränkungsbefugnisse entrathen können! 

Jene grosse Praeponderanz des Gesellschafts- gegenüber 
dem Privatinteresse, die nunmehr wieder in den Vorder- 
grund tritt, mag die Zulässigkeit der Ausweisung und der 
Anhaltung im Zwangsarbeitshause dort rechtfertigen, wo 
eine imminente Gefahr, die der Allgemeinheit durch den 
Einzelnen erwachsen kann, dargethan zu werden vermag; 
für die Aufrechthaltung der Polizeiaufsicht gibt es weiter 
keinen ernsten Grund; eine zielbewusste Gesetzgebungspoli- 
tik sollte sich dieser Popanz so rasch als nur möglich ent- 
ledigen. ' ' 
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Läßst sich wohl eine grössere Anomalie denken als es 
jene ist, dass der auf blossen Widerruf entlassene Sträfling 
(§§ 19 — 22 d. Entw.), welcher in jedem Augenblick, sobald 
sein Betragen das in ihn gesetzte Vertrauen nicht rechtfertigt — 
zur vollständigen Abbiissung der ihm urtheilsmässig zuer- 
kannten Strafe verhalten werden kann, nicht un er Polizei- 
aufsicht gestellt wird, während Jener, der die ihm zuerkannte 
Strafe bereits zur Gänze verbiisst hat, unter dieselbe gestellt 
werden soll? 

Es wird sich also nach den Bestimmungen des Ent- 
wurfes Ersterer frei bewegen, er soll uneingeschränkt seinem 
Berufe und Erwerbe nachgehen können, während der Letztere 
jenen zahlreichen Beschränkungen, die § 9 des Ges. vom 
10. Mai 1873 anführt, unterworfen werden darf! 

Vergebens wird man sich darauf berufen wollen, dass 
die Gefährlichkeit des entlassenen Sträflings derartige Be- 
schränkungen zulasse oder gar nothwendig mache; immer 
wird man zur natürlichen Schlußsfolgerung gelangen müssen, 
dass der bereits aus der Strafe Entlassene zum mindesten 
auf dieselbe Behandlung Anspruch erheben dürfe wie Jener, 
der sich noch eigentlich in Strafe befindet, und dass 
er demselben gegenüber nicht zurückgesetzt werden dürfe. 

Wenn bei dem aus der Strafe Beurlaubten ei ne un- 
y ^ 9 auffällige Überwachung ihren Zweck erfüllt und es keinerlei 
InTnütfÖser VerboteT und Gebote bezüglich des Aufenthaltes, 
keiner persönlicher Anmeldungen, keiner Anzeigen etc. be- 
darf, so sind diese Massregeln gewiss auch gegenüber dem 
bereits aus der Strafe Entlassenen ganz überflüssig und 
können ohne jeden Schaden für den Entlassenen und für 
die „bedrohte" Gesellschaft entbehrt werden. 

Indess, wenn wir dafür eintreten, dass in vielen Fällen, 
wo heute die Stellung unter Polizeiaufsicht erfolgt, nunmehr 
sofort auf Zulässigkeit der Anhaltung in einer Zwangsarbeits- 
oder Besserungsanstalt erkannt werden möge, so erscheint es 
uns um sonothwendiger auf eine gründliche Revision der 
bisher geltenden Bestimmungen bezüglich des letzt- 
erwähnten Verfahrens zu dringen. 






ZunächW wäre die Bestimmung, welche die Entscheidung y 
über die Anhaltung im Zwangsarbeitshause der politischen / y^/^'^ 
Landesbehörde überträgt (§ 7 des Ges. vom 24. Mai 1885 * 
Z. 90 R.-G.-Bl.), nicht weiter aufrecht zu erhalten. ^J^"^} ^ 

Ihre Handhabung führt nach den bündigsten Versiehe- /Pj>A^ 5? 
rungen der erfahrensten Praktiker zu bedeutenden Incon- (^^ "^^^ ""^^^ 
venienzen. Sträflinge, die ihre Strafe tadellos überstanden haben /^L^^,^^^ 
und als vollkommen gebessert entlassen werden sollen, müssen, c^ 

Aveil während ihres Aufenthaltes in de r Strafan stalt seitens gs 
der politischen Behörde ein sog. „ Notionserkenntnis ** gegen 
sie ergangen ist — aus der Strafanstalt direct an das Zwangs- 
arbeitshaus übergeben werden. 

Der Rückschlag, den ein solches Verfahren auf den ge- 
besserten Sträfling ausübt, wurde uns vielfach als ein geradezu 
furchtbarer geschildert. 

Der Sträfling, der auf die Wiedererlangung seiner Frei- 
heit mit Zuversicht gerechnet und in Anhoffnung derselben 
sein Betragen den strengsten Anforderungen gemäss einge- 
richtet hat, sieht sich in seinen Erwartungen getäuscht*) 
und trägt es mit dem denkbar grösstea Unwillen, dass er 
oft nach v ieljährige r Kerkerhaft statt der langersehnten ^ H- 
Freiheit wieder gegeben zu werden, den Kerker mit der / 
Zwangsarbeitsanstalt eintauschen 30II. Ein wilder Trotz be- ^^^ 
mächtigt sich seiner und er sucht sein früheres, besseres ^^ 
Betragen durch Auflehnung und Widerspenstigkeit wett zu ^ 
machen, wodurch seine Anhaltung in der Zwangsarbeitsan- 
stalt sich nicht allein für ihn selbst, sondern für alle Jene, 
mit denen er daselbst in Berührung kommt, äusserst un- 
günstig gestalten muss. 

Insbesondere wurden Klagen dieser Art bezüglich der 
in den , Jugendabtheilun gen ** detinirten Sträflinge in geradezu 
beweglicher Weise vorgebracht. 

*) Es wird darüber lebhaft Klage geführt, dass dergleichen Notions- 
erkenntnisse gekillt werden, ohne dass man es für nothwendig finden 
würde, Erkundigungen bei der betreffenden Strafanstalten über die 
Führung des Verurtheilten im Kerker einzuholen. 
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Die Strafverbüssung in einer solchen Jugendabtheilung 
wird vielfach von der Erfüllung ziemlich rigoroser Bedingungen 
abhängig gemacht, um ja nur den Erfolg der auferlegten 
Freiheitsstrafe möglichst zu sichern. 

Der Strafvollzug selbst erfolgt in der penibelsten Weise 
und alle Mühe und Sorgfalt wird daran verwendet um eine 
Besserung des jugendlichen Übelthäters herbeizuführen. 

Oft scheint das schwierige Werk nach Verlauf der Straf- 
zeit gelungen zu sein oder es ist dem Gelingen wenigstens 
nahe. 

Inzwischen aber beliebt es der Landesbehörde, deren 
Mitglieder den Verurtheilten nie gesehen, mit dem sie nie 
in irgend welchen Verkehr getreten sind, die weitere An- 
haltung des zu Entlassenden in einer Zwangsarbeitsanstalt 
auszusprechen und dieselbe in Vollzug zu setzen, und nun 
sind alle Resultate der sorgsamsten Aufsicht und 
Zucht mit Einem Schlage wieder vernichtet. 

Ist es nicht eine Anomalie Unmittelbarkeit und Mündlich- 
keit für ein Strafverfahren zu verlangen, das zur Verhängung 
einer Geldstrafe oder einer minimalen Freiheitsstrafe führen 
kann; dagegen über die Frage einer 3jährigen schweren 
Detention durch eine Behörde entscheiden zu lassen, die 
den Betroffenen nie gesehen hat, mit demselben nie in 
Berührung gekommen zu sein braucht? 

Alle diese grossen, schwer empfundenen Übelstände würden 
vermieden oder doch auf das mindeste Mass herabgedrückt 
werden können, wenn nach dem richterlicherseits ergangenen 
Ausspruche über die Zulässigkeit der Anhaltung in einer 
Zwangsarbeitsanstalt die Entscheidung hierüber der Straf - 
Vollzugscommission (§ 10 des Gesetzes vom 1. April 1872, 
Nr. 43 R.-G.-B1.) oder dort, wo eine solche zur Thätigkeit 
nicht berufen erschemt, der sog. Hauscommissio n der Ge- 
fangenenanstalt voirbehalten bleiben würde. 

Diese Commission hätte in bestimmt er Frist vor Aus- 
gang d er Strafzeit desjenigen, bezüglich dessen das ijencht 
die ZuiäÄsigkeit der Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanstalt 
ausgesprochen hat, die Entscheidung zu fällen: 



119 



a) ob die Abgabe in eine solche Zwangsarbeitsanstalt 
sofort unmittelbar nach erfolgter Strafverbüssung zu erfolgen 
habe oder ob 

b) dieselbe nur und erst dann zu erfolgen habe, wenn 
der aus der Strafe Entlassene in einer gewissen Zeit eine 
strafbare Handlung bestimmter Art begangen, oder endlich 

c) ob die Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanstalt zur 
Gänze zu entfallen habe. 

Es wäre von grossem Nutzen für den Strafvollzug, wenn 
der Verurtheilte bei Antritt und Verbüssung der ihm zuer- 
kannten Hauptstrafe wüsste, daps von seinem Verhalten 
in der Strafanstalt die Verhängung der für zulässig 
erkannten Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanstalt 
abhängen werde. 

Ein ganz tadelloses, von wirklicher, ernster Reue Zeugnis 
gebendes Betragen würde zur Folge haben, dass von der Ver- 
hängung der als zmässig erkannten Anhaltung in einer Zwangs- 
arbeitsanstalt zur Gänze abgesehen werden könnte. 

Wäre die Besserung des Verurtheilten eine nur wahr- 
scheinliche und stünden in der Freiheit Rückfälle immerhin 
zu befürchten, so wäre wohl ein Erkenntnis am Platze, das 
ähnlich der sog. bedingten Verurtheilung, oder wie wir es 
lieber genannt sehen würden, dem sog. bedingten Strafaach- 
lasse, die Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanstalt von dem 
Betragen des Verurtheilten nach der Enöassüng "aus der'Strafe 

labhangig macnen wufgeT ' ' "" "" 

' Ein solches Erkenntnis würde das Verhalten des Ent- 
lassenen wohl zu beeinflussen im Stande sein und eine ge- 
wisse Sicherheit dafür bieten, dass derselbe durch eine be- 
stimmte Zeit hindurch sich eines vorwurfsfreien Betragens 
befleissigen würde. 

Zur Fällung eines solchen Erkenntnisses kann nur eine 
Behörde berufen sein, welche denjenigen, bezüglich dessen 
das Gericht die.Zulässigkeit der Anhaltung in einem Zwangs- 
arbeitshause ausgesprochen hat, durch eine angemessene Zeit 
beobachtet, mit ihm in wiederholten directen Verkehr ge- 
treten ist, ihn prüft und ihn sondert. Die sog. Landesrom- 



V 



120 



inission, die nur auf Grundlage eines trockenen, unzuläng- 
lichen Actenmaterials urtheilt, die sich nicht davon über- 
zeugen kann, welchen Einfluss die Strafe auf den Verur- 
theilten ausgeübt hat, ist ein zur Fällung einer so wichtigen, 
folgenschweren Entscheidung gänzlich ungeeignetes Organ. 

Auch die Bestimmung bezüglich der Dauer der Anhaltung 
im Zwangsarbeitshause ist dringend einer Correctur bedürftig. 
§ 9 des oben cit. Ges. vom 24. Mai 1885, Nr. 90 R.-G.-B1. 
bestimmt: Die Anhaltung in einer Zwangsarbeitsan- 
stalt darf ununterbrochen nicht länger als drei Jahre 
dauern. 

Vergeblich forscht man nach dem Grunde dieser Be- 
stimmung. Erfolgt die Anhaltung wegen der Gefährlichkeit 
des Detinirten, dann ist absolut nicht einzusehen, warum 
dieselbe nach drei Jahren ihr Ende finden müsste; die Ge- 
sellschaft hat einen Anspruch auf Schutz auch nach Ablauf 
einer solchen Frist und es ist nicht zu verkennen, dass der 
Trotz eines gemeingefährlichen Individuums durch die er- 
folgte Anhaltung während einer verhältnismässig kurzen Zeit 
eher erhöht als vermindert werden kann. 

Die Voraussetzung, dass eine Besserung des Zwänglings 
binnen drei Jahren erfolgen müsse oder überhaupt nicht zu 
erzielen sei, bedarf keiner ernsthafter Widerlegung; somit bleibt 
nur die Annahme übrig, es finde die bezügliche Bestimmung 
nur darin ihre Erklärung, dass man sich nicht für be- 
rechtigt hält, die Freiheit eines Menschen unter dem Titel 
einer bloss correctionellen Nachhaft durch eine längere 
Zeit als jene von drei Jahren zu beschränken. — Sobald man 
aber diesen Standpunkt einnimmt, schwebt das Recht auf 
Anhaltung im Zwangsarbeitshause überhaupt in der Luft. 

Man hat entweder das Recht ein Individuum wegen im- 
minenter Gefährdung der Gesellschaft und zum Zweck seiner 
Besserung an seiner Freiheit zu beschränken, oder man hat 
dieses Recht nicht. 

Spricht man sich für das Erstere aus, dann gibt es kein 
Maximum für die Dauer der Anhaltung; glaubt man aber 
ein solches Recht nicht zu haben, dann ist man auch nicht 



121 



befugt die Anhaltung auf Eine Stunde vorzunehmen ; mit der 
Beschränkung auf drei Jahre vermag man sich gegen den 
Vorwurf eines unbefugten Eingriffes in die Rechte des Ein- 
zelnen nicht zu salviren. 

So trägt auch diese Bestimmung das Stigma der Halbheit 
und Schwäche unverkennbar an sich. 

Man kann verlangen, dass nach Ablauf einer im Gesetze 
bestimmten Zeit der stringenteste Nachweis für die augen- 
scheinliche grosse Gefährdung der Gesellschaft erbracht werden 
müsse, soll anders eine Anhaltung des Zwängliügs über diese 
Dauer hinaus stattfinden; aber ein unüberschreitbares Maximum 
darf im Gesetze nicht festgestellt werden, wenn anders das 
Princip, welches dem Institute überhaupt zu Grunde liegt, 
nicht gänzlich verleugnet werden soll. 

Die Aufrechthaltung dieses Maximums wird auch von der 
Praxis lebhaft beklagt. Der Detinirte, welcher weiss, dass er 
über die Dauer von drei Jahren hinaus in der Zwangsarbeits- 
anstalt nicht zurückgehalten werden darf, lässt es nicht selten 
die Leitung der Anstalt fühlen, wenn sie ihn nicht vor Ablauf 
dieses Maximums entlassen will; er verweigert manchmal 
jeden Gehorsam und lässt sich auch durch strenge Strafen 
in seinem Trotze und in seiner Wildheit nicht beirren. 

Hiedurch wird nicht nur bei ihm selbst jede Besserung 
illusorisch, sondern es übt ein solcher Fall auch einen äusserst 
verderblichen Einfluss auf die Mitgefangenen aus ; und schon 
diese Gefahr reicht für sich allein dazu hin, um ein regel- 
mässiges Maximum von etwa zehn Jahren zu rechtfertigen, ,^ 
es aber auch nicht auszuschliessen, dass bei besonderen VeV-^ 
hältnissen auch darüber hinaus die Verlängerung von Jahr 
zu Jahr beschlossen werden dürfe. 

Einer Remedur nach der milderen Seite hin bedarf 
dagegen die Praxis bezüglich der Entlassung vor dem nach 
dem geltenden Gesetze bestimmten Maximum einer drei- 
jährigen Detention. 

Die Bestimmung des 2. Absatzes des § 9 des Ges. vom 
24. Mai 1885, Inhalt deren der Angehaltene zu entlassen 
ist, sobald die Besserung eingetreten, wird in der Praxis nicht 
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befolgt; im Allgemeinen erfolgt die Entlassung der »Ge-; 
besserten* nicht vor Ablauf zweier Jahre. 

Dieser schablonenhafte Vorgang, für den, wie envähnt, 
das Gesetz keinerlei Anhaltspunkt bietet, führt zu mancherlei 
Unzukömmlichkeiten als deren bedeutendste von competenter 
Seite die nitchfolgende geschildert wird. 

Es empfehle sich dringend, so wird betont, einen sicht- 
lich eingetretenen Zustand der Besserung nicht vorüber- 
gehen zu lassen, ohne dem Angehaltenen die Freiheit wieder 
zu geben, damit er in dieser Phase der eingetretenen 
Besserung in die Gesellschaft zurücktreten und hier unter 
allerdings geänderten Verhältnissen seinen Lebenslauf neu 
zu beginnen vermag. 

Oft geht nämlich eine in dem Betragen des Zwänglings 
eingetretene günstige Änderung durch den weiteren Aufenthalt 
in der Zwangsarbeitsanstalt wieder verloren, während psycho- 
logische Momente diesen Rückfall vielleicht ausschliessen 
würden, wenn der Angehaltene den Lohn für seine Besserung 
sofort in der Form der Entlassung aus der Zwangsarbeits- 
anstalt erhalten haben würde. 

Wir eilen zum Schlüsse unserer Auseinandersetzungen! 

Die von uns empfohlene gänzliche Beseitigung der Polizei- 
aufsicht würde, wir geben dies nicht nur zu, sondern wir 
bezeichnen es als den Gegenstand unserer Wünsche und Be- 
strebungen, eine bedeutende Vermehrung der Fälle 
der Anhaltung in den Zwangsarbeitsanstalten zur 
Folge haben; einer solchen Vermehrung setzt man in der 
Regel finanzielle Bedenken entgegen und verweist auf die 
namhaften Kosten, die mit der Errichtung neuer Zwangs- 
arbeitshäuser verbunden sein müssten. 

Aber diese Schwierigkeiten finanzieller Natur werden 
einei'seits bedeutend überschätzt, andererseits dürfen dieselben 
bei dem Versuche der Lösung einer so überaus wichtigen 
social-politischen Frage nicht allzusehr in den Vordergrund 
gestellt werden. 

Zunächst kömmt zu erwägen, dass die Zwangsarbeits- 
anstalten in ihrer heutigen geringen und gänzlich unzurei- 
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chenden Anzahl*) namhafte Kosten bereiten, ohne einen 
nennenswerthen Nutzen bringen zu können. Bei der grossen 
Zahl Jener, bezüglich deren die Anhaltung in einer Zwangs- 
arbeitsanstalt verhängt wird, und bei der geringfügigen Zahl 
derjenigen, die in einer der bestehenden Zwangsarbeitsan- 
stalten auch wirklich Aufnahme finden, ist es nur allzu 
erklärlich, dass die wirkliche Anhaltung nur bezüglich 
Jener zu erfolgen pflegt, die mit einer bedeutenden Zahl 
von Vorbestrafungen „ausgewiesen* werden, da man eben 
in dieser grösseren Ziffer — wenn auch nicht immer mit 
Recht — ein Kennzeichen für die grössere Gefährlichkeit 
erblicken zu können vermeint. Es bezeugen dies jene oben 
erwähnten Straflisten der in den Zwangsarbeitsanstalten de- 
tinirten Personen, nach welchen durchschnittlich mehr als 
25 Vorbestrafungen auf den Einzelnen entfallen. 

Aber solchen Individuen gegenüber kann, wie wir bereits 
dargethan haben, auch die Detention in einer Zwangsarbeits- 
anstalt keine Erfolge mehr aufweisen; hier wird jede Besse- 
rungsmöglichkeit mehr als zweifelhaft. 

Ist aber dies der Fall, dann sind die auf die Erhaltung 
der bestehenden Zwangsarbeitsanstalten heute verwendeten 
Kosten zum Theile unproductiv und sie würden es erst dann zu 
sein aufhören, wenn eine angemessene Vermehrung 
dieser Anstalten erfolgen würde, welche die Staatsver- 



*) In den im Beichsrathe vertretenen Ländern befinden sich folgende 
Landeszwangsarbeiis- und Besserungsanstalten: In Niederösterreich zu 
l^ornenburg, Neudorf, Eggenbnrg, Weinzierl, Unter St._ Veit und Ernst- 
brunn. In Oberösterreich zu Baum garten berg. In Steiermark zu Mes- 
sendorf und Ijankowitz. In Kärnten zu Klagenfurt. In Krain zu Lai- 
bach. In Tirol zu St. Martin bei Schwatz. In Vorarlberg zu Jagdberg. 
In Böhmen zu Prag, 6epy, Pardubic, Kostenblatt und Opatovic. 
In Mähren zu Brunn, Mähr. Schönberg, Znaim, Iglau, Neutitschein. In 
Galizien zu Lemberg. 

Dem Bedürfnisse entsprechend sind mit derlei Institutionen nur 
Niederösterreich und Mähren versehen; in Mähren scheint sogar die 
Zahl der Zwangsarbeitshäuser eine grössere zu sein, als es notLwendig 
ist, was aus mancherlei an anderer Stelle zu erörternden Gründen 
gleichfalls zu Inconvenienzen zu führen vermag. 
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waltung in den Stand setzen würde, die Anhaltung weit 
häufiger, d. i. in einem früheren Zeitpunkte des verbre- 
cherischen Lebens des Einzelnen eintreten zu lassen. Nur 
eine rechtzeitig sich einsetzende Zucht kann den ange- 
strebten Zweck auch erreichen, jene Art der Anhaltung, wie 
sie mangels der nöthigen Anzahl von Zwangsarbeitsanstalten 
hierlands vielfach ausgeübt zu werden pflegt, ist zum grossen 
Theile ganz wirkungslos und darum muss sie gerade vom 
finanziellen Standpunkte aus entschieden bekämpft werden. 
Bei dieser Erwägung haben übrigens auch die Kosten des 
Vollzuges der kurzen Freiheitsstrafen in Betracht gezogen 
zu werden, welche bei einer angemessenen Vermehrung der 
Zwangsarbeitsanstalten eine wesentliche Verringerung erfahren 
würden. 

Übrigens scheint uns der klare Sinn und Wortlaut des 
bestehenden Gesetzes jede Ausflucht, die unter Hinweis auf 
finanzielle Schwierigkeiten eine Vermehrung der Zwangs- 
arbeitsanstalten zu hintertreiben oder doch zu verzögern 
sucht, abzuschneiden. 

Gemäss § 1 des Ges. vom 24. Mai 1885 Nr. 90 R.-G.-B1. 
ist in den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern für eine den Anforderungen der öffentlichen Sicher- 
heit entsprechende Anzahl von Zwangsarbeitsanstalten vor- 
zusehen. Nachdem die Zahl der Verurtheilungen wegen der 
Übertretungen des Bettels und der Landstreicherei, zu deren 
Bekämpfung in erster Linie die Gesetze vom 10. Mai 1873 
und vom 24. Mai 1885 ergangen sind, seit Jahren — einzelne 
Schwankungen abgerechnet — in einem ständigen Wachs- 
thume begriffen ist und die horrende Ziffer von 100.000 
Fällen im Jahre erreicht hat, so ist das Bedürfnis nach 
Vermehrung jener Anstalten gegen allen Zweifel dargethan 
und es hat somit der Staat im Sinne des § 2 des citirten 
Ges. unter Anbietung eines entsprechenden Beitrages 
auf die Errichtung, resp. entsprechende Vermehrung solcher 
Anstalten durch die Königreiche und die Länder zu dringen. 
Er ist hiezu nach dem klaren Wortlaut des Gesetzes berech- 
tigt und verpflichtet und er könnte um so sicherer auf 
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ein bereitwilliges Entgegenkommen rechnen, als die Stim- 
mung der Bevölkerung der Errichtung von Zwangsarbeits- 
anstalten gegenüber eine entschieden günstige ist. — 
Die Erwägungt dass die voraussichtlich zu gewärtigende 
bedeutende Abnahme der ganz nutzlosen kurzen Frei- 
heitsstrafen dem Staate einen mehr als reichlichen Er- 
satz für dessen „Beitragt bieten würde, sollte jeden weiteren 
Aufschub der Lösung dieser Frage hintanhalten und die Er- 
füllung eines dringend gewordenen Postulats der Strafrechts- 
pflege und Strafpolitik wesentlich beschleunigen. 
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